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Interview: Eine gegen 84 

Der 17. Juni wurde in Thüringen mit einer Gegen¬ 
stimme zum „rot-rot-grünen“ Gedenktag - mit 
rechter und ganz rechter Unterstützung. 
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Football’s coming home 

Stell dir vor es ist Fußball und die UZ berichtet 
darüber. Kommerz und Depression im Profisport — 
zwei Fußball-Krimis. 
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Thema der Woche 


75 Jahre nach dem 
Überfall auf die 
Sowjetunion 

Die deutschen Kommunistinnen und Kom¬ 
munisten gedenken gemeinsam mit den 
anderen antifaschistischen Kräften und der 
Friedensbewegung des 75. Jahrestages 
des Überfalls der faschistischen deutschen 
Wehrmacht auf die sozialistische Sowjetuni¬ 
on am 21. Juni 1941. Die Lehren aus der Ge¬ 
schichte heißen: Nie wieder Faschismus, nie 
wieder Krieg! Und sie heißen jetzt und heute: 
Frieden mit Russland! 
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Kriegsspiele und Kriegsgefahr 



Der relativ kleine Kopf der Würgeschlange Anakonda -„Anakonda“ heißt das aktuelle Manöver in Polen 


P olen ist bedroht. Vom Koloss im 
Osten. Dieses reaktionäre Man- 
tra rezitierte Verteidigungsminis¬ 
ter Macierewicz erneut am 11. Mai im 
Sejm, dem polnischen Parlament. Den 
früheren Regierungen Polens warf er 
vor, „die Absichten der Russischen 
Föderation gegenüber Polen und den 
übrigen europäischen Ländern falsch 
eingeschätzt zu haben“. Infolgedessen 
hätten sie die östliche Flanke des Lan¬ 
des „völlig ungeschützt“ gelassen. 

Die Gesellschaft muss sich auf ei¬ 
nen Angriff „der Russen“ vorbereiten, 
die Armee gestärkt werden. Unter dem 
Deckmantel der „Landesverteidigung“ 
gegen Russland soll eine Freiwilligen¬ 
miliz aufgebaut werden - aus extrem 
rechten Schlägern. Mit Unterricht über 
die NATO an Schulen und „Militär¬ 
picknicks“ für die ganze Familie wird 
die antirussische Stimmung im Land 
„angeheizt“, so die „FAZ“ am 4. Juni. 
Nicht nur wegen des NATO-Gipfels, 
der am 8. und 9. Juli in Warschau statt¬ 
finden soll: Chauvinismus und Milita¬ 
rismus sind offenbar auch Mittel für 
innenpolitische Zwecke. Der NATO- 
Gipfel soll festschreiben, was schon 
lange geplant ist „Abschreckung und 
Verteidigung“ lautet diesmal das Motto 
(Deterrence and Defense). Angeblich 
will die NATO aber auch Bereitschaft 
zum Dialog mit Russland signalisieren. 

Rund 2 000 Fallschirmjäger aus Po¬ 
len, den USA und Großbritannien er- 
öffneten am Dienstag vergangener Wo¬ 
che in der Nähe der polnischen Stadt 
Torün mit einer Luftlandeübung das 
internationale Truppenmanöver „Ana¬ 
konda 2016“, die größte Militärübung 
in Polen seit 1989, die bis zum 17. Juni 
andauert. Sie wird von kleineren Übun¬ 
gen flankiert. Offiziellen Angaben zu¬ 
folge werden bei „Anakonda“ insge¬ 
samt mehr als 31 000 Soldaten aus 24 
Ländern, 3 000 Fahrzeuge, 105 Flugzeu¬ 
ge und 12 Schiffe eingesetzt. Wie passt 
die Dialogbereitschaft gegenüber Russ¬ 
land zu diesem Kriegsspiel unmittelbar 
vor dem 70. Jahrestag des faschistischen 
Überfalls auf die Sowjetunion? Wie die 


Die Gladbecker DKP-Kreisvorsitzen- 
de, Antje Potratz, ist am vergangenen 
Freitag von einem türkischen Natio¬ 
nalisten angegriffen worden. Der Tä¬ 
ter verletzte Antje Potratz durch einen 
Schlag auf den Kopf und beschimpf¬ 
te sie als „Grup Yorum Schlampe“. 
Die DKP-Kreisvorsitzende musste im 
Krankenhaus behandelt werden und 
erstattete Anzeige gegen Unbekannt 
bei der Polizei. 

Seit dem 26. Mai findet vor dem 
Gladbecker Rathaus täglich eine 
Mahnwache gegen das Auftrittsverbot 
der türkischen Gruppe „Grup Yorum“ 
statt. Die DKP Gladbeck beteiligt sich 
an den Mahnwachen aus Protest ge¬ 
gen das faktische Verbot eines geplan¬ 
tes Konzerts der Musikgruppe. Antje 
Potratz beteiligt sich aktiv an den Pro¬ 
testen. 

„Der brutale Überfall ist ein Er¬ 
gebnis der Hetze nationalistischer tür¬ 
kischer Gruppen und Moscheeverei¬ 
nen in Gladbeck gegen einen Auftritt 
von ,Grup Yorum 4 “, erklärte die DKP 


Stationierung von Militär nahe der rus¬ 
sischen Enklave Kaliningrad, wo sich 
ein Militärstützpunkt der russischen 
Seestreitkräfte befindet? Wie die Ver¬ 
träge brechenden Pläne für eine dau¬ 
erhafte und noch stärkere Präsenz von 
NATO-Truppen in unmittelbarer Nähe 
der russischen Grenzen sowie die Stati¬ 
onierung von noch mehr Waffen in der 
Region? 

Neben etwa 12 000 Soldaten des 
Gastgebers üben 14 000 US-Soldaten 
die Ouvertüre zum III. Weltkrieg. Die 
anderen kommen aus 22 weiteren NA¬ 
TO-Ländern und Partner-Staaten des 
Pakts, darunter aus der Ukraine. Unter 
den Teilnehmern befinden sich die NA¬ 
TO-Staaten wie die aus dem Baltikum, 
Spanien, Türkei, Deutschland, Großbri¬ 
tannien, Albanien, Kanada, Kroatien, 
Tschechien, Slowakei, Rumänien und 
Bulgarien sowie die Nichtmitglieder 
Finnland, Mazedonien, Ukraine und 
sogar der Kosovo. Zum Einsatz kom¬ 
men bereits rund 400 Angehörige der 


Ruhr-Westfalen in einer ersten Stel¬ 
lungnahme. Antje Potratz: „Ich werde 
mich nicht einschüchtern lassen, son¬ 
dern mich weiterhin an der Mahnwa¬ 
che beteiligen!“ 

„Der Angriff auf unsere Genos¬ 
sin ist eine Folge der nationalistischen 
Stimmung, die der türkische Präsident 
Erdogan auch in der Gemeinschaft 
der Menschen türkischer Herkunft in 
Deutschland macht“, stellte der DKP- 
Vorsitzende Patrik Köbele nach dem 
Angriff auf Potratz fest. „Aber dass 
Erdogan einen so großen Einfluss hat, 
liegt auch daran, dass Bundesregie¬ 
rung und EU ihn gestützt haben, da¬ 
mit er den Türsteher gegen Flüchtlinge 
macht. Wir kämpfen gegen rassistische 
und nationalistische Gewalt. Wir ste¬ 
hen an der Seite der fortschrittlichen 
Kräfte in der Türkei. Wir sind stolz da¬ 
rauf, ,Grup Yorum 4 als Gast beim UZ- 
Pressefest begrüßen zu können 44 
„Erdogan geht brutal gegen die Op¬ 
position im eigenen Land vor“, stell¬ 
te Sevim Dagdelen (MdB Partei „Die 


polnischen Freiwilligenmiliz. Georgien 
hat abgesagt, weil angeblich Masern im 
vorgesehenen Truppenteil aufgetreten 
sind. Die Bundeswehr ist mit etwa 400 
Pionieren vertreten. 

Angeblich hat das Manöver defen¬ 
siven Charakter. Wäre es so, die Paten 
von „Anakonda“ hätten sich bei der 
Namensgebung vertan: Es ist nicht ihr 
defensives Verhalten, für das die rie¬ 
sige Würgeschlange mit dem unver¬ 
hältnismäßig kleinen Kopf bekannt 
ist. „Bild“ brachte es auf den Punkt 
„Anakonda 16: Hier übt die Nato 
Krieg gegen Putin“. „Spiegel Online“ 
attestierte: „Man muss kein Experte 
sein, um das Szenario zu verstehen. 
Kurz vor dem Nato-Gipfel spielt Po¬ 
lens Militär den Angriff Russlands 
auf den Ostrand der Allianz durch. 
Polen kann sich wehren, soll das hei¬ 
ßen - wohlgemerkt gemeinsam mit 
den auf Manöverkarten blau mar¬ 
kierten Nato-Truppen.“ Wenige Tage 
vor Beginn des Manövers erklärte der 


Linke“) nach der erfolgten Verfas¬ 
sungsänderung in der Türkei in der 
vergangenen Woche fest und sprach 
von einer „Jagdsaison auf die demo¬ 
kratische Opposition“, die der türki¬ 
sche Präsident eröffnet habe. Diese 
Treibjagd macht offensichtlich an den 
türkischen Grenzen nicht Halt. Wegen 
der Abstimmung über die „Armenien- 
Resolution“ im deutschen Bundestag 
drohte der türkische Staatspräsident 
in Richtung „türkeistämmiger“ Ab¬ 
geordneter: „Ihr Blut ist verunreinigt 
und sollte in einem Labor untersucht 
werden“ und diffamierte die Abgeord¬ 
neten als „verlängerten Arm von Ter¬ 
roristen“. Das ist eine Kampfansage an 
alle demokratischen Kräfte, in Istan¬ 
bul, Cizre, Berlin und Gladbeck. 

„Grup Yorum“ macht seit 1985 so¬ 
zialistische Musik und begeisterte da¬ 
mit bereits Zehntausende Zuschauer. 
Regelmäßig wurde die widerständi¬ 
ge Band in der Vergangenheit Opfer 
staatlicher Repression. Fünf Jahre 
lang veranstaltete „Grup Yorum“ in 


polnische Ministerpräsident Andrzej 
Duda bei einem gemeinsamen Treffen 
mit Nato-Generalsekretär Jens Stol¬ 
tenberg: „Das Ziel der Übung ist klar. 
Wir bereiten uns auf einen Überfall 
vor 44 Mark Milley, Generalstabschef 
der US-Armee, sagte, die Vereinigten 
Staaten wollten mit ihrer Teilnahme 
an dem Manöver unterstreichen, dass 
sie „Schulter an Schulter mit Polen 
stehen“ und zu Freiheit und Unabhän¬ 
gigkeit in der Region beitragen. 

Auf „Spiegel-online“ konnte man 
dagegen vergangene Woche lesen: 
„Mit der Übung ,Anakonda’ ist die 
NATO trotzdem nicht glücklich. Das 
Manöver, heißt es im Hauptquartier, 
sei ,viel zu plump auf Russland ge¬ 
münzt’. Zudem sei das Durchspielen 
des Bündnisfalls so kurz vor dem NA- 
TO-Gipfel in Polen ,zu dick aufgetra¬ 
gen’. Klar sei das Verhältnis zu Russ¬ 
land schwierig, hier aber werde ,ohne 
Not der Ernstfall durchexerziert’. 44 

Nina Hager/Manfred Idler 


der Türkei eine Reihe sogenannter 
Volkskonzerte. Zu kostenlosen Kon¬ 
zerten kamen bis zu 500 000 Zuhö¬ 
rerinnen und Zuhörer. Aus Angst vor 
einem „Aufruhr“ verbot das türkische 
AKP-Regime im vergangenen Jahr 
Auftritte der Musiker. Dezentral or¬ 
ganisierte Ersatzkonzerte der Band 
wurden von der Polizei angegriffen. 
Infolge dessen kam es zu Straßen¬ 
schlachten und Festnahmen. 

Werner Sarbok 

★ 

Die DKP Gladbeck hat für den 18. Juni 
eine Kundgebung angemeldet, um 
auch am Tag des verbotenen Konzer¬ 
tes unter dem Motto: „ Ein Herz, eine 
Stimme gegen Rassismus“ zu protes¬ 
tieren. Im Rahmen der Kundgebung 
wird auch,Grup Yorum' auftreten. Die 
Kundgebung wird von 10.00 Uhr bis 
22.00 Uhr auf dem Gladbecker Fest¬ 
platz Ecke Hörster Straße/Bergmann¬ 
straße stattfinden. 



Nur noch 2 Wo¬ 
chen bis zum UZ- 
Pressefest 


... und wir freuen uns 
auf Klaus den Geiger mit 
Orchester! 

Einer der Höhepunkte des UZ- 
Pressefestes in Dortmund wird 
der Abschluss am Sonntag, 
den 3. Juli, sein. Von 15 bis 18 
Uhr treten der von Pete See- 
ger gegründete Walkabout 
Clearwater Chorus aus den 
USA, Klaus der Geiger, Esther 
Bejarano und die Microphone 
Mafia auf. 

Klaus der Geiger kommt 
in diesem Jahr gemeinsam 
mit dem Orchester des Kölner 
KunstSalons, das vor knapp 20 
Jahren gegründet wurde. Als 
ihren Dirigenten, Coach und 
Composer wählten die Musi¬ 
ker damals Klaus von Wrochem, 
Pressefest-Besuchern als Klaus 
der Geiger bekannt. 

Auf das Pressefest kommt 
das Orchester unter anderem 
mit einer Zwölftonkompositi¬ 
on von Klaus dem Geiger, die 
in Zusammenhang mit einer 
lyrischen Werk seiner Tochter 
Antje von Wrochem über ein 
Flüchtlingsdrama entstand. Zu 
hören sind außerdem: „Youka- 
li“, ein Kurt-Weill-Tango, das 
Klezmer-Stück „Turkish wo¬ 
men in Berlin“, „Ulla in Afri¬ 
ka“ , eine Komposition von und 
mit Heiner Wiberny (WDR-Big- 
band) und die Lieder von Klaus 
dem Geiger „Erde, wir sind dei¬ 
ne Kinder“,„Leben ist schön“ 
und „God bless the grass“ in 
Deutsch. 

Klaus der Geiger kommt seit 
vielen Jahren zum UZ-Presse- 
fest. Ihn faszinieren „das lange 
Durchhalten, das große Ange¬ 
bot und die Stimmung“, aber 
vor allem kommt er wegen der 
Themen, wegen des Engage¬ 
ments für Frieden und Gerech¬ 
tigkeit. Wir freuen uns auf ihn 
und das KunstSalonOrchester! 

UZ-Pressefest, Revier¬ 
park-Wischlingen, Haupt¬ 
bühne, Sonntag, den 3. 
Juli 2016,15 bis 18 Uhr 

uz-pressefest.de 


Der lange Arm Erdogans 

DKP-Kreisvorsitzende von türkischen Nationalisten überfallen 
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Wirtschaft und Soziales 


unsere zeit m 


Siw Mammitzsch zur Mietpreisbremse 

Ungebremst vor die Wand 


Wucherähnliches Rechtsgeschäft 

Kollegin macht Mindestlohn rückwirkend geltend 


Wenn eine Bremse nicht funktio¬ 
niert, fährt man die Karre schon mal 
vor die Wand. So oder ähnlich lassen 
sich die meisten Kommentare lesen, 
die die Mietpreisbremse behandeln. 
Die Wirtschaftsseite will das Ding 
gerne wieder loswerden. Es könnte 
ja noch jemand auf die Idee kommen 
so nachzusteuern, dass sie wirkt. 

Zieht jemand aus einer Woh¬ 
nung aus, wird diese wiedervermie¬ 
tet. Die Miete darf dann nicht über 
10 Prozent über der ortsüblichen 
Vergleichsmiete liegen. An sich eine 
gute Idee. Das Gesetz wurde jedoch 
auf Betreiben der WohnungsWirt¬ 



schaft mit Ausnahmen gelöchert. 
Dieser Schweizer Käse führte z.B. in 
Berlin dazu, dass ca. ein Drittel aller 
Wiedervermietungen nicht unter das 
Gesetz fielen. Für Neubauten und 
umfassende Modernisierungen z.B. 
greift das Gesetz gar nicht. Eigentlich 
totaler Unsinn, da diese in den meis¬ 
ten Mietspiegeln schon gesondert be¬ 
wertet werden, also deutlich höhere 
Mieten zulassen. 

Für jene Wohnungen, die vor der 
Einführung des Gesetzes schon über 
der Vergleichsmiete lagen, darf nach 
Wiedervermietung die Miethöhe bei¬ 
behalten werden. Auch normale Mo¬ 
dernisierungen bleiben aufschlagsbe¬ 
rechtigt wie bisher. 


Die meisten Menschen glauben 
zudem, die Mietpreisbremse gel¬ 
te bundesweit. Weit gefehlt. Sie gilt 
nur in wenigen Städten, für die ein 
zu knappes Wohnungsangebot fest¬ 
gestellt wurde. Festgestellt anhand 
von Daten aus Vorjahren - schon 
hier läuft man den Tatsachen hin¬ 
terher. 

Wer außerdem unbedingt eine 
Wohnung sucht und keine findet, der 
wird alles nehmen was bezahlbar ist. 
Anlegen mit dem Vermieter? Bloß 
nicht schon bei der Besichtigung! 
Dann sucht der sich einen Mieter, 
der zahlt. 

Und hinterher? Geht, machen 
aber wenige. Viele glauben, was ich 
unterschrieben habe gilt. Ist in dem 
Fall aber nicht so. Trotzdem weiß der 
Mieter dann immer noch nicht, wie 
hoch z.B. die Vormiete war oder ob 
Modernisierungen geltend gemacht 
werden. Rechtlich also zumindest un¬ 
sicher für den Mieter. 

Und selbst wenn der Mieter ge¬ 
winnt, gibt es das zu viel gezahlte 
Geld nicht komplett zurück, erst ab 
dem Zeitpunkt der Geltendmachung. 
Das Geld hilft aber auch nicht über 
die Angst, dass der Vermieter einen 
dann loswerden will. Strafrechtliche 
Konsequenzen für ignorante Vermie¬ 
ter? Fehlanzeige. 

Die einzig sinnvolle Mietpreis¬ 
bremse wäre eine komplette ohne 
Ausnahmen. Zudem bedarf es einer 
deutlichen Ausweitung des sozialen 
Wohnungsbaus mit Belegungsbin¬ 
dung. Deshalb fand diese Forderung 
Eingang in das Sofortprogramm der 
DKP. Die Wohnraumversorgung al¬ 
ler Bevölkerungsgruppen kann eben 
nicht auf dem „Markt“ gesichert wer¬ 
den. Der „Markt“ schließt bewusst 
breite Teile von der Versorgung aus. 
Es geht um Menschen, die nicht ge¬ 
nug Profit abwerfen. Da wo der Ka¬ 
pitalismus doch keine so gute Sache 
ist, müssen die Dinge eben wieder in 
öffentliche Hand. 


Karin Masche zur Einstellung des Verfahrens gegen K+S 


Gute Nachrichten aus der 
Konzernzentrale 


Anfang Juni ließ der K+S Konzern 
über die Medien verbreiten, dass das 
Verfahren der Staatsanwaltschaft 
Kassel wegen Gewässerverunreini¬ 
gung eingestellt sei und zog sich eine 
weiße Weste über. 

Die Staatsanwaltschaft gab über die 
von K+S verbreite Meldung zur Ein¬ 
stellung der Ermittlungen wegen man¬ 
gelnden Tatverdachtes keinen Kom¬ 
mentar ab. Alle Medien verwendeten 
seitdem lediglich die in der Konzern¬ 
zentrale formulierte Pressemeldung. 
Aber stimmt sie überhaupt? Auf der 
Internetseite der Staatsanwaltschaft 
wird vermeldet: „Das informationelle 
Selbstbestimmungsrecht verbietet die 
Weitergabe personenbezogener Da¬ 
ten ohne gesetzliche Grundlage. Da¬ 
her können allgemeine Auskünfte über 
Verfahren nicht erteilt werden. Demge¬ 
genüber sind die Behörden und somit 
auch die Staatsanwaltschaften nach § 
3 Hessisches Pressegesetz verpflichtet, 
der Presse die gewünschten Auskünf¬ 
te zu erteilen, soweit nicht gewichtige 
Gründe wie die Gefährdung von Er¬ 
mittlungen o. ä. entgegenstehen. Aus¬ 
künfte werden daher nur gegenüber 
der Presse auf Anfrage erteilt.“ 

Zumindest der „Spiegel“ hat es 
nach eigener Aussage versucht: „Von 
der Staatsanwaltschaft Kassel war zu¬ 
nächst keine Stellungnahme zu erhal¬ 
ten.“ Zunächst? Hat das Magazin dann 
doch eine Stellungnahme der Staatsan¬ 
waltschaft erhalten? Wenn ja, warum 
bringt es sie nicht? Wenn nicht, warum 
nicht, wo doch die Staatsanwaltschaft 
verpflichtet ist, der Presse Auskunft zu 


erteilen. All das hinterlässt einen fa¬ 
den Beigeschmack und die Frage, ob 
die Meldung aus der Konzernzentrale 
überhaupt den Tatsachen entspricht. 
Eine Folge gab es: Die Aktienkurse 
schnellten in die Höhe und die Wahr¬ 
scheinlichkeit, dass die Ermittlungen 
der Staatsanwaltschaft wenn schon 
nicht in Hessen, dann wenigstens im 
thüringischen Meiningen zur Haupt¬ 
verhandlung führen, verringert sich. 

Derweil nutzt der Konzern alle 
Möglichkeiten, weiter Lobbyarbeit zu 
betreiben. Kleine Maßnahmen wer¬ 
den hochgejubelt: Teilnahme (von 
K+S) am Mentorenprogramm für 
asylberechtigte Flüchtlinge, Spon¬ 
soring von Einsatzkleidung für die 
DLRG aber auch eine „Deutschland 
sucht den Superstar“-Sendung aus 
dem Kalischaubergwerk Merkers mit 
einem RTL-Millionenpublikum. 

Den strafbaren Tatbestand für 
Gewässerverunreinigungen nachzu¬ 
weisen, ist in der Tat schwierig, wenn 
Behörden und Politik ihn immer ge¬ 
nehmigt haben. 

Den Behörden war seit mindes¬ 
tens 40 Jahren bekannt, dass Trink¬ 
wasser im Werrarevier durch die Lau- 
genverpressung vernichtet wird. Der 
Zusammenhang zwischen Laugenver- 
pressung, Grundwasserversalzung und 
Trinkwasservernichtung ist aktenkun¬ 
dig. Doch ob die hessische Staatsan¬ 
waltschaft den Mut hat, auch in diese 
Richtung zu ermitteln und ob die Ge¬ 
richte es wagen, einen Prozess gegen 
die aktuelle grüne Landesministerin 
zu eröffnen, wird sich zeigen. 


In Schwerin wurde die Reinigungs¬ 
kraft Frau U. von einem großen Un¬ 
ternehmen im Kindertagesstätten¬ 
bereich mit einem Stundenlohn von 
3,10 Euro beschäftigt. Nach Beratung 
von ver.di verlangte sie den Mindest¬ 
lohn von 8,50 Euro, der ihr dann auch 
gewährt wurde. Dem Unternehmer 
war klar, dass er bei einem Lohn von 
3,10 Euro nicht nur gegen jeden An¬ 
stand, sondern auch gegen das Gesetz 
verstieß. 

Aber Frau U. wollte mehr. Sie woll¬ 
te auch für die Vergangenheit, in der 
sie für diesen Hungerlohn gearbeitet 
hatte, den Mindestlohn nachgezahlt be¬ 
kommen. Das lehnte der Unternehmer 
mit Hinweis auf die „Ausschlussfrist“ 
ab. Ihr stehe lediglich eine Nachzah¬ 
lung für die letzten drei Monate zu, da 
laut Arbeitsvertrag Forderungen, die 
nicht innerhalb von drei Monaten gel¬ 
tend gemacht werden, verfallen (Aus¬ 
schlussfrist). 

Frau U. klagte vor Gericht. Das 
Gericht in Schwerin folgte der Unter¬ 


nehmer-Argumentation. Frau U. ging 
in Berufung. Das Landesarbeitsgericht 
Mecklenburg-Vorpommern hob das 
Urteil auf. Es kam zu dem Schluss, dass 
ein Stundenlohn von 3,10 Euro sitten¬ 
widrig sei und es sich dabei um ein „wu¬ 
cherähnliches Rechtsgeschäft“ handele. 
Das ist immer dann zutreffend, wenn 
in einem Arbeitsverhältnis die „übliche 
Vergütung“ von dem gezahlten Lohn 
um mehr als ein Drittel unterschritten 
wird. Und wenn außerdem dem Unter¬ 
nehmer eine „verwerfliche Gesinnung“ 
vorgeworfen werden kann, weil er z.B. 
eine Notlage bei einer Beschäftigten 
ausnutzt. 

Für eine „übliche Vergütung“ ist der 
Tarifvertrag der jeweiligen Branche und 
der jeweiligen Region heranzuziehen. 
Gilt kein Tarifvertrag, muss vom allge¬ 
mein gezahlten Lohn in Branche und 
Region ausgegangen werden. Frau U. 
konnte sich auf einen Mindestlohn für 
Gebäudereiniger von 7,56 Euro bezie¬ 
hen und lag mit 3,10 Euro mehr als 50 
Prozent unter der „üblichen Vergütung“. 


Aber da war ja noch die Klausel mit 
der Ausschlussfrist im Arbeitsvertrag. 
Also doch nur drei Monate Nachzah¬ 
lung? 

Das LAG kam zu der Auffassung, 
dass bei einer „sittenwidrigen Vergü¬ 
tung“ wie in diesem Fall nicht von einer 
versehentlichen oder unbeabsichtig¬ 
ten Handlung auszugehen sei, sondern 
vorsätzlicher „Lohnwucher“ betrie¬ 
ben wurde. Bei einem „sittenwidri¬ 
gen Lohn“ könne sich der Arbeitgeber 
grundsätzlich nicht auf die im Arbeits¬ 
vertrag enthaltene Ausschlussfrist von 
drei Monaten berufen, weil der Rechts¬ 
grundsatz von Treu und Glauben damit 
ausgehebelt wurde. 

Das Gericht sprach Frau U. eine 
Nachzahlung von 12 000 Euro zu. 

ver.di und DGB-Rechtsschutz kom¬ 
mentieren, dass zur Durchsetzung des 
Mindestlohns grundsätzlich keine Aus¬ 
schlussfristen gelten. Er kann immer 
für mindestens drei Jahre rückwirkend 
eingeklagt werden. 

Christine Christofsky 



Kapitale Inzucht 

Ein Aufstellung aus Florenz aus dem Jahr 1427 belegt: 
Reiche Sippen bleiben (fast) immer reich 


Florenz lebt bis heute von seiner „gro¬ 
ßen“ Renaissance-Zeit zwischen dem 
15. und 17. Jahrhundert, die auch Fried¬ 
rich Engels in seiner „Dialektik der 
Natur“ rühmte: „Italien erhob sich zu 
einer ungeahnten Blüte der Kunst, die 
wie ein Widerschein des klassischen 
Altertums erschien und nie wieder er¬ 
reicht worden“ ist. Es war „eine Zeit, 
die Riesen brauchte und Riesen zeug¬ 
te. Die Männer, die die moderne Herr¬ 
schaft der Bourgeoisie begründeten, 
waren alles, nur nicht bürgerlich be¬ 
schränkt.“ 

Eine Studie von zwei Ökono¬ 
men der italienischen Nationalbank, 
Guglielmo Barone und Sauro Mocetti, 
hat nun eine spezielle Kostbarkeit je¬ 
ner Zeit zutage gefördert. Die beiden 
Wirtschaftswissenschaftler bargen ei¬ 
nen ganz anderen „Schatz“: Die Steu¬ 
erlisten jener Epoche. Ausgangsbasis 
war die nahezu lückenlose Aufstellung 
der Einkommens- und Vermögensver¬ 
hältnisse und der Berufe von damals 
10 000 Familien im Jahre 1427. Sowohl 
die „Welt“ als auch die „Süddeutsche 
Zeitung“ berichteten vergangene Wo¬ 
che darüber. 

Diese Übersicht ist deshalb so de¬ 
tailliert, weil die Stadtregierung damals 
infolge der Kriege gegen die Haupt¬ 
konkurrenz Mailand kurz vor der öko¬ 
nomischen Pleite stand. Aus diesem 
Grund wurde eine exakte Steuerer¬ 


hebung durchgeführt, um zu höheren 
Steuereinnahmen zu kommen. Mit ih¬ 
rer Hilfe konnten sie die Zusammen¬ 
setzung der Florentiner Steuerzahler 
exakt erfassen und sie dann mit jener 
des Jahres 2011 abgleichen. Das Ergeb¬ 
nis ist eine kleine sozial- und kultur¬ 
wissenschaftliche Sensation: Demnach 
kommen die wohlhabendsten Bürger 
der Stadt aus denselben Sippen, die 
Florenz schon im Mittelalter ökono¬ 
misch beherrschten. 

Die reichsten Familien von Florenz 
sind heute noch die gleichen wie vor 
600 Jahren. Sie bestimmen seit 600 Jah¬ 
ren unverändert die Geschäfte in Flo¬ 
renz. Ihr Reichtum wurde über nun¬ 
mehr 600 Jahre weitervererbt. Zwar 
ist die mächtigste der damaligen Fa¬ 
milien, die Sippe der Medici, bereits 
seit 1737 ausgestorben; aber im Jahre 
2011 waren die fünf Spitzenverdiener 
der Stadt Abkömmlinge von Mitglie¬ 
dern der Gilden der Schuh-,Wolle-, und 
Seidenhändler sowie der Juristen, die 
bereits im 15. Jahrhundert die höchs¬ 
ten Einkommen aufwiesen. Die Auto¬ 
ren der Studie kommen zu folgender 
Bewertung: „Wir fanden Hinweise auf 
die Existenz eines gläsernen Bodens, 
der die Nachfahren der Oberschicht 
vor dem Absturz schützt.“ 

Doch nicht nur eine Spitzenelite, 
auch die Nachfahren des obersten Drit¬ 
tels der damaligen Steuerzahler von 


1427 sind heute reicher als der Durch¬ 
schnitt. Die Studie bestätigt die in Flo- 
rens gängige Einschätzung. „In Florenz 
beherrschen seit den Zeiten der Medi¬ 
ci 30 Familien die Stadt.“ Darunter ist 
auch die Familie der Corsini, die am 
Arno-Ufer in ihrem Palazzo die größte 
Sammlung von Renaissancekunst hor¬ 
tet, die aber für das öffentliche Publi¬ 
kum nicht zugänglich ist. 

Florenz ist kein Einzelfall. „Wir 
glauben, dass die Ergebnisse auch 
auf andere westliche Industriestaaten 
übertragen werden können“, meinen 
Barone und Mocetti. Eine Analyse der 
Reichtumsentwicklung in Schweden 
durch den Historiker Gregory Clark, 
die bis ins 17. Jahrhundert zurück¬ 
reicht, kam zu ähnlichen Ergebnissen. 
Und schon 2013 hatten Clark und sein 
Kollege Neil Cummins Ähnliches für 
England festgestellt. Sie hatten dazu 
die Namen der Studenten an den Uni¬ 
versitäten von Oxford und Cambridge 
zwischen 1170 und 2012 verglichen. Re¬ 
sultat: Die Studenten kamen über mehr 
als acht Jahrhunderte hinweg vorwie¬ 
gend aus den gleichen Familien. „Der 
soziale Status wird sogar stärker ver¬ 
erbt als die Körpergröße“, fassten sie 
ihre Ergebnisse zusammen. 

In der BRD dürfte die Geschichte 
der Reichen und Mächtigen kaum an¬ 
ders aussehen. 

Hans-Peter Brenner 
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Berliner Senat mauert 


Angestellte Lehrkräfte wollen Tarifvertrag statt Richtlinien. 
GEW ruft Senat zu Verhandlungen auf. 



G ilt für die angestellten Lehr¬ 
kräfte in Berlin ein Tarifvertrag 
oder nicht? Die Landesregie¬ 
rung beharrt darauf, dass der mit dem 
Beamtenbund dbb 2015 Unterzeich¬ 
nete TV Entgo-L für alle gelte. Die 
GEW kritisiert, dass die Bezahlung 
der Angestellten laut diesem Vertrag 
in Form von „Lehrerrichtlinien“ ein¬ 
seitig vom Senat festgelegt werde, und 
fordert statt Bezahlung nach Gusto 
eine tarifliche Eingruppierungsrege- 
lung. 

Historisch einmalig ist, dass der 
dbb gegen den Willen der GEW 
überhaupt einen Tarifvertrag für an- 
gestellte Lehrkräfte unterzeichnet 
hat, obwohl diese, wenn sie sich ge¬ 
werkschaftlich organisieren, fast alle 
in der GEW sind. Das TV Entgo-L 
genannte Vertragswerk lehnte die 
GEW Berlin am 2. November 2015 
ab. Sie forderte den Senat zu Tarif¬ 
verhandlungen auf, was dieser wie¬ 
derum drei Tage vor Heiligabend 
schriftlich zurückwies. Seitdem setzt 
die Landesregierung auf Verzöge¬ 
rung. Nachdem am 17. März mehr 
als 3000 angestellte Lehrkräfte zur 
Warnung an den Senat die Arbeit 
niedergelegt hatten, nahm der zwar 
die Forderungen der GEW entge¬ 
gen, wartete aber noch einen weite¬ 
ren Warnstreik am 12. Mai mit 3 800 
Beteiligten ab, um der Gewerkschaft 
einen Gesprächstermin mit dem Fi¬ 
nanzsenator Mathias Kollatz-Ah- 
nen (SPD) am 8. Juni zu nennen. So 
konnte der listige „Tarifpartner“ die 
GEW bewegen, einen zweitägigen 
Warnstreik am 7. und 8. Juni vorerst 
abzusagen. Nach der rigorosen Ab¬ 
lehnung der GEW-Vorschläge beim 
Gespräch in der Finanzverwaltung 
war dem GEW-Tarifexperten Udo 
Mertens aber schleierhaft, „warum 
wir überhaupt eingeladen waren“. 


Die GEW war dem Senator mit 
Vorschlägen „weit unter der Ebe¬ 
ne eines Tarifvertrages“ entgegenge¬ 
kommen. Der nahm nun aber auch 
solche Ankündigungen wieder zurück, 
die zuvor der Bildungsstaatssekretär 
Mark Rackles (SPD) schon gemacht 
hatte. Minuten nach Gesprächsende 
am 8. Juni erschien ein Loblied auf 
den TV Entgo-L auf der Internetsei¬ 
te der Finanzverwaltung. Die Defen¬ 
sivabteilung der Stadtoberen hatte of¬ 
fensichtlich schon vor dem Gespräch 
Zement angerührt und die Ablehnung 
der einzelnen GEW-Forderungen mit 
den Inhalten des TV Entgo-L begrün¬ 
det, als wäre immer noch nicht durch¬ 
gedrungen, dass die GEW diesen Ver¬ 
trag der Minderheitsgewerkschaft nun 
einmal ablehnt. 

Die Hauptforderungen der GEW 
sind eine Entgeltordnung, die „tarif¬ 
liche Sicherheit schafft und das ein¬ 
seitige Diktat des Arbeitgebers be¬ 
endet“, die Aufhebung der Statusun¬ 
terschiede zwischen beamteten und 
angestellten Lehrkräften durch Zah¬ 
lung von Zulagen an Letztere und die 
Anhebung der Bezahlung der Grund¬ 
schullehrkräfte auf das an den ande¬ 
ren Schulen gezahlte Gehalt. „Glei¬ 
ches Geld für gleichwertige Arbeit“, 
so das Motto. 

Der Senat lehnt die Gleichstellung 
der Grundschullehrkräfte nun mit der 
Aufforderung an die GEW ab, erst 
einmal nachzuweisen, dass deren Ar¬ 
beit gleichwertig sei. Das ist pikant, 
weil es darauf schließen lässt, dass der 
Senat die an den Grundschulen geleis¬ 
tete Arbeit trotz höheren Stundende¬ 
putats für weniger schätzenswert hält 
als die an den anderen Schulen. Die 
geforderte Qualifikation der Grund¬ 
schullehrkräfte ist exakt dieselbe wie 
die aller anderen - nämlich der Mas¬ 
ter. 


Trotzdem werden sie nach der 
Entgeltgruppe 12 bezahlt, für die in 
anderen Bereichen des öffentlichen 
Dienstes allgemein der Bachelor aus¬ 
reichend ist. Diese Praxis haben die 
Juristinnen Eva Kocher, Stefanie Por¬ 
sche und Johanna Wenckebach An¬ 
fang März in einem Rechtsgutachten 
als „mittelbare Geschlechterdiskrimi¬ 
nierung“ bewertet, auch weil bundes¬ 
weit gut 87 Prozent aller Grundschul¬ 
lehrkräfte Frauen sind. 

Für die Berliner GEW hat sich 
angesichts ihrer sowieso schon mo¬ 
deraten Forderung an der Fragestel¬ 
lung nichts geändert: Wie kriegen wir 
die Arbeit-„Geber“ an den Verhand¬ 
lungstisch? Dass der Senat seine Blo¬ 
ckadehaltung auch mit dem Verweis 
auf weitere Konsolidierungsnotwen¬ 
digkeiten im Landeshaushalt begrün¬ 
det, lässt für die Zukunft Böses ah¬ 
nen: Der Haushalt ist durch konstant 
steigende Einnahmen - und trotz des 


Milliardengrabs „Großflughafen“ - 
entspannt wie nie. Für die Landes¬ 
beschäftigten gilt dennoch weiterhin 
das Motto „Sparen bis es quietscht“, 
das der damals regierende Sozialde¬ 
mokrat Klaus Wowereit 2001 prägte. 

Eine wachsende Zahl von Ge¬ 
werkschaftsmitgliedern sieht diese Ta¬ 
rifauseinandersetzung daher auch als 
politischen Meinungsstreit. „Wer ist 
verantwortlich dafür, dass die Schulen 
baulich in desolatem Zustand sind, die 
Klassen aus allen Nähten platzen und 
es auf Jahre viel zu wenig voll ausge¬ 
bildete Lehrkräfte geben wird?“, fragt 
Doreen Siebernik als Vorsitzende des 
Berliner GEW-Landesverbands, des¬ 
sen Mitgliederentwicklung steil nach 
oben weist. Am 18. September wird 
gewählt werden. Die DKP Berlin 
wirbt auf den Straßen mit einem neu¬ 
en Solidaritätsflugblatt für die Unter¬ 
stützung der angestellten Lehrkräfte. 

Uli Scholz 


Keine Frage der Fairness 

Faktoren zur Bewertung einer Tarifrunde Teil II: 

Differenzierung - Langfristige Strategie zur Schwächung der Gewerkschaften 


Die Industriegewerkschaft Metall 
(IGM) hatte nach Warnstreikaktionen 
von 760 000 Kolleginnen und Kollegen 
einen Tarifvertrag für die Metall- und 
Elektroindustrie (MuE) abgeschlos¬ 
sen, der zwei Nullmonate ohne Erhö¬ 
hung vorsieht, dann für Juni 150 Euro 
(für Azubis 65 Euro), ab Juli eine Er¬ 
höhung der Tariftabellen um 2,8 Pro¬ 
zent für neun Monate und ab 1. Ap¬ 
ril darauf aufsetzend zwei Prozent für 
die nächsten neun Monate. Der Tarif¬ 
vertrag endet nach 21 Monaten am 
31.12.2017 und beinhaltet eine Diffe¬ 
renzierungsklausel. 

Differenzierung 

Dass Betriebe nach unten von der Ta¬ 
riferhöhung abweichen können ist der 
gravierendste Erfolg der Unterneh¬ 
mer. 

1. Der Betrag, der in der Laufzeit des 
TVs anfällt, kann abgesenkt oder ver¬ 
schoben werden bei Betrieben mit 
„unterdurchschnittlicher, schlechter 
Ertragslage“ (IG Metall NRW, PM 
13.5.2016). Auch wenn Vorausset¬ 
zung ist, dass die Unternehmer dazu 
der IGM gegenüber ihre Bücher of¬ 
fen legen müssen (etwa Gewinn- und 
Verlustrechnung, Wirtschaftsprüfer¬ 
bericht, Steuerbilanz etc.), handelt es 
sich bei der Beurteilung der wirtschaft¬ 
lichen Lage eines Unternehmens ja 
nicht um eine „sachorientierte“ wissen¬ 
schaftliche Entscheidung. Vielmehr ist 
sie interessengeleitet - was sowohl die 
Darstellung der ökonomischen Daten 
als auch was die durchschnittliche, bzw. 
die „unterdurchschnittliche“ Ertragsla¬ 
ge betrifft. 

2. Ein Teil der Beschäftigten der MuE- 
Industrie wird also weniger erhalten. 
So könne „im Einzelfall die jährliche 


Kostenbelastung über die Laufzeit 
im Volumen von über 10 Prozent ge¬ 
senkt werden“, erläutert Gesamtme¬ 
tall-Präsident Rainer Dulger seinen 
Mitgliedsfirmen. Dieses Geld fehlt in 
den Taschen der betroffenen Beschäf¬ 
tigten und erhöht die Gewinne ihrer 
Unternehmer. Es fehlt jede rechtliche 
Möglichkeit sich zu wehren, weil die 
Absenkung innerhalb eines geschlos¬ 
senen Tarifvertrages erfolgt. 

Die Ungleichheit der Lohnhöhe in 
den Betrieben steigt, das widerspricht 
dem Sinn der Gewerkschaften. Der 
Zweck des Zusammenschlusses der 
Beschäftigten ist es, für gleichwertige 
Arbeit gleichen Lohn zu erhalten. Eine 
solidarische Lohnpolitik droht so aus¬ 
gehebelt zu werden. Das schwächt die 
Organisation. Zusätzlich noch wird die 
Strategie, den Tarifvertrag für eine ge¬ 
meinsame Lohnpolitik zu stärken, von 
den Großbetrieben unterlaufen, die, 
wie z.B. Daimler, den Beschäftigte au¬ 
ßerhalb des Tarifes 5 605 Euro auszah¬ 
len. BMW zahlt der Gehaltsgruppe 5 
für das abgelaufene Jahr eine Erfolgs¬ 
beteiligung von 8375 Euro in diesem 
Jahr aus. Damit werden die Beschäf¬ 
tigten der Betriebe gespalten und die 
Kampffront geschwächt. 

3. Die Absenkung der Einkommen 
durch die Differenzierung erhöht die 
Gefahr, dass ein solcher Betrieb nicht 
in Anlagen und verbesserte Arbeits¬ 
organisation investiert, um seine Ge¬ 
winne zu erhöhen, sondern sich auf 
das „Zubrot“ durch die Beschäftigten 
verlässt. Bleibt es dabei, wird er mittel¬ 
fristig im Konzert der kapitalistischen 
Konkurrenz nicht mithalten können. 
Die Arbeitsplätze sind gefährdet. Die 
Beschäftigten solcher Betriebe, von 
Sorge um ihren Arbeitsplätze getrie¬ 


ben, werden bei folgenden Tarifrun¬ 
den kaum harte Kämpfer sein. Auch 
das schwächt. 

Verringerung gewerkschaft¬ 
licher Verhandlungsmacht 

Es ist eine Aufweichung des Flächen¬ 
tarifvertrages, wenn nicht mehr in der 
Fläche für gleiche Arbeit, gleiches Geld 
gezahlt wird. Dieser Versuch der Spal¬ 
tung der Klasse - wenn auch zunächst 
befristet angelegt - ist die konsequen¬ 
te Weiterführung der Strategie der Un¬ 
ternehmer, die die „Generaldirektion 
Wirtschaft und Finanzen“ der Euro¬ 
päischen Kommission „Verringerung 
der gewerkschaftlichen Verhandlungs¬ 
macht“ nennt. Bereits 1992, unmittel¬ 
bar nach der Auflösung des sozialisti¬ 
schen Lagers, verlangten die deutschen 
Metall- und Elektro-Unternehmer die 
Revision des tariflich vereinbarten 
Stufenabkommens zur Anpassung der 
Ost- an die Westeinkommen. 

Ende jenen Jahres kündigten sie 
den Tarifvertrag, ein bis dahin einma¬ 
liger Vorgang. Die Metallerinnen in 
Ostdeutschland antworteten auf die¬ 
sen „eklatanten Rechtsbruch“ (IG Me¬ 
tall) mit fast zwei Wochen Streik. Im 
Kompromiss wurde die Anpassung der 
Einkommen um zwei Jahre hinausge¬ 
zögert. Entscheidender aber war, dass 
die Unternehmer die „Härtefallrege¬ 
lung“ durchsetzten. Es war ihr Einstieg 
in die Absenkungstarifverträge, bei de¬ 
nen befristet - wenn dadurch Arbeits¬ 
plätze erhalten werden - vom Flächen¬ 
tarifvertrag abgewichen werden kann. 
Betriebliche Abweichungen, Beschäf¬ 
tigungssicherungstarifverträge, das 
„Pforzheimer Abkommen“ 2004 wa¬ 
ren die Stationen der Unternehmer. 
Heute ist es die Differenzierung, von 


der Dulger sagt „die vereinbarte Ge¬ 
sprächsverpflichtung gibt uns nun die 
Chance, längerfristig zu einer Lösung 
zu kommen, die den Flächentarifver¬ 
trag nachhaltig modernisieren könnte.“ 

Der moderne Flächentarifvertrag - 
zerfleddern wollen ihn die Unterneh¬ 
mer - und so langfristig die Verhand¬ 
lungsmacht der IG Metall untergraben. 
Natürlich ist es positiv, dass es gelungen 
ist, mit 40 Betrieben einen Tarifvertrag 
zusätzlich abzuschließen und mit hun¬ 
dert weiteren Verhandlungen laufen. 
Trotzdem, der Differenzierungseingriff 
wiegt schwerer als die unbefriedigende 
Einkommenserhöhung. Es stellt sich 
die Frage, inwieweit noch Kampfkraft 
mobilisiert werden konnte, nachdem 
sich die Tarifkommission der IG Me¬ 
tall auf eine Verhandlung über Diffe¬ 
renzierung eingelassen hatte. 

„Glaubt Ihr, dass es hier nur um 
Prozente der Lohnhöhe geht? Nie und 
nimmer! Es geht darum, eure Organi¬ 
sation, die IG Metall... in die Knie zu 
zwingen“, sagte Willi Bleicher, ehema¬ 
liger Bezirksleiter der IGM Baden- 
Württemberg, während des Arbeits¬ 
kampfes 1963 in Stuttgart. Er wusste, 
„Es gibt kein Unternehmertum, das so 
brutal, so rücksichtslos um seinen Pro¬ 
fit, um die Maximierung seines Profits 
in der Periode der Krise ringen wird, 
wie das deutsche. Kein Mittel wird ih¬ 
nen zu schäbig sein, wenn es gilt den 
Weltmarkt zu behaupten. Und den 
Weltmarkt zu behaupten, das ist Wirt¬ 
schaftskrieg.“ Das sehen nicht nur die 
Gewerkschaften anderer Länder, son¬ 
dern auch deren Bourgeoisien so. Die 
schwere Aufgabe für uns: Die Zersplit¬ 
terungsstrategie der Unternehmer in 
ihrer Gefährlichkeit darzustellen. 

Anne Rieger 


GEW Berlin ruft angestellte 
Lehrkräfte zum Streik 

Die GEW Berlin ruft die angestellten 
Lehrkräfte am 20. und 21. Juni zum 
Warnstreik auf. In ihrem Streikaufruf 
heißt es: „Wir haben nicht mehr ver¬ 
langt, als dass sich die SPD-Politike- 
rlnnen am Wahlprogramm ihrer eige¬ 
nen Partei orientieren sollen. Besse¬ 
re Bildung ist nicht erreichbar, wenn 
Lehrkräfte in maroden und überfüllten 
Schulen, unter schlechten Arbeitsbedin¬ 
gungen und bei ungerechter Bezahlung 
arbeiten sollen.“ 

Ihre Forderungen seien unverän¬ 
dert, teilt die GEW Berlin mit: „Glei¬ 
ches Geld für gleichwertige Arbeit, Si¬ 
cherheit durch tarifliche Eingruppie¬ 
rungsregelungen, [...].“ US 

NordLB übernimmt Bremer 
Landesbank komplett 

Weil die Bremer Landesbank (BLB) 
eine „Wertberichtigung“ von 700 Mil¬ 
lionen Euro auf ihre Schiffskredite 
vornehmen muss, wird sie demnächst 
von der NordLB (Norddeutsche Lan¬ 
desbank) komplett übernommen. Die 
NordLB ist schon jetzt Mehrheitseigen¬ 
tümerin der BLB. Mit 41 Prozent ist das 
Bundesland Bremen an der BLB betei¬ 
ligt, die aus eigener Kraft die Abschrei¬ 
bungen nicht finanzieren kann. Das 
Bundesland Bremen ist offensichtlich 
nicht willens, seinen Anteil an den Ver¬ 
lusten zu übernehmen. Die NordLB, de¬ 
ren Mehrheitseigner das Land Nieder¬ 
sachsen ist, zeigt sich bereit einzusprin¬ 
gen, damit Bremen herauszukaufen und 
die BLB ganz zu übernehmen. b 

Tarifergebnis Druckindustrie 

Nach Streiks der Beschäftigten und der 
Androhung weiterer Arbeitsniederle¬ 
gungen haben sich ver.di und der Bun¬ 
desverband Druck & Medien (BVDM) 
auf ein Tarifergebnis geeinigt. Es sieht 
eine zweistufige Tariferhöhung vor: Ab 
dem 1. Juli 2016 werden die Entgelte 
um 2 Prozent erhöht, ab dem 1. August 
2017 noch einmal um 1,8 Prozent. Die 
Laufzeit des Tarifvertrags gilt bis zum 
31. August 2018. Die ver.di-Tarifkom- 
mission muss dem Abschluss noch ihre 
Zustimmung geben. Imö 

Zehnjahreszins unter Null 

Die Rendite der zehnjährigen Bundes¬ 
anleihen ist am vergangenen Dienstag 
erstmals in der Geschichte unter null 
Prozent gefallen. Zehnjährige Anlei¬ 
hen sind das bei weitem wichtigste 
Finanzierungsinstrument des Bundes. 
Zugleich sind diese Anleihen zusam¬ 
men mit den entsprechenden Anleihen 
der USA die am weitesten verbreiteten 
Wertpapiere der Welt. Ein Zins unter 
null ist angenehm für den Finanzminis¬ 
ter, weil Anleger noch Geld mitbrin¬ 
gen, um dem Bund Geld leihen zu dür¬ 
fen. Zugleich ist er Ausdruck für das 
krisenhafte enorme Überangebot an 
Geld, das profitable Anlage sucht. Iz 

Tarifstreit bei IAV geht weiter 

Auch die zweite Tarifverhandlungs¬ 
runde zwischen IG Metall und dem 
Ingenieurdienstleister IAV ist ergeb¬ 
nislos verlaufen. Bereits in der ersten 
Runde Ende Mai hatte die Firmensei¬ 
te deutlich gemacht, dass sie Absen¬ 
kungen der Einstiegsgehälter und der 
automatischen Höherstufungen zur 
Voraussetzung für Verhandlungen 
über Erhöhungen bei der restlichen 
Entgelttabelle macht (UZ berichte¬ 
te). Nach Angaben der IG Metall be¬ 
gründet IAV diese Haltung damit, dass 
die Gehälter von IAV im Vergleich zu 
den Wettbewerbern viel zu hoch sei¬ 
en. Diese lägen teilweise um mehr als 
20 000 Euro unter dem durchschnitt¬ 
lichen Jahreseinkommen eines IAV- 
Beschäftigten. Die Verhandlungs¬ 
kommission der IG Metall hielt dem 
entgegen, dass der Vergleich aufgrund 
verschiedener B eschäftigungsstruktu- 
ren hinke. 

Die IG Metall will nun gemeinsam mit 
den Beschäftigten Aktionen planen, um 
der Firmenseite klar zu machen, „dass 
es jetzt sehr ernst wird“. Eine angemes¬ 
sene tarifliche Erhöhung der Entgel¬ 
te müsse her. „Sollte die Arbeitgeber¬ 
seite nicht kurzfristig einlenken, wird 
dies den Widerstand der Kolleginnen 
und Kollegen provozieren“, so Dietmar 
Brennecke von der IG Metall Wolfs¬ 
burg. bs 
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Blauhelmeinsätze als Lösung? 

„Friedensgutachten 2016“: Außen- und Sicherheitspolitik der Bundesregierung in der Kritik 


Partei „Die Linke“: 
„Militaristisches Spektakel“ 

Bundesministerin von der Leyen hat¬ 
te die Abgeordneten des Bundestags 
eingeladen, am „Tag der Bundeswehr“ 
als Ehrengäste teilzunehmen. Für die 
Fraktion der Partei „Die Finke“ erklär¬ 
ten Christine Buchholz und Wolfgang 
Gehrcke in einem Offenen Brief: 

„... Wir nehmen diese Einladung 
nicht an. Der Tag der Bundeswehr ist... 
ein militaristisches Spektakel, das die in 
der Bevölkerung zu Recht verwurzelten 
Hemmschwellen gegenüber dem Dienst 
an und mit der Waffe abbauen soll. Es 
ist eine Werbeshow, um junge Menschen 
für künftige Auslandseinsätze zu gewin¬ 
nen. 

Der Tag der Bundeswehr ist Teil ei¬ 
ner PR-Offensive ... Nicht nur junge 
Erwachsene, auch Minderjährige wer¬ 
den von Ihnen gezielt angesprochen. 
So waren im vergangenen Jahr wieder 
Jugendoffiziere und Karriereberater in 
den Schulen unterwegs und haben ins¬ 
gesamt rund 170 000 Schülerinnen und 
Schüler für die Bundeswehr zu begeis¬ 
tern versucht. Auch die Konzeption des 
Tages der Bundeswehr ist ganz auf den 
Besuch durch Familien ausgerichtet. Sie 
versuchen, das Militärische zu einem Teil 
unseres Alltags zu machen. 

Dies ist die Kehrseite einer Politik, 
die in inflationärer Weise auf militä¬ 
rische Interventionen setzt. Denn der 
Bundeswehr fehlen die Menschen, die 
bereit sind, für diesen außenpolitischen 
Kurs ihr Leben zu riskieren ... 

... Wir kritisieren ..., dass jedes Jahr 
bedenkenlos tausende Bundeswehran¬ 
gehörige in sinnlose und gefährliche 
Einsätze geschickt werden. 

... Sie sind auch nicht ehrlich, was 
Ihre Motive angeht. Im Entwurf des neu¬ 
en Weißbuchs ... haben Sie laut Medien¬ 
angaben formuliert: Deutschland stehe 
in der Pflicht, „die globale Verantwor¬ 
tung aktiv mitzugestalten“. Vor einem 
Jahr haben Sie gesagt: „Unsere Interes¬ 
sen haben keine unverrückbare Grenze, 
weder geografisch noch qualitativ.“ 

Die Interessen, von denen Sie spre¬ 
chen, sind nicht die Interessen der Be¬ 
völkerung. Es geht um die Interessen 
der Wirtschaft. Dafür wollen Sie eine 
Trendwende zur Aufrüstung der Bun¬ 
deswehr. Und dafür scheint Ihnen of¬ 
fenbar kein Preis zu hoch.... Das Geld 
fehlt in den Kommunen. Es fehlt in den 
Krankenhäusern, Schulen, Kindergär¬ 
ten, in Bibliotheken und Schwimmbä¬ 
dern. ... Sie wollen die Bevölkerung mit 
dieser Show täuschen, die Ihren Aufrüs¬ 
tungskurs mit ihren Steuern bezahlt, 
und deren Kinder in den künftigen 
Kriegen eingesetzt werden sollen.... 


S eit 1987 geben das Institut für 
Friedensforschung und Sicher¬ 
heitspolitik an der Uni Hamburg, 
die Hessische Stiftung Friedens- und 
Konfliktforschung (HSFK) in Frank¬ 
furt/Main und die Forschungsstätte der 
Evangelischen Studiengemeinschaft 
(FEST) in Heidelberg jährlich ein Frie¬ 
densgutachten heraus. 2002 wurde der 
Herausgeberkreis um das Internationa¬ 
le Konversionszentrum Bonn (BICC) 
und das Institut für Entwicklung und 
Frieden (INEF) in Duisburg erweitert. 
In der vergangenen Woche wurde das 
„Friedensgutachten 2016“ vorgestellt. 
Auf 250 Seiten gibt es knappe Analy¬ 
sen. Es geht vor allem um Fluchtursa¬ 
chen und Zuwanderung, um Kriege 
und Waffenexporte, um zerfallende 
Staaten im Nahen und Mittleren Os¬ 
ten sowie in Afrika, um die Folgen der 
Flucht von Millionen auch für die EU. 

Im Vorwort des aktuellen Gutach¬ 
tens heißt es: „Die heutigen globa¬ 
len Mächteverschiebungen gehen mit 
neuen Aufrüstungsschüben einher. 
Nukleare Rüstung hat nichts von ih¬ 
rer Brisanz, Abrüstung nichts von ih¬ 
rer Dringlichkeit verloren.“ Dies wird 
durch den SIPRI-Bericht, der in dieser 
Woche erschien, unterstrichen. 

Weiter heißt es: „In den heutigen 
Gewaltkonflikten vermischen sich 
Krieg, Bürgerkrieg und Massenflucht. 
Globalisierung hat eine zusätzliche 
Dimension bekommen, da nun mehr 
Flüchtlinge aus der Dritten Welt nach 
Europa kommen. Unser Kontinent ist 
keine Insel der Seligen, die sich von den 
Problemen der Welt ab schotten kann. 
Wenn Unterdrückung und Bürgerkrieg 
in unserer Nachbarschaft nicht enden 
wollen, werden die Menschen auch 
künftig fliehen - ein Teil von ihnen 
auch nach Europa.“ 

Die „großen, außerhalb Europas 
entstehenden Migrationsströme stam¬ 
men vor allem aus Ländern, in die ex¬ 
terne Mächte direkt oder indirekt mi¬ 
litärisch interveniert haben“, schreibt 
beispielsweise Andreas Heinemann- 
Grüder in seinem Beitrag. 

Im Umgang mit Flüchtlingen und 
Migranten setze die schwarz-rote Ko¬ 
alition aus ihrer Sicht falsche Signale, 
meinen die Forscher. Gefordert wird 
die Einrichtung eines Migrations- und 
Integrationsministeriums. Das Integra¬ 
tionsgesetz, so die Wissenschaftler, sei 
allerdings ein guter und notwendiger 
Ansatz, trage „der Größe der Heraus¬ 


forderung aber noch keine Rechnung“. 
Länder und Kommunen bräuchten 
„vor allem für Sprachkurse, Schulbil¬ 
dung und Ausbildung in Unterneh¬ 
men“ deutlich mehr Geld. 

Der Deal zwischen der EU und der 
Türkei wird unterschiedlich bewertet. 
Für die Mehrheit der Wissenschaftler 
begünstigt der Deal „de facto einen 


Mit Blauhelm weniger tödlich? 

staatlich organisierten Menschenhan¬ 
del“. 

Die Forscher fordern die Unter¬ 
stützung für die Zivilbevölkerung, die 
Verwirklichung von Projekten zur In¬ 
frastruktur und Ernährungssicherung 
usw. in den betroffenen Ländern. Sie 
fordern die Einstellung von Waffen¬ 
lieferungen an reaktionäre („funda¬ 
mentalistische“) Regime wie Saudi- 
Arabien und Katar und ein Ende der 
Unterstützung - beispielsweise durch 
die Bundesregierung - für die Lizenz¬ 
produktion von Klein- und Leichtwaf¬ 
fen in Saudi-Arabien. 

Sie sprachen sich auch gegen weite¬ 
re Waffenlieferungen an die kurdischen 
Peschmerga im Irak aus. Das habe dazu 
beigetragen, Konflikte innerhalb des 
Irak anzuheizen, außerdem würden 
die Waffen weiterverbreitet. Die deut¬ 
sche Beteiligung am Krieg gegen den 
IS in Syrien sei zudem völkerrecht¬ 
lich nicht gerechtfertigt, erklärte bei 
der Vorstellung des Gutachtens in der 
vergangenen Woche Margret Johann- 
sen vom Institut für Friedensforschung 


und Sicherheitspolitik an der Universi¬ 
tät Hamburg. („Tagesspiegel“, 7.6.2016) 
Die Forscher üben Kritik an der 
Außen- und Sicherheitspolitik der 
Bundesregierung und fordern ein Um¬ 
denken. Sie kritisieren Militäreinsätze: 
Viel zu oft hätten militärische Aktio¬ 
nen katastrophale Neben- und Nach¬ 
wirkungen bis hin zum Zerfall von 


Staaten. Statt Interventionen einzelner 
oder mehrerer Nationalstaaten - soge¬ 
nannte Koalitionen der Willigen - gel¬ 
te es, robuste UN-Einsätze zu fördern. 
„Dazu sollte Deutschland finanziell 
und personell einen größeren Beitrag 
leisten.“ Die Friedensforschungsins¬ 
titute erinnerten daran, dass die UN- 
Charta die Aufstellung eigener Einhei¬ 
ten der Weltorganisation und auch ei¬ 
nen eigenen UN-Generalstab vorsieht. 
„Diesen Gedanken sollte man wieder 
aufgreifen“, meinte bei der Vorstellung 
des Gutachtens Jochen Hippier vom 


Institut für Entwicklung und Frieden.- 
Aber auch das wären Kriegseinsätze 
und Intervention! Solch eine Armee 
bräuchte auch Nachwuchs und moder¬ 
ne Waffen, also Rüstung sowie Rüs¬ 
tungsforschung ...Und angesichts des 
heutigen Zustands der UNO und des 
herrschenden Kräfteverhältnisses wer¬ 
den es wahrscheinlich vor allem NA- 
TO-Truppen sein, die eingesetzt wer¬ 
den. Der hochproblematischen Forde¬ 
rung kann aber zumindest das „ND“ 
etwas abgewinnen. Rene Heilig schrieb 
am 9. Juni in einem Kommentar: „Vor 
allem aber bietet das Gutachten beden¬ 
kenswerte Empfehlungen. Gerade für 
Linke und ,Die Linke 4 . Klar kann man 
problemlos akzeptieren, dass militäri¬ 
sche Interventionen inakzeptabel sind. 
Was aber, wenn zivile Streitschlichtung 
versagt? Statt in dubiose selbstmanda- 
tierte Koalitionen der Willigen einzu¬ 
steigen, sollte Deutschland das robuste 
Peacekeeping der UNO, also Völker¬ 
recht stärken, sagen die Forscher und 
wollen - das ist nicht neu - Friedens¬ 
missionen unter direktes UN-Mandat 
stellen. (...) Das ist allemal besser, als 
neue Kalte Kriege in Europa zu ent¬ 
fachen. 

Vor Jahren gab es Verzweiflungs¬ 
tränen, als der Verdacht aufkam, die 
PDS wolle der Bundeswehr Blauhel¬ 
me aufsetzen. Solche Emotionen er¬ 
setzen Linke inzwischen zumeist durch 
Losungen - statt Lösungen zu suchen.“ 

Bislang scheiterten in der Partei 
„Die Linke“ entsprechende Forderun¬ 
gen am Widerstand in der Partei. So auf 
dem Programmparteitag der Linkspar¬ 
tei in Erfurt 2011 und später. Die Posi¬ 
tion ist damit in der Partei „Die Linke“ 
aber nicht verschwunden. Heilig könn¬ 
te dazu beitragen, dass - trotz der kla¬ 
ren Beschlüsse auch des Magdeburger 
Parteitags - die Debatte wieder auf¬ 
flammt ... 


Nina Hager 


Deutschland war im vergangenen Jahr hinter den USA und Russland der dritt¬ 
größte Waffenexporteur weltweit. Wie der Branchendienst „Jane’s“ feststellt, 
verkauften deutsche Unternehmen 2015 Rüstungsgüter im Wert von rund 4,78 
Milliarden US-Dollar (4,2 Milliarden Euro) ins Ausland - Kleinwaffen und Mu¬ 
nition nicht mitgerechnet. Davon gingen 29 Prozent in den Nahen Osten und 
nach Nordafrika. Wichtigster Abnehmer in dieser Region war im vergangenen 
Jahr Saudi-Arabien, gefolgt von Algerien, Ägypten und Katar. 

2014 hatte Deutschland in der Liste der größten Exporteure noch auf dem fünf¬ 
ten Platz gelegen. Dass es 2016 wohl nur für den vierten Platz reichen wird, liegt 
nach Auskunft des Autors Ben Moores vor allem daran, dass Frankreich seine 
Exporte ausweite. 



Proteste gegen den 
Tag der Bundeswehr 

Trier: Das Friedensfest in Trier wurde 
als Protest gegen den „Tag der offenen 
Tür der Bundeswehr“ in der Wehrtech¬ 
nischen Dienststelle für landgebundene 
Fahrzeugsysteme usw. in Trier, WTD 
41, organisiert. Die Initiative, die das 
Friedensfest organisierte, besteht aus 
regionalen Friedensgruppen. Einige 


junge Leute von der SDAJ und von 
[‘solid] starteten eine mutige Aktion 
auf dem Gelände der Bundeswehr 
{siehe Bild). 

Hamburg: Das Hamburger Bünd¬ 
nis „Bildung ohne Bundeswehr 


(BoB)“ und die Regionalgruppe der 
Deutschen Friedensgesellschaft - 
Vereinigte Kriegsdienstgegnerinnen 
(DFG-VK) haben am Samstag mit 
verschiedenen kreativen Aktionen 
gegen den „Tag der Bundeswehr“ 
an der Bundeswehr-Hochschule 
(Helmut-Schmidt-Universität) in 
Hamburg protestiert. Zur Kundgebung 
der DFG-VK im Hamburger Außen¬ 
bezirk Jenfeld direkt vor den Toren 


der Militär-Universität - heißt es in 
einer Presseerklärung - kamen rund 
50 junge und alte Antimilitaristlnnen 
aus der Hansestadt und dem Umland. 
Mit Infotisch, Flyern, Transparenten, 
Ballons für Kinder und „Probeliegen im 
Sarg“ sorgten die Proteste für Aufsehen. 


Bei Gesprächen kam es zu teils hitzigen 
Diskussionen mit Besucherinnen. 

Als um 13.30 Uhr die Bundesvertei¬ 
digungsministerin Ursula von der Leyen 
(CDU) ihre Rede zum „Tag der Bun¬ 
deswehr“ begann und diese auf Lein¬ 
wänden in Hamburg ausgestrahlt wurde, 
kam es zu lautstarken Protesten. Rund 
zwei Dutzend Antimilitaristlnnen hat¬ 
ten mit Transparenten mit Aufschriften 
wie „War start’s here, let’s stop it here!“ 
und mit Parolen wie „Deutsche Waffen, 
deutsches Geld, morden mit in aller 
Welt“ das Gelände der Militär-Hoch¬ 
schule betreten, um ihrem Unmut über 
das Militär-Event Luft zu machen. Die 
gesamte Ansprache war für die Zuhöre¬ 
rinnen nur schwer verständlich. 

In Anspielung auf den Bundeswehr- 
Kampagnen-Slogan „Wir kämpfen auch 
dafür, dass du gegen uns sein kannst“ 
sagte die Pressesprecherin des Bündnis¬ 
ses „Bildung ohne Bundeswehr (BoB)“, 
Denise Wilken: „Wenn wir tun, was den 
Militärs nicht passt, sorgt die Bundes¬ 
wehr dafür, dass es keinen Protest mehr 
gibt. Als wir unseren Widerspruch ge¬ 
gen die Militarisierung der Gesellschaft 
kundgetan haben, hat man uns Platzver¬ 
weise erteilt und unter Androhung von 
Gewalt vom Gelände geschmissen.“ 

Wilken weiter: „... Die Bundesre¬ 
gierung und die Bundeswehr versuchen 
mit solchen Inszenierungen, dem Militär 
und der deutschen Kriegspolitik Akzep¬ 
tanz in der Bevölkerung zu verschaffen. 
Damit die andauernden Auslandsein¬ 
sätze für deutsche Konzerne und deut¬ 
sche Großmachtträume weiter funkti¬ 


onieren, müssen die Menschen an der 
Heimatfront davon überzeugt werden, 
dass die Kriege von deutschem Boden 
richtig sind. Die Bundeswehr-Werbung 
muss sofort eingestellt werden.“ 
bildungohnebundeswehr.blogsport.de 

Bonn: Mit einem riesigen Aufgebot 
von Soldaten und Ausrüstung hatte die 
Bundeswehr und das Kriegsministeri¬ 
um „in Bonn versucht sich als Freund 
und Helfer darzustellen“, heißt es in ei¬ 
ner Erklärung der AKAB (Antikapita¬ 
listische Aktion Bonn). „Um Rohstoffe, 
Handelswege und Absatzmärkte - also 
kurz: die Profite von deutschen Konzer¬ 
nen zu sichern, soll die Bundeswehr in 
Zukunft noch öfters zum Morden in an¬ 
dere Länder geschickt werden. Um die 
,Heimatfront 4 darauf vorzubereiten, soll 
mit Events wie dem ,Tag der Bundes¬ 
wehr 4 die Akzeptanz des Militärs er¬ 
höht und zukünftige Rekruten gewon¬ 
nen werden.“ 

Auf der Friedenskundgebung direkt 
neben der Bundeswehrveranstaltung 
konnte mit Redebeiträgen und Flug¬ 
blättern der Kriegspropaganda etwas 
entgegengesetzt werden. „Die Atmo¬ 
sphäre auf der Bundeswehrveranstal¬ 
tung konnte stellenweise aufgebrochen 
werden durch ein großes Banner, das 
wir aus einem angrenzenden Fitness¬ 
studio gehangen haben und Transpa¬ 
renten vor der Bühne. Mit einem Flash¬ 
mob haben die Mitstreiter der Bonner 
Jugendbewegung und der Linksjugend 
[‘solid] Bonn der Opfer des Kundus- 
Massakers gedacht.“ 


Veitshöchheim: Am vergangenen 
Sonnabend protestierten Aktivistinnen 
mit einer Flashmob-Aktion gegen den 
Tag der Bundeswehr in Veitshöchheim. 
Sie legten sich mit rot gefärbten T-Shirts 
vor einen der ausgestellten Militärhub¬ 
schrauber und zeigten ein Transparent 
mit der Aufschrift „Kein Werben fürs 
Sterben!“. 

Mit ihrer Veranstaltung möchte die 
Bundeswehr auch gezielt Jugendliche 
für den Kriegsdienst anwerben. Das 
Mindestalter für die Ausbildung an der 
Waffe beträgt 17 Jahre. Nicola Schmid, 
eine der Flashmob-Aktivistinnen, 
meinte dazu: „Wenn wir von Kindersol- 
datlnnen hören, denken wir eher nicht 
an Deutschland. Jedoch wurden zum 
Beispiel im Jahr 2015 über 1 348 Min¬ 
derjährige von der Bundeswehr rekru¬ 
tiert und unterschrieben Arbeitsverträ¬ 
ge von bis zu 12 Jahren Dauer. Das ist 
erschreckend.“ 

„Hinter unserer Kritik an der Propa¬ 
ganda der Bundeswehr steckt auch eine 
generelle Ablehnung des Militärs und 
der deutschen Kriegspolitik“, so Schmid 
weiter. Regierende Politikerinnen ha¬ 
ben mittlerweile alle Hemmungen ver¬ 
loren, politische und ökonomische Ziele 
mit Waffengewalt in anderen Ländern 
durchzusetzen. Dies ist nicht nur eine 
Bedrohung für den Weltfrieden, son¬ 
dern manifestiert die globale soziale 
Ungleichheit. „Wir rufen dazu auf, dem 
staatlich organisierten Töten und Zer¬ 
stören entschlossen entgegenzutreten! 
Wir fordern globale soziale Rechte und 
ein gutes Leben für alle!“ 
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Aktivistin verurteilt 

„Bagatelldelikt“ führt zu Haftstrafe ohne Bewährung 


Dortmunder 

Verhältnisse 



D as erste Urteil im Zusammen¬ 
hang mit den Aktionen des 
Bündnisses „Ende Gelände“ 
am Pfingstwochenende in der Lau¬ 
sitz ist gesprochen. Eine Umweltak¬ 
tivistin, die ihre Identität nicht preis¬ 
geben wollte und von dem Bündnis 
„Yu“ genannt wird, wurde am 9. Juni 
vor dem Amtsgericht Cottbus wegen 
Widerstands gegen Vollstreckungsbe¬ 
amte und Körperverletzung zu zwei 
Monaten Haft ohne Bewährung ver¬ 
urteilt. Seit ihrer Festnahme sitzt sie 
in Untersuchungshaft, weil sie kei¬ 
ne Angaben zu ihrer Person machen 
wollte. Richter und Staatsanwalt sa¬ 
hen darin das Hauptvergehen. 

Aktivistin Yu war am Pfingstwo¬ 
chenende an einer Gleisblockade be¬ 
teiligt, mit der die Kohlelieferung in 
das Kraftwerk Schwarze Pumpe un¬ 
terbunden werden sollte. In der Nacht 
vom 13. zum 14 Mai sollte das Gleis 
durch die Polizei geräumt werden. Yu 
wurde mit allen anderen, die nicht an 
das Gleis gekettet waren, zunächst 
weggetragen. Die Befragung der An¬ 
geklagten und der beiden Polizisten, 
die als Zeugen geladen waren, ergab 
übereinstimmend, dass Yu im Gegen¬ 
satz zu den anderen Aktivisten nicht 
in einiger Entfernung zu den Ange¬ 
ketteten stehen bleiben sondern zu 
den Gleisen zurück wollte. Der Poli¬ 
zei gelang es nur schwer, sie festzu¬ 
halten. Nachdem Yu gefesselt worden 


war und wieder weggetragen wurde, 
strampelte sie mit den Beinen, wobei 
sie einen Polizisten am Bein traf. Die¬ 
ser trug einen blauen Fleck davon. 

Eigentlich sei das alles nur ein Ba¬ 
gatelldelikt, führte Richter Michael 
Höhr aus, und würde normalerweise 
mit einer Geldstrafe geahndet. Zum 
schwerwiegenden Problem werde in 
diesem Zusammenhang, dass Yu kei¬ 
ne Angaben zu ihrer Identität mache. 
Bei ihrer Festnahme hatte sie kein 
Ausweisdokument dabei, und sie ver¬ 
weigerte jede Angabe zu ihrer Person. 
Die Fingerabdrücke waren unbrauch¬ 
bar; die Angeklagte hatte sich wahr¬ 
scheinlich seit geraumer Zeit in die 
Fingerkuppen geritzt. Insgesamt hatte 
sie sich sämtlichen Maßnahmen der 
Kriminaltechnik widersetzt, so dass 
ihre Identität auch nicht auf dem be¬ 
hördlichen Weg festgestellt werden 
konnte. Alle Versuche des Richters, 
sie doch noch zu Angaben zu ihrer 
Person zu überreden, scheiterten. 

Einzig ihr Alter verriet Yu. 19 Jah¬ 
re alt sei sie, sagte sie vor Gericht und 
löste damit eine Debatte aus, ob sie 
nach Jugend- oder nach Erwachse¬ 
nenstrafrecht zu verurteilen sei, was 
für die Höhe der Strafe nicht uner¬ 
heblich ist. 

Für Richter Höhr lag die Sache 
klar auf der Hand: Es sei nicht ty¬ 
pisch für jugendliche Straftäter, dass 
sie sich Hilfe bei einem Anwalt holen, 


weshalb man bei Yu auch von der not¬ 
wendigen Reife für einen Erwachse¬ 
nen ausgehen könne. Ebenso sei po¬ 
litisches Engagement nicht gerade ju¬ 
gendtypisch. 

Am Ende stand das Urteil: Zwei 
Monate Haft ohne Bewährung. Rich¬ 
ter Höhr folgte damit der Forderung 
der Staatsanwaltschaft. Diese sah eine 
Gefahr für den Rechtsstaat heraufzie- 
hen, wenn geduldet würde, dass sich 
jemand der Strafe entziehen könnte, 
weil seine Personalien nicht festzu¬ 
stellen seien. In Yus Weigerung, Name 
und Adresse offenzulegen, sah Rich¬ 
ter Höhr dann auch eine schwerwie¬ 
gend negative Einstellung gegenüber 
dem Rechtsstaat und „Feigheit vor 
dem Feind“. 

„Ende Gelände“ wirft dem Rich¬ 
ter vor, mit dem Urteil ein Exempel 
statuieren zu wollen, um die Umwelt¬ 
bewegung einzuschüchtern. Unrecht 
hat das Aktionsbündnis damit nicht, 
denn Höhr begründete die zweimo¬ 
natige Haftstrafe mit einer „general¬ 
präventiven Wirkung“, die notwendig 
sei. Und gegen Aktionen des zivilen 
Ungehorsams, so wie in der Lausitz 
praktiziert, sagte er, politische Zie¬ 
le dürften niemals außerhalb des 
Rechtsstaats und seines Gewaltmo¬ 
nopols durchgesetzt werden. 

Die Verteidigung hat angekündigt, 
in Berufung zu gehen, und dürfte da¬ 
mit gute Chancen auf Erfolg haben. 
Im März hob das Landgericht Cott¬ 
bus bereits ein anderes Urteil des 
Amtsgerichts auf, bei dem ebenfalls 
eine Umweltaktivistin zu zwei Mona¬ 
ten Haft ohne Bewährung verurteilt 
wurde, weil sie ihre Personalien nicht 
preisgeben wollte. 

Insa Vries von „Ende Gelände“ 
kommentierte das Urteil: „Das Urteil 
gegen Yu ist vollkommen inakzepta¬ 
bel und kommt einem politischen 
Urteil gleich. Es kann nicht sein, dass 
Umweltaktive derart jenseits des üb¬ 
lichen Strafmaßes verurteilt werden. 
Wir sind aktiv für die Zukunft der 
Menschen und gegen den Ausver¬ 
kauf der Ressourcen durch das Kapi¬ 
tal. Solche Repressionen machen uns 
fassungslos und wütend zugleich, aber 
sie werden uns nicht aufhalten.“ 

Das Aktionsbündnis hatte zu 
Pfingsten zu Massenaktionen des zi¬ 
vilen Ungehorsams gegen die Kohle¬ 
verbrennung in der Lausitz aufgeru¬ 
fen, welche von fast 4 000 Menschen 
umgesetzt wurden. 

Bernd Müller 


Polizei macht Nazis den Weg mit viel Pfefferspray frei 


Viel wurde schon vom Neonaziauf¬ 
marsch in Dortmund am 4. Juni, bei 
dem etwa 900 Nazis, 4 000 Gegende¬ 
monstranten und 5 000 Polizisten auf 
der Straße waren, berichtet. Während 
die bürgerliche Presse von „Linksau¬ 
tonomen Gewalttätern“ spricht, zeich¬ 
nen die Besucher der Demo ein an¬ 
deres Bild. 

Im Vordergrund steht dabei der 
übermäßige und unrechtmäßige Ein¬ 
satz von Pfefferspray gegen friedli¬ 
che Demonstranten. So berichtete 
die „junge Welt“: „Ohne Vorwarnung 
sprühten sie am Boden Sitzenden Pfef¬ 
ferspray in die Augen und schlugen auf 
sie ein. Vor allem Berliner Polizeibe¬ 
amte taten sich hierbei wiederholt her¬ 
vor und mussten teils von Kollegen 
aus anderen Bundesländern gestoppt 
werden.“ Auch ein WDR-Reporter be¬ 
obachtete, wie die Polizei gegen De¬ 
monstranten, die eine Barriere aus 
aufblasbaren Spiegelwürfeln errichtet 
hatten, ohne Vorwarnung massiv Pfef¬ 
ferspray einsetzte. Sogar ein Journalist 
soll von einer Polizei-Einheit aus Bay¬ 
ern angegriffen worden sein. 

Laut einem Kommentar der SPD 
Huckarde auf der Internetseite der 
„Nordstadtblogger“ wäre im Zuge 
des Polizeieinsatzes auch ein „zehn¬ 
jähriger gänzlich unbeteiligter Junge“ 
mit Pfefferspray besprüht worden. Zu¬ 
dem berichten sie davon, wie die Poli¬ 
zei scheinbar ohne Provokation in die 
Menge stürmte, um junge Menschen 
festzusetzen. Dabei stießen sie Passan¬ 
ten um und „trieben sie wie eine Her¬ 
de vor sich her“. Anscheinend bekam 
auch ein 60-Jähriger, der sich wütend 
mit erhobenen Händen gegen die Poli¬ 
zisten stellte, „eins auf die Nase“. 


Doch da hört es nicht auf. Iris Ber- 
nert-Leushacke, Sprecherin von Blo- 
kaDO, äußerte gegenüber UZ, dass 
bereits am Morgen Pfefferspray ein¬ 
gesetzt wurde. Als eine etwa 700 Men¬ 
schen große Demonstration sich von 
dem angemeldeten Treffpunkt „P&R- 
Parkplatz“ zur U-Bahn-Haltestelle 
„Hafen“ bewegen wollte, wurde sie 
von der Polizei ohne jede Warnung 
massiv mit Pfefferspray angegriffen. 

Zudem berichtete eine Demons¬ 
trantin gegenüber der UZ, sie habe 
mitbekommen, wie zwei Polizisten in 
ihren Bericht schrieben, dass sie durch 
Fremdpfefferspray verletzt wurden. 
Tatsächlich ist davon auszugehen, dass 
sie nur ihr eigenes Pfefferspray in die 
Augen bekommen haben. Weiter er¬ 
zählte diese Demonstrantin, wie bei 
der Durchsuchung ihrer Sachen ein 
Polizist ihre Tampons und Binden an¬ 
fasste mit Handschuhen, die voller 
Pfefferspray waren, trotz ihrer Bitte 
es nicht zu tun. Tatsächlich öffnete er 
noch eine geschlossene Packung und 
fasste die Tampons darin an. Auch ge¬ 
stattete man ihr nicht, sich die Hän¬ 
de, die ebenfalls voller Pfefferspray 
waren, ausreichend zu reinigen. Die 
Folge waren starke Reizungen und 
Schmerzen. 

Dies sind nur einige Beispiele, die 
Vertreter der Presse mitbekommen 
haben. Von weiteren Übergriffen ist 
auszugehen. Aber auch die doku¬ 
mentierten Übergriffe werden vor¬ 
aussichtlich kein Nachspiel haben, da 
Polizisten auf Demos quasi anonym 
sind. Eine Kennzeichnungspflicht für 
Polizisten ist für eine Aufklärung un¬ 
abdingbar. 

Dominik Kramer 


Amnesty kritisiert 
staatlichen Rassismus 


Die Menschenrechtsorganisation hat 
der Bundesrepublik vorgeworfen, seine 
menschenrechtlichen Verpflichtungen 
zu vernachlässigen, indem Flüchtlinge 
und Nichtdeutsche nicht ausreichend 
vor Diskriminierung und rassistischen 
Angriffen geschützt würden. Vor weni¬ 
gen Tagen hatte Amnesty seinen neu¬ 
en Bericht „Leben in Unsicherheit: Wie 
Deutschland die Opfer rassistischer Ge¬ 
walt im Stich lässt“ veröffentlicht. 


Unsicherheit für Beschäftigte und Geflüchtete 


... Sicherheit für Profiteure - Interview mit Sebastian Woldorf 


Sebastian Woldorf ist in der Flüchtlingssozialarbeit in einer Nordrhein-westfäli¬ 
schen Kommune tätig. Er nimmt auf dem UZ-Pressefest an der Podiumsdiskussion 
„Flucht, Nationalismus und die soziale Frage“am Samstag, den 2. Juli um 11 Uhr 
teil (Roter Markt NRW): 


UZ: Du arbeitest in der Flüchtlingsso¬ 
zialarbeit. In welchem Bereich konkret? 

Sebastian Woldorf: Ich arbeite in der 
Kommunalverwaltung als Sozialarbei¬ 
ter für Geflüchtete. Einerseits mache 
ich ganz normale Migrationsberatung, 
lebensweltliche Fragen, auch zu ihrem 
Aufenthaltsrecht. Zum anderen bin 
ich in den Heimen aktiv und bin für 
ehrenamtliche Stadtteilinitiativen An¬ 
sprechpartner. 

Ich bin Ansprechpartner für alle, 
die im Leistungsbezug des Asylbe¬ 
werberleistungsgesetzes sind, also 
auch diejenigen, die keine Anerken¬ 
nung kriegen. 

UZ: Welche Rechte haben Flüchtlinge? 

Sebastian Woldorf: Zunächst: Für 
Flüchtlinge gelten Sondergesetze, die 
sie schlechter stellen. Das gilt für alle 
Lebensbereiche. In der Gesundheits¬ 
versorgung ist das sehr eklatant, eine 
ärztliche Behandlung ist nur bei aku¬ 
ten Schmerzen möglich. 


UZ: Was erlebst du bei den Geflüchteten, 
die Asyl bekommen, also eine Bleibeper¬ 
spektive haben? 

Sebastian Woldorf: Ihnen steht zu¬ 
nächst einmal ein riesiger bürokrati¬ 
scher Aufwand bevor. Diejenigen, die 
anerkannt werden, wechseln direkt in 
die Zuständigkeit des Jobcenters, müs¬ 
sen Anträge stellen, ein Konto eröffnen, 
eine Rentenversicherungsnummer be¬ 
antragen, sich krankenversichern usw. 

UZ: Und was wird ihnen vom Jobcenter 
angeb oten? 

Sebastian Woldorf: Die erste Maßnah¬ 
me des Jobcenters ist der Integrations¬ 
kurs. Bis Geflüchtete den bekommen, 
vergeht schon wieder eine lange War¬ 
tezeit. Momentan gibt es nicht genug 
Sprachschulen, d.h. es kann nicht di¬ 
rekt ein Sprachkurs vermittelt werden, 
da vergehen schon mal drei, vier oder 
auch fünf Monate. Was an Arbeitsmög¬ 
lichkeiten angeboten wird, sind vor al¬ 
lem „Ein-Euro-Jobs“. Das findet schon 


in den Unterkünften statt, wo diese Art 
der Beschäftigung massiv ausgeweitet 
und damit normale Jobs, die u.a. auch 
von Fachkräften ausgeführt wurden, er¬ 
setzt. Das betrifft Hausmeister, Reini¬ 
gungskräfte, usw. 

UZ: Wie sind die Arbeitsbedingungen 
derer, die nicht durch Geflüchtete zu er¬ 
setzen sind? 

Sebastian Woldorf: Nahezu alle Men¬ 
schen, die mit Geflüchteten arbeiten 
und dafür eingestellt wurden, sind pre¬ 
kär beschäftigt. Das gilt zum Beispiel 
für die Lehrkräfte an den Sprachschu¬ 
len, die als Honorarkräfte 20 Euro brut¬ 
to bekommen, sich dafür aber selber 
sozialversichern müssen. Am Ende des 
Monats steht im Regelfall auch für sie 
der Gang zum Jobcenter, weil sie aufsto¬ 
cken müssen.Staatliche Stellen waren ja 
angeblich überrascht von der Zahl der 
Geflüchteten, die nach Deutschland ge¬ 
kommen sind, nun gehen sie davon aus, 
dass die Geflüchteten irgendwie wieder 
verschwinden. Entsprechend wird für 
solche Aufgaben fast immer befristet 
eingestellt. 

UZ: Die Betreiber der Unterkünfte schei¬ 
nen keine Probleme zu haben, langfris¬ 


tige Garantien von den Kommunen zu 
bekommen ... 

Sebastian Woldorf: Wohnungseigentü¬ 
mern, Baufirmen und anderen wird das 
Geschäft mit den Geflüchteten schmack¬ 
haft gemacht. Da werden auch langfris¬ 
tige Belegungen vereinbart, die nicht 
eingehalten werden können. Leerstand 
ist an der Tagesordnung, es braucht vie¬ 
le Monate, bis eine Belegung stattfindet 
und auch wenn die Belegung nicht mehr 
notwendig ist, laufen die Verträge weiter. 

Die Profite sind in diesem Bereich 
also gesichert. 

UZ: Wie bewertest du das sogenannte 
„ Integrationsgesetz “? 

Sebastian Woldorf: Arbeitsministe¬ 
rin Nahles sagt selber ganz offen, dass 
sie das Prinzip des Förderns und For- 
derns auf Geflüchtete anwenden will. 
Das bedeutet, dass der Aufenthaltssta¬ 
tus in Deutschland unmittelbar mit ei¬ 
nem Arbeitsverhältnis verbunden wird. 
Auch wenn beispielsweise Ausbildungs¬ 
verhältnisse ohne Einwilligung beendet 
werden, erlischt die Duldung und eine 
unmittelbare Abschiebung droht. 


„Die Zahl der erfassten rassistisch mo¬ 
tivierten Angriffe ist so hoch wie noch 
nie in der Geschichte der Bundesrepu¬ 
blik“, kritisierte Selmin Qalis 3 kan, Ge¬ 
neralsekretärin von Amnesty Interna¬ 
tional in Deutschland. „Das Bild, das 
Deutschland aktuell abgibt, könnte 
widersprüchlicher nicht sein: Auf der 
einen Seite haben wir die großartige, 
mitfühlende Willkommenskultur, die 
geprägt wird vom Engagement Zehn¬ 
tausender ehren- und hauptamtlicher 
Helferinnen und Helfer. Auf der an¬ 
deren Seite sehen wir, wie rassistische 
Ressentiments mit erschreckender 
Hemmungslosigkeit ausgelebt werden“, 
so Qaliskan weiter. 

Deutlich Worte der Kritik findet 
Amnesty unterdessen für die deutsche 
Polizei. So finden sich in dem 80seitigen 
Bericht zahlreiche Beispiele dafür, dass 
Polizisten nicht erkennen bzw. erken¬ 
nen wollen, dass sie es mit einem Op¬ 
fer rassistischer Gewalt zu tun haben. 
Amnesty forderte die Bundesregierung 
dazu auf, unabhängig untersuchen zu 
lassen, inwieweit institutioneller Ras¬ 
sismus bei den Strafverfolgungsbehör¬ 
den, insbesondere in der Polizei, vor¬ 
handen ist und dieser die Ermittlungen 
bei rassistischen Straftaten behindert. 
Zugleich sprach sich die Menschen¬ 
rechtsorganisation dafür aus, dass die 
Innenministerkonferenz ein bundes¬ 
weites Konzept zum Schutz von Flücht¬ 
lingsunterkünften vor rassistischen An¬ 
griffen vereinbaren solle. 

Um es nicht nur bei der Kritik zu 
belassen, sondern auch ein praktisches 
Zeichen gegen Rassismus und rech¬ 
te Gewalt zu setzen, ruft Amnesty ge¬ 
meinsam mit fast 30 anderen Verbän¬ 
den und Organisationen dazu auf, am 
kommenden Wochenende (18./19. Juni) 
in Bochum, Berlin, München, Leipzig 
und Hamburg „Menschenketten der 
Solidarität - gegen Rassismus und In¬ 
toleranz, für Menschlichkeit, Vielfalt 
und Weltoffenheit“ zu bilden. (bern) 


Das Interview führte Lars Mörking www.hand-in-hand-gegen-rassismus.de 
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Brot als Waffe 


Lokale Komitees sollen Abhilfe schaffen 


Merkel süß-sauer- 
Bundeskanzlerin 

Merkel hat bei ihrem 9. Besuch der 
Volksrepublik China hervorgehoben, 
wie wichtig ihr der Rechtsstaatsdialog 
und der Menschenrechtsdialog seien. 
Dazu erläuterte sie mit einem Satz: 
„Wichtig ist immer wieder, dass unse¬ 
re Unternehmen und auch unsere Pro¬ 
jekte ein sicheres Rechtsumfeld haben.“ 
Chinas Staatspräsident Xi Jinping for¬ 
derte von Merkel und der deutschen 
Regierung Verlässlichkeit in der Frage 
der Anerkennung Chinas als Markt¬ 
wirtschaft durch die EU. Bei Chinas Be¬ 
tritt zur Welthandelsorganisation WTO 
2001 war eine 15-jährige Übergangsfrist 
festgelegt worden, die Ende 2016 endet. 
Sehr chinesisch fiel dann Merkels Äu¬ 
ßerung bezüglich der gemachten Zu¬ 
sagen aus, die Anerkennung Chinas 
als Marktwirtschaft Ende dieses Jahres 
vorzusehen: „Ich bin der Überzeugung, 
dass das gelingen kann - auf der Linie 
dessen, was wir vor 15 Jahren zugesagt 
haben“. Im Chinesischen gibt es wohl 
keine deutlichere Art, „Nein“ zu sagen. 

Merkel war vom 12. bis 14. Juni mit 
sechs Ministern und einer Wirtschafts¬ 
delegation zu Gast in der VR China. Bei 
den Konsultationen wurden 24 Verein¬ 
barungen geschlossen, darunter Wirt¬ 
schaftsabkommen mit einem Wert von 
2,73 Milliarden Euro. 

Kleineres Übel wird Präsident 

Mit 41000 von über 18 Millionen ab¬ 
gegebenen Stimmen hat der ehemalige 
peruanische Konzern- und Finanzma¬ 
nager Pedro Pablo Kuczynski die Stich¬ 
wahl um die Präsidentschaft in dem süd¬ 
amerikanischen Land gewonnen. Wie 
der Leiter der Wahlbehörde, Mariano 
Cucho, am Donnerstag auf einer Pres¬ 
sekonferenz in Lima mitteilte, gewann 
der 77-jährige „PPK“ mit 50,lProzent 
der Stimmen gegen Keiko Fujimori, 
die dementsprechend auf 49,9 Prozent 
kam. Das Linksbündnis Frente Amp¬ 
ho (Breite Front) hatte dazu aufgeru¬ 
fen, für den Neoliberalen Kuczynski zu 
stimmen, um eine Rückkehr der Dik¬ 
tatur nach Peru zu verhindern. Keiko 
Fujimoris Vater Alberto Fujimori hat¬ 
te das Land in den 90er Jahren autori¬ 
tär beherrscht. Wegen Korruption und 
schwerer Menschenrechtsverletzungen 
muss er eine 25-jährige Haftstrafe absit- 
zen. Kuczynski, Sohn eines vor den Na¬ 
zis ins Exil geflohenen deutschen Arz¬ 
tes, rief nach Bekanntgabe des Wahl¬ 
ergebnisses zu Einheit und Dialog auf. 

Schuldendiktat 

Die USA wollen ihr hoch verschulde¬ 
tes „Außengebiet“ Puerto Rico unter 
Finanzaufsicht stellen. Das Repräsen¬ 
tantenhaus in Washington billigte am 
Donnerstag eine Gesetzesinitiative zur 
Restrukturierung der Schulden. Ein 
Aufsichtsgremium soll eine Budgetre¬ 
form vorantreiben, den Verkauf von 
Liegenschaften forcieren und Schul¬ 
denabkommen mit den Gläubigern 
aushandeln. Puerto Ricos Gouverneur 
Alejandro Garcfa Padilla wird durch 
das Washingtoner Gesetz faktisch kalt¬ 
gestellt. Die USA haben die Karibikin¬ 
sel 1898 im Spanisch-Amerikanischen 
Krieg besetzt. 

Nicht unterwerfen 

Als Reaktion auf den Anschlag mit vier 
Toten in Tel Aviv hat Israel das paläs¬ 
tinensische Westjordanland und den 
Gazastreifen abgeriegelt. Bis Sonntag¬ 
nacht könnten Palästinenser die besetz¬ 
ten Gebiete nur in humanitären und 
medizinischen Notfällen verlassen, sag¬ 
te eine Sprecherin der israelischen Ar¬ 
mee am Freitag. Palästinenser aus dem 
Westjordanland dürften nach den üb¬ 
lichen Regelungen zum Freitagsgebet 
auf den Tempelberg gehen. Die Lage im 
Gazastreifen und dem Westjordanland 
blieb gestern zunächst ruhig. 

Der palästinensische Kommentator 
Muhammad Abdul Hamid sieht Israels 
Maßnahmen als Kollektivstrafe für die 
Palästinenser, die die Situation nur ver¬ 
schlimmern würden. „Israel glaubt, dass 
eine Bestrafung der Menschen für die 
Taten einiger weniger zu einem Ende 
der Intifada führen wird“, sagte er am 
Freitag. „Im Gegenteil: Israel bringt die 
Menschen damit eher dazu, gewalttäti¬ 
ger zu reagieren als sich zu unterwer¬ 
fen.“ 


Gegen Venezuela tobt 

I n Venezuela gehört Warten in die¬ 
sen Tagen zum Alltag. In der Haupt¬ 
stadt Caracas sieht man oft Stunden 
lang dieselben Leute vor einem Laden 
ausharren, um an Lebensmittel zu kom¬ 
men. Manche machen es sich bequem 
und setzen sich an die Bordsteinkante, 
andere lehnen an der Hauswand. Ab 
und zu kommen Straßenverkäufer vor¬ 
bei, die den Wartenden Eis oder Kaffee 
anbieten. Nur gelegentlich kauft ihnen 
jemand etwas ab. 


Die venezolanische Rechte und die 
internationalen Medien stürzen sich mit 
Freude auf die sichtbare Unterversor¬ 
gung im Land: Für sie liegt die Schuld 
bei der Regierung des Präsidenten Nico¬ 
las Maduro, die es nicht schafft, die wirt¬ 
schaftliche Situation in den Griff zu be¬ 
kommen. Was wirklich passiert, erfährt 
man vielmehr durch einen Spruch, der 
auf zahlreiche Hauswände gesprüht ist: 
„Verwende das Brot nicht als Waffe!“ 
Schließlich spielt der spürbare Mangel 
der venezolanischen Rechten nicht nur 


Mehr als 130 Abgeordneten in der Tür¬ 
kei droht die Strafverfolgung, nachdem 
der türkische Präsident Recep Tayyip 
Erdogan seine Unterschrift unter eine 
Verfassungsänderung gesetzt hat. Auf 
sein Betreiben hat das Parlament mit 
den Stimmen der islamischen AKP, der 
rechten MHP und der sozialdemokra¬ 
tischen CHP die Immunität der Parla¬ 
mentarier aufgehoben. Der Coup rich¬ 
tet sich gegen Abgeordnete aller Par¬ 
teien, in allererster Linie soll damit 
aber die prokurdische linke Demokra¬ 
tische Partei der Völker (HDP) poli¬ 
tisch kalt gestellt werden. Sie gilt im 
Erdogan-Duktus als „politischer Arm“ 
der verbotenen Arbeiterpartei Kurdis¬ 
tans (PKK). 50 von 59 Abgeordneten 
im Parlament soll der Prozess wegen 
„Terrorunterstützung“ gemacht wer¬ 
den. Sie sollen zurück ins Gefängnis, in 
dem die meisten der HDP-Politiker be¬ 
reits Jahre und Jahrzehnte ihres Lebens 
verloren haben. 

Im Gespräch mit der FAZ vom 
10. Juni rief die HDP-Kovorsitzende 
Figen Yüksekdag das ganze Ausmaß 
der staatlichen Repression in Erinne¬ 
rung. In den vergangenen Monaten sei¬ 
en etwa 2 500 HDP-Politiker verhaf¬ 
tet worden. „Einige waren nur wenige 
Monate in Haft, etwa 2 000 sind dauer¬ 
haft im Gefängnis. Sie wurden alle als 
Folge der Wahrnehmung ihrer demo¬ 
kratischen Rechte verhaftet, die meis¬ 
ten wegen Pressekonferenzen der Par¬ 
tei oder wegen Äußerungen im Wahl¬ 
kampf.“ In den kurdischen Gebieten 
im Südosten der Türkei wurden ihren 
Angaben zufolge 17 Bürgermeister und 
mehr als 40 Stadträte unter politischen 
Vorwänden festgenommen. Die Regi- 


ein Wirtschaftskrieg - 

in die Hände, sondern wird von Unter¬ 
nehmen und Händlern auch selbst pro¬ 
voziert. Die Versorgungslage ist Teil des 
täglichen Wirtschaftskriegs, der zum 
Ende der sogenannten Bolivarischen 
Revolution beitragen soll und zum Ende 
des politischen Prozesses der vergange¬ 
nen zwei Jahrzehnte mitsamt seinen so¬ 
zialen Errungenschaften. 

Am meisten beklagen sich die Ve¬ 
nezolaner über den riesigen Schwarz¬ 
markt. Spekulanten kaufen Grundnah¬ 


rungsmittel und Waren des täglichen 
Gebrauchs in den staatlich subventio¬ 
nierten Geschäften und verkaufen sie zu 
manchmal zwanzigfachen Preisen wei¬ 
ter. Gabriel Aguirre vom Kommunisti¬ 
schen Jugendverband JCV erzählt, Mehl 
erhalte man im Laden für 80 Bolfvares, 
auf der Straße zahle man dafür 1500 
Bolfvares. Für diese Art des Geschäfte- 
machens gibt es in Venezuela sogar ein 
eigenes Wort: Bachaceo - von Bachaca, 
der Ameise. Händler arbeiten teilweise 
direkt mit den „bachaqueros“ zusam- 


on werde in einem „Zustand der Recht¬ 
losigkeit“ verwaltet, so Yüksekdag. Von 
einem Rechtsstaat könne keine Rede 
mehr sein. 

Die jetzige Aufhebung der Immu¬ 
nität sei ein weiterer „schwerer An¬ 
griff auf die türkische Demokratie“. 
Die Maßnahme richte sich gegen die 
Politik des demokratischen Wandels in 
der Türkei, für die die HDP stehe. Alle 
anderen Parteien im Parlament seien 
einem „autoritären Politikverständnis 
verpflichtet“, so Yüksekdag. Bei der 
Parlamentswahl vor einem Jahr, am 7. 
Juni 2015, hätten daher mehr als sechs 
Millionen Bürger für die HDP ge¬ 
stimmt. Dieser Erfolg habe die „Status- 
quo-Parteien“ sehr beunruhigt - und 
Erdogans Projekt im Weg gestanden, 
die Republik Türkei in ein Präsidialsys¬ 
tem umzubauen. 

Die Behauptung, die HDP sei 
„Sprachrohr“ oder „verlängerter Arm“ 
der PKK, weist Yüksegdag zurück. 
„Wären wir als Partei die Verlängerung 
der PKK, wären wir nicht das Dach für 
mehr als 40 Gruppierungen. Die PKK 
ist jedoch auch eine nicht zu leugnen¬ 
de Realität. Sie hat eine Basis, und das 
sind auch unsere Wähler. Wir können 
sie nicht leugnen. Diese Menschen wol¬ 
len eine Alternative zur PKK, sie wol¬ 
len sich außerhalb der PKK und des 
bewaffneten Kampfes mit einer Partei 
an der Politik beteiligen. Ein rationaler 
Präsident hätte die HDP als eine Chan¬ 
ce begriffen. Wollte die Regierung Frie¬ 
den im Land, sie würde uns unterstüt¬ 
zen. Sie sehen uns im Gegenteil aber 
als Feinde.“ 

Erdogan hat „die Jagdsaison auf die 
demokratische Opposition in der Tür¬ 


men, sodass die Waren gar nicht erst in 
den Regalen ankommen, oder sie ver¬ 
langen die für viele Venezolaner nicht 
bezahlbaren Zuschläge gleich selbst. 

Wut und Hohn erntete Anfang Juni 
Lorenzo Mendoza, Chef der größten 
privaten Unternehmenskette Polar. Er 
erklärte, mit dem neu aufgenommenen 
Kredit der spanischen Bank BBVA in 
Höhe von 35 Millionen Dollar werde er 
die Zutaten einkaufen, um die Bierpro¬ 
duktion in Venezuela wieder anzukur¬ 


beln. „Gut, dass wir unseren geliebten 
Lorenzo haben, der den Mut hatte, sich 
zu weigern, Maismehl für die Chävez- 
Anhänger zu kaufen, und der sich gegen 
das Regime gestellt hat mit der Ansage: 
Mehl nicht, Bier schon“, unkte die Stadt¬ 
zeitung CCS und rechnete in einem wei¬ 
teren Artikel durch, wie stark die lokale 
Maisproduktion mit dieser Summe an¬ 
gekurbelt werden könnte, „wenn Polar 
sozialistisch wäre“. 

Dass hinter solchen Entscheidun¬ 
gen politisches Kalkül steckt, beleg- 


kei eröffnet“, brachte die Linke-Bun¬ 
destagsabgeordnete Sevim Dagdelen 
die weiteren Folgen der Verfassungs¬ 
änderung auf den Punkt. Und das ist 
auch das eigentliche Drama. Mit der 
Ausschaltung der politischen Vertre¬ 
tung der Kurden in der Großen Nati¬ 
onalversammlung in Ankara ergeht in 
die kurdischen Städte und Dörfer, die 
Erdogans Truppen längst in Bürger¬ 
kriegsgebiete verwandelt haben, das 
Signal: Ihr seid hier nicht erwünscht. 
Politisch habt ihr in der Türkei nichts 
zu bestellen. Es ist eine politische Aus¬ 
bürgerung, angeordnet von der Staats¬ 
spitze und umgesetzt von willfährigen 
Staatsanwälten und Richtern, die den 
HDP-Abgeordneten in den kommen¬ 
den Wochen den Prozess machen wer¬ 


te vor kurzem der Vizepräsident für 
Wirtschaft, Miguel Ängel Perez Abad. 
In einem von der staatlichen Nach¬ 
richtenagentur AVN veröffentlichten 
Interview erklärte er, die Polar-Kette 
habe die Produktion immer während 
verschärfter politischer Auseinander¬ 
setzungen im Land heruntergefahren. 
Die Beteiligung von Unternehmern an 
der Destabilisierungsstrategie gebe es 
seit Beginn der Bolivarischen Revo¬ 
lution und habe sich seit dem Tod des 
ehemaligen Präsidenten Hugo Chävez 
in den letzten drei Jahren verschärft. 

Dem Schwarzmarkt sollen jetzt 
die lokalen Versorgungs- und Produk¬ 
tionskomitees CLAP Abhilfe schaffen. 
Ihre Gründung hatte Präsident Nico¬ 
las Maduro Anfang April bekannt ge¬ 
geben. Die CLAP setzen sich aus Mit¬ 
gliedern verschiedener Massenorgani¬ 
sationen und der Kommunalen Räte 
zusammen. Auf der Grundlage eines 
gemeinsam beschlossenen Versor¬ 
gungsplans geben in den Vierteln die 
zuständigen CLAP Lebensmittel, Hy¬ 
gieneartikel und Medikamente zu fest¬ 
gelegten Preisen direkt an die Bevöl¬ 
kerung aus. Am 7. Juni erklärte Maduro 
laut AVN, dass an 13 Tagen bislang 45 
388 Tonnen Lebensmittel ausgegeben 
wurden. Auf ihrer Pressekonferenz 
vom vergangenen Montag begrüßte 
die Kommunistische Partei PCV die 
Initiative, forderte jedoch eine Demo¬ 
kratisierung der CLAP, um diese zu ei¬ 
nem echten Instrument des Volkes zu 
machen. 

Der rechten Opposition passt die¬ 
se Gegenmaßnahme natürlich gar 
nicht. In ihren Medien hetzt sie gegen 
die CLAP als ineffizient und diskri¬ 
minierend, Waren sollen so angeblich 
an Regierungsanhänger ausgegeben 
werden. Eine spanische Tageszeitung 
berichtete, Maduro sei dabei, Sowjets 
nach kommunistischem Modell einzu¬ 
richten. Die venezolanische Online- 
Zeitung Diario de Caracas zeigte den 
Präsidenten gleich in einer Linie mit 
Marx, Engels, Lenin und Stalin. 

Lena Kreymann 


den, flankiert von Polizei und Armee, 
die allerorten Unsicherheit verbreiten 
und für Zerstörung sorgen. 

Die HDP selbst gibt sich kämpfe¬ 
risch. Keiner ihrer Abgeordneten wer¬ 
de ohne Zwang vor Gericht erschei¬ 
nen, kündigte der Parteikovorsitzen- 
de Selahattin Demirtas an. Die HDP 
werde keine Maßnahme akzeptieren, 
„die ganz offensichtlich ein Schritt zur 
Stärkung des Palastes auf dem Weg in 
die Diktatur ist. Wir werden nicht als 
Mittel für dieses Spiel dienen. Unser 
Kampf hat erst begonnen.“ Zusam¬ 
men mit Figen Yüksekdag hofft er 
auf internationale Solidarität in die¬ 
ser politisch existentiellen Auseinan¬ 
dersetzung. 

Rüdiger Göbel 



Oppositionelle protestieren gegen den Mangel an Konsumgütern - die Schuld geben sie dem linken Präsidenten. 


Frontalangriff auf die HDP 

Präsident Erdogan will politische Vertretung der Kurden ausschalten und Weg für Präsidialsystem freimachen. 



Ein „Zustand der Rechtlosigkeit" in den kurdischen Gebieten: die HDP-Kovorsit¬ 
zende Figen Yüksekdag bei einer Fraktionssitzung ihrer Partei. 
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Zwischen Pragmatismus und Kampf 

Parteitag der französischen Kommunisten: Auf der Straße gegen, bei den Wahlen mit der Regierung? 


Der 37. Parteitag der Französischen Kommunistischen Partei (PCF) fand vom 2. bis 
5. Juni unter Teilnahme von vier Dutzend befreundeten Parteien, darunter die DKP, 
im Zeichen von zwei unterschiedlichen Handlungssträngen statt. Zum einen stehen 
Frankreichs Arbeiterorganisationen seit Wochen im Widerstand gegen das vorgese¬ 
hene „El-Khomri“-Arbeitsgesetz, zum anderen wollte es die Parteitagsregie so, dass 
die Präsidentschaftswahlen des Jahres 2017 im Mittelpunkt der Debatten standen. 
Wie die Dinge liegen, kann es sein, dass beide Fragen am Ende enger beieinander 
liegen als es den Anschein haben könnte. 



Jedenfalls wurde der Generalsekretär 
der ehemals eng mit der PCF verbun¬ 
denen Gewerkschaft CGT, Philippe 
Martinez, von den 750 Parteitagsdele¬ 
gierten stürmisch begrüßt; gemeinsam 
mit einer Gruppe weiterer Gewerk- 
schafterinnen und Gewerkschafter 
besuchte er demonstrativ den Partei¬ 
tag. Wenig sprach dafür, dass sich die 
Streikaktionen vor dem 14. Juni, dem 
Tag der zentralen Demonstrationen ge¬ 
gen die Maßnahmen der französischen 
Regierung, abwürgen lassen würden, 
wenn auch einzelnen Sektoren wie 
Teilen des Flugpersonals Konzessio¬ 
nen gemacht wurden, um die Streik¬ 
front zu spalten. Damit musste auch 
die Fußball-Europameisterschaft im 
Zeichen erschwerter Transport- und 
Versorgungsbedingungen für Bevölke¬ 
rung und ausländische Fußballfans be¬ 
ginnen. Der PCF-Parteitag unterstützte 
den Kampf der Arbeitenden unzwei¬ 
deutig, indem mit einer Resolution die 
Regierung aufgefordert wurde, das Ar¬ 
beitsgesetz zurückzuziehen. 

Zeit der Gemeinsamkeit 

Frankreichs Regierung, die bekannt¬ 
lich von der Sozialistischen Partei (PS) 
gestellt wird, darf sich demnach einer 
diametral geteilten Aufmerksam¬ 
keit der PCF erfreuen. Musste doch 
andererseits in Aubervilliers, einer 
kommunistisch regierten Kleinstadt 
bei Paris, unter dem Parteitagsmotto 


„Zeit der Gemeinsamkeit“ die Frage 
geklärt werden, wie sich die franzö¬ 
sischen Kommunisten für die Präsi¬ 
dentschaftswahlen im Frühjahr 2017 
aufstellen wollen. Unterschiedliche 
Haltungen zur Wahlpolitik gehören 
heute zur Debattenkultur der meisten 
kommunistischen Parteien, natürlich 
auch bei denjenigen, die in der nati¬ 
onalen Politik noch mitentscheidend 
sein können. Auch wenn die PCF bei 
nationalen Wahlen seit Jahren im¬ 
mer weiter an Wählerschaft verliert, 
so ist ihr Einfluss in der Gesellschaft 
dennoch beachtlich, weshalb die Auf¬ 
merksamkeit über mehrere Tage auf 
diese Frage gerichtet war. Um das 
von den Meinungsbildungsinstituten 
zielgerichtet errechnete Stichwahl¬ 
szenario abzuwenden, wonach die 
besten Chancen für den Einzug in die 
zweite Runde die Konservativen von 
Ex-Präsident Sarkozy und der rechts¬ 
extremen „Front National“ (FN) mit 
Marine Le Pen haben, hilft nur eine 
gemeinsame linke Kandidatur - wenn 
man davon ausgeht, dass diese Umfra¬ 
gen in einem Jahr tatsächlich zum Er¬ 
gebnis werden. Zwei Drittel der De¬ 
legierten taten das und sprachen sich 
für gemeinsame Vorwahlen aus, nach 
denen PCF, andere Linke, Grüne und 
PS mit einem aussichtsreichen Kandi¬ 
daten in die Präsidentschaftswahlen 
gehen würden. Damit spiegelte sich 
die Stimmung der Parteibasis wider, 


die in einer parteiinternen Mitglie¬ 
derabstimmung dem Leitantrag des 
Zentralkomitees knapp über 50 Pro¬ 
zent und einem hinsichtlich der Vor¬ 
wahlendebatte noch weitergehenden 
Alternativantrag 20 Prozent Zustim¬ 
mung gegeben hatte. Dass damit ge¬ 
nau die Regierungspartei für eine 
Wiederwahl unterstützt würde, gegen 


die die Gewerkschaften gerade massiv 
kämpfen - denn selbstredend würde 
ein Kandidat von der PS als größtem 
Partner gestellt - müsste eigentlich 
nachdenklich machen. 

Um Schlimmeres zu verhüten 

Einige Überlegungen sprechen gegen 
die bei schwierigen Szenarien immer 
gern angewandte Logik des kleine¬ 
ren Übels. Zunächst die Veränder- 
barkeit der Zustände: Gegen den 
Automatismus, dass Vorhersagen in 
ein reales Wahlergebnis übergehen, 
spräche eine weitere Ausweitung von 
Streiks und Aktionen, nach dem Prin¬ 
zip „Das Bewusstsein von heute sind 
die Kämpfe von gestern“ - klar ist, 
dass daraus durchaus linke Mehrhei¬ 
ten erwachsen können. Aus politisch- 
ideologischer Sicht wäre zweitens zu 
erörtern, welche Inhalte eine gemein¬ 
same „linke Kandidatur“ denn trans¬ 
portieren soll, wenn später in linkem 


Namen eine arbeiterfeindliche Poli¬ 
tik gemacht wird, wie sie zurzeit von 
der PS durchgeführt wird; schließlich 
war Hollande bei seinem Stichwahl¬ 
sieg 2012 ebenfalls von den Links¬ 
kräften im Land unterstützt worden, 
„um Schlimmeres zu verhüten“. Drit¬ 
tens: Praktisch gesehen steht auch die 
Verfasstheit der vorgesehenen Bünd¬ 
nispartner dagegen. Sowohl Jean-Luc 
Melenchon, der als Vorsitzender der 
Front de Gauche, der auch die PCF 
angehört, im Februar eine von der 
PCF unabhängige Einzelkandidatur 
angekündigt hat, ohne diese zu kon¬ 
sultieren, als auch die Grünen stehen 
für ein gemeinsames Bündnis mit 
der PS kaum zur Verfügung. Viertens 
steht strategisch die Frage, ob in der 
Stichwahl denn die Verhinderung ei¬ 
nes FN-Sieges besser mit einem PS- 
Kandidaten zu gewährleisten ist als 
mit einem Konservativen wie z.B. 
Alain Juppe. Denn womöglich würde 
ein entscheidender Teil der konserva¬ 
tiven Wählerschaft den Front Natio¬ 
nal einem Sozialisten vorziehen, wäh¬ 
rend die Linke auch zu Gunsten ei¬ 
nes Konservativen geschlossen gegen 
den FN stimmen würde, wie es bereits 
2002 zu Gunsten von Jacques Chirac 
gegen Jean-Marie Le Pen geschehen 
war. Und nicht zuletzt ist das kleinere 
Übel der Sache nach immer auch vor 
allem eines: ein Übel. 

Eigenständig und marxistisch 

Vier Tage Diskussionen um Arbeiter¬ 
kampf und Wahlstrategien haben aber 
auch andere Erkenntnisse gebracht: Der 
Anteil der Delegierten, die der PCF vor 
allem ihren Charakter als eigenständi¬ 
ge Partei erhalten wollen, ist gegenüber 
dem 36. Parteitag merklich gestiegen. 
Die Phase der Debatten um Identität, 
Symbolik und Parteinamen ist beendet. 
Die PCF ist mit weitem Abstand die 
stärkste der kommunistischen Kräfte 
in Frankreich, und der Vorrat der Ge¬ 
meinsamkeiten der PCF-Mitgliedschaft 
im Hinblick auf die Kerngedanken des 
Marxismus - Klassencharakter, Besitz¬ 
verhältnisse, Veränderbarkeit der Welt - 
ist mit der DKP immer noch erheblich 
größer als das Trennende, das sich we¬ 
sentlich um Fragen der Strategie dreht. 
Wie immer ist das Kriterium der Wahr¬ 
heit die Praxis. Optimismus ist also an¬ 
gebracht. 

Günter Pohl 


EM ist Nebensache 

„Der Kampf ist noch lange nicht vorbei“, stellte der CGT- 
Vorsitzende Philippe Martinez am vergangenen Dienstag 
fest. An diesem Tag demonstrierten in Paris zehntausende 
Menschen gegen die von der Regierung geplante franzö¬ 
sische Variante der Agenda 2010, das neue Arbeitsgesetz. 
Auch bei der Staatsbahn SNCF streikten die Beschäftigten 
weiter. 

DerTransportminister Alain Vidalies hatte in der vergange¬ 
nen Woche damit gedroht, während der EM Zugführer auch 
zur Arbeit zwingen zu wollen: „Wenn wir entsprechende 
Anweisungen geben müssen, werden wir das tun“, sagte 
er in einem Radiointerview. 


Reuters berichetet, dass die Polizei schon vor der Demons¬ 
tration „vorsorglich 130 potentielle Gewalttäter“ der Innen¬ 
stadt verwiesen habe. Erst Mitte Mai hatte die National¬ 
versammlung den Notstand, den die Regierung nach den 
Terroranschlägen von Parisausgerufen hatte,erneut verlän¬ 
gert. Die Notstandsgesetze bieten den Behörden auch die 
Möglichkeit, schärfer gegen Proteste vorzugehen. 

Es ist offen, wie lange die Streiks noch dauern. Ein Gewerk- 
schafterder kommunistischen CGT sagte dem Nachrichten¬ 
sender BFMTV:„Hier geht es um meine Arbeitsbedingungen 
für viele Jahre. Da interessiert mich doch nicht ein interna¬ 
tionales Sportereignis von Wochen.“ om 


Front für den Sozialismus aufbauen 

Kommunistische Partei der Völker Spaniens diskutiert den Weg zur Revolution 


Dokumentiert 


Eine Klassenfrage 

Aus einer Erklärung der Kommunistischen Partei (Türkei) zur 
Armenien-Resolution des Bundestages 


„Ohne Revolution keine Veränderung 
- Wählt PCPE“ forderte das oberste 
Plakat eines großen Stapels auf, der vor 
dem Sitzungssaal aufgebaut war. Der 
Kongress der Kommunistischen Partei 
der Völker Spaniens (PCPE) fiel durch 
die für den 26. Juni angesetzte Parla¬ 
mentswahl mitten in den Wahlkampf. 
Mit dem Titel des 10. Parteitages „Die 
Partei stärken, die Revolution organisie¬ 
ren“ scheinen beide Ereignisse gut auf¬ 
einander abgestimmt zu sein. Doch die 
Vorbereitungen für den Parteitag liefen 
längst, als der Termin für die Wahlen 
festgesetzt wurde. So spielten diese in 
den Debatten der Delegierten am 10. bis 
12. Juni in Madrid kaum eine Rolle. Im 
Zentrum standen stattdessen drei Papie¬ 
re, die Einschätzungen und Handlungs¬ 
empfehlungen in Bezug auf den inter¬ 
nationalen Klassenkampf, die Lage in 
Spanien und die Partei enthalten. 

Die Dokumente beschreiben die 
aktuelle Krise des Kapitalismus sowie 
die massiven Angriffe auf die Arbeiter¬ 
klasse und die zunehmende Kriegsge¬ 
fahr als deren Folge. In der aktuellen 
Phase des Übergangs vom Kapitalis¬ 
mus zum Sozialismus sind Krisen die¬ 
sem System immanent. In diesem Sta¬ 
dium, wo die objektiven Bedingungen 
für eine sozialistische Gesellschaft ge¬ 
geben sind, kann es keinen demokra¬ 
tischen Umsturz mehr geben, sondern 


lediglich eine sozialistische Revolu¬ 
tion, so Raul Martinez, Ideologiever¬ 
antwortlicher des alten Zentralkomi¬ 
tees. Ihre eigene Rolle und damit ihren 
wichtigsten Beitrag zum internationa¬ 
len Klassenkampf sieht die PCPE dar¬ 
in, nun auch die subjektiven Vorausset¬ 
zungen zu schaffen und eine Front der 
Arbeiter und des Volkes für den Sozi¬ 
alismus zu initiieren. 

Debatten entwickelten sich bei¬ 
spielsweise um die Frage, ob die Mul¬ 
tipolarität der kapitalistischen Welt - 
in Form der Konkurrenz unter ihren 
Zentren - die Kampfbedingungen für 
die sozialistischen Kräfte verbessert. 
Spezifisch spanisch ist die theoretische 
Diskussion um die Multinationalität 
des Landes, die bereits seit Jahren in¬ 
tensiv geführt wird. Mit knapper Mehr¬ 
heit entschieden die Delegierten, dass 
das Ziel eines sozialistischen Staates in 
den Dokumenten um den Zusatz „mit 
dem Charakter einer Konföderation“ 
ergänzt werden soll. 

Den größten Teil der inhaltlichen 
Auseinandersetzung nahm jedoch die 
Debatte zur Partei ein. Zwei zentrale 
Ziele werden im entsprechenden Pa¬ 
pier formuliert: Die Partei stärken und 
professionalisieren und die Arbeit in 
den Massenbewegungen stärken. Als 
Maßnahmen, um den ersten der ge¬ 
nannten Punkte zu erreichen und eine 


revolutionäre Partei im Leninschen 
Sinne zu werden, wurden vor allem die 
Forderungen nach einer Stärkung des 
Prinzips des demokratischen Zentra¬ 
lismus sowie der Entwicklung der Ka¬ 
der diskutiert. Die Orientierung auf die 
Massen soll entsprechend der beschlos¬ 
senen Position der PCPE vor allem die 
Weiterentwicklung des Bewusstseins 
derjenigen zum Ziel haben, die bereits 
in den verschiedenen gewerkschaftli¬ 
chen und sozialen Bewegungen aktiv 
sind. 

Am Rande der Debatten spielten 
zahlreiche weitere Themen eine Rolle 
wie etwa Drogen, Prostitution, Woh¬ 
nungspolitik und das Verhältnis der 
Partei zur Jungendorganisation CJC. 
Die Debatte um die Frauenfrage wur¬ 
de weitestgehend auf einen für die Zu¬ 
kunft geplanten Kongress zu diesem 
Thema vertagt, da dieses Thema bis¬ 
her in der Partei vernachlässigt wor¬ 
den ist. Bevor die Genossen zum Ab¬ 
schluss gemeinsam die Internationale 
anstimmten, wurde die Wahl aller an¬ 
getretenen Kandidaten in das zukünf¬ 
tige Zentralkomitee bekanntgegeben. 
Auch die anstehenden Wahlen fanden 
schließlich ihren Platz in der Aufforde¬ 
rung, ausgehend vom Kongress in den 
nächsten zwei Wochen alle Kraft in den 
Wahlkampf zu investieren. 

Frida Malevich 


„Die vorgeschobene ,Empörung 4 über 
die Resolution des deutschen Parla¬ 
ments über den Genozid an den Ar¬ 
meniern bleibt im Rahmen der Bedürf¬ 
nisse des türkischen Kapitalismus. Die 
Reaktion der AKP ist simuliert, denn 
der türkische Kapitalismus hat enge 
Beziehungen zu Deutschland. 

Es ist nicht möglich für die Regie¬ 
rung, die kommerziellen, wirtschaftli¬ 
chen und militärischen Beziehungen 
mit dem internationalen Kapitalismus 
und mit Deutschland in Frage zu stel¬ 
len. 

Das bedeutet, dass die Resolution 
Deutschlands für die AKP-Regierung 
nur ein Mittel ist, um ihre irrationale, 
nationalistische, chauvinistische Dem¬ 
agogie zu verstärken. Die Debatte um 
den Genozid ist nur ein Instrument, 
dass die AKP ausnutzt. 

Es ist einfach lächerlich, die Dar¬ 
stellung des Völkermordes in diesem 
Ausmaß abzustreiten. Was den arme¬ 
nischen Menschen angetan wurde, war 
ein Verbrechen gegen die Menschlich¬ 
keit, und das ist alles, was für uns zählt. 
(...) 

Die armenische Frage war entstan¬ 
den als Landfrage im späten 19. Jahr¬ 
hundert. Die Neuverteilung von Land 


und Reichtum wurde nicht vom Natio¬ 
nalismus erzeugt. Im Gegenteil: Die 
Klassenkonflikte nahmen eine natio¬ 
nalistische Form an. (...) Die armeni¬ 
sche Frage ist eine Klassenfrage. (...) 
Rassismus und Chauvinismus dienen 
dazu, das zu verdecken. 

Seit Jahrzehnten weigern sich die 
Imperialisten, ihre Schuld anzuerken¬ 
nen. Sie haben in überheblicher Weise 
die Anerkennung des Völkermordes zu 
einem neuen Instrument der Manipula¬ 
tion gemacht. Solche fortgesetzten Ein¬ 
mischungen dienen dazu, die Rolle des 
Imperialismus bei diesen Ereignissen 
zu verbergen. Genauso verbergen sie, 
dass der imperialistische deutsche Staat 
jener Zeit der Mentor und Planer der 
Deportationen und des Völkermords 
war. (...) 

Diese Frage kann man nicht nur mit 
Blick auf die Vergangenheit behandeln, 
denn ihre Ergebnisse sind gegenwär¬ 
tig. Was in Frage gestellt werden muss, 
ist nicht die historische Legitimität un¬ 
seres Landes und Volkes, sondern des 
Kapitalismus (...). Es ist der Imperia¬ 
lismus, der illegitim ist, der Projekte 
entwirft, um die Völker dieses Landes 
gegeneinander zu hetzen.“ 

Übersetzung aus dem Englischen: UZ 
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Der Überfall war lange geplant: Hitler im Hauptquartier des Oberbefehlshabers des Heeres Generalfeld- Sie hinterließen eine Spur der Vernichtung, töteten, zerstörten Dörfer und Städte: Soldaten der 
marschall von Brauchitsch. Von links am Kartentisch: Generalfeldmarschall Keitel, von Brauchitsch, Hitler, Wehrmacht vor Brand (Heeresgruppe Süd, 1941) 

Generaloberst Haider 



75 Jahre nach dem Überfall 
auf die Sowjetunion 

Die Lehren heißen: Nie wieder Faschismus, nie wieder Krieg! 


D ie deutschen Kommunistinnen 
und Kommunisten gedenken 
gemeinsam mit den anderen an¬ 
tifaschistischen Kräften und der Frie¬ 
densbewegung des 75. Jahrestages des 
Überfalls der faschistischen deutschen 


Wehrmacht auf die sozialistische Sow¬ 
jetunion am 21. Juni 1941. (...) 

Die Lehren für heute 

Nationalismus, Chauvinismus, Her¬ 
renvolkmentalität und die Suche nach 
den „Sündenböcken“ für soziale und 
politische Ungerechtigkeiten, für die 
Minderheiten und „Fremde“ verant¬ 
wortlich gemacht werden, sind auch 
heute die vergifteten Denkweisen und 
Stereotypen, mit denen die politisch 
eigentlich Verantwortlichen für Not, 
Krieg, Umweltzerstörung und Flucht, 


diese Verschärfung der Aggressivität 
nach außen verschleiern wollen. 

Rechte Demagogen, Ultrakonser¬ 
vative und Faschisten sowie die Mehr¬ 
heit der vom Großkapital beherrschten 
und gesteuerten Medien schüren Exis¬ 


tenz- und Zukunftsängste, sie miss¬ 
brauchen soziale Zukunftsängste und 
lenken diese um in Ablehnung und 
wachsende brutale Gewalt gegenüber 
denen, die aus tiefster Not nach Euro¬ 
pa fliehen. 

Wie die DKP in ihrem neuen „So¬ 
fortforderungsprogramm“ belegt, sind 
es aber die deutschen und internatio¬ 
nalen Großkonzerne und Banken, die 
NATO, die Rüstungsmonopole und 
Waffenexporteure, die für die weltweit 
60 Millionen Flüchtlinge verantwort¬ 
lich sind. Ihre politischen Sachwalter, 


sei es in Washington, London, Paris, 
Berlin oder Brüssel bedienen sich wie 
vor 75 Jahren der sozialen Demagogie 
und der Verhetzung, um dies zu vertu¬ 
schen. 

Die Spaltung der Werktätigen, der 
Arbeiterklasse in Fremde und Hiesi¬ 
ge hat damals wie heute dasselbe Ziel: 
die eigentlichen Verursacher und Pro¬ 
fiteure der Krisen, die Milliardäre und 
Multimillionäre, aus der Kritik zu neh¬ 
men und die immer tiefer reichende 
Spaltung der Gesellschaft in die kleine 
Schicht der Superreichen und Reichen 
und das wachsende Heer der Armen, 
der Dauerarbeitslosen, der sozial Ver¬ 
unsicherten und Ausgegrenzten zu ver¬ 
nebeln. 

Dagegen richten wir uns mit unse¬ 
rem neuen „Sofortprogramm“; in ihm 
sagen wir heute ganz bewusst: Unser 
Gegner ist nicht „der Fremde“, nicht 
„der Russe“ und nicht „ der Moslem“. 
Unser Gegner sind der kapitalistische 
Imperialismus, Militarismus und Fa¬ 
schismus. 

Frieden, Arbeit, ausreichender und 
finanzierbarer Wohnraum für alle, mas¬ 
sive staatliche Investitionen für Bil¬ 
dung, soziale Gerechtigkeit und für ein 
Leben ohne Angst vor Armut und in 
Würde müssen gemeinsam von zu uns 
Fliehenden und von der einheimischen 
Bevölkerung solidarisch erkämpft wer¬ 
den. 

Die Lehren des II. imperialistischen 
Weltkrieges und des Überfalls auf die 
Sowjetunion sind nicht veraltet und für 
uns Kommunistinnen und Kommunis¬ 
ten nicht vergessen. 

Sie heißen: Nie wieder Faschismus, 
nie wieder Krieg! Und sie heißen jetzt 
und heute: Frieden mit Russland! 

Aus der Erklärung des Parteivorstandes 
der Deutschen Kommunistischen Partei 

(http://news.dkp.suhail.uberspace.de/) 






Bild oben: Sept. 1941- Erschießung von Partisanen 

Bild unten: Sie konnten den Widerstand nicht brechen. Feldgendarmerie auf 
Motorrad mit Beiwagen in einem Partisanengebiet (Schild: „Partisanen-Gefahr 
von Welish nach Ußwjati. Einzelfahrzeuge halt!“); 



Bild unten: Vor Moskau wurden die Okkupanten das erste Mal empfindlich 
geschlagen: Sowjetische Kampfflugzeuge über deutschen Stellungen (Winter 
1941). 

Bild links: 23. Juni 1941, sowjetische Soldaten auf dem Weg in den Kampf („Unse¬ 
re Sache ist gerecht. Der Feind wird geschlagen. Der Sieg wird unser sein!“) 
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Karikatur: Bernd Bücking 

Gedenktag für Regime Change 

Thüringen hat den 17. Juni zum Gedenktag für „Opfer des SED-Unrechts“ 
gemacht. Die Abgeordnete Johanna Scheringer-Wright stimmte dagegen. 


Der „Morning Star“ über die EU-Abstimmung 

Festgeschriebener 

Kapitalismus 


UZ: Der Thüringer Landtag hat im April 
auf Antrag der rot-rot-grünen Koalition 
beschlossen, den 17. Juni zum „ Gedenktag 
für die Opfer des SED-Unrechts“zu ma¬ 
chen. Worin unterscheidet sich die DDR- 
Geschichtspolitik der Thüringer Landes¬ 
regierung von der anderer Regierungen? 

Johanna Scheringer-Wright: Zumindest 
weiß ich, dass kein anderes Bundesland 
bisher so einen Gedenktag eingeführt 
hat - auch nicht Brandenburg, auch nicht 
Berlin oder Mecklenburg-Vorpommern, 
wo die Partei „Die Linke“ an der Regie¬ 
rung beteiligt war oder ist. In Thüringen 
hat das nun eine Koalition, in der die 
Linke die stärkste Kraft ist, gemacht. 

UZ: Schon im Koalitionsvertrag haben 
sich Linkspartei, SPD und Grüne mit 
der DDR befasst. Welche Rolle spielt die 
„ DDR-Aufarbeitung“ in der Regierungs¬ 
arbeit? 

Johanna Scheringer-Wright: Das ist of¬ 
fensichtlich für Bodo Ramelow ein sehr 
wichtiger Punkt. Schon bei den Sondie¬ 
rungen vor Aufnahme der Koalitions¬ 
verhandlungen hat die Erklärung, dass 
die DDR ein Unrechtsstaat gewesen sei, 
eine große Rolle gespielt. Damals war ich 
noch Mitglied des Landesvorstandes der 
Thüringer Partei „Die Linke“ und habe 
dort gesagt: Unter diesen Voraussetzun¬ 
gen sollten wir nicht in Koalitionsver¬ 
handlungen eintreten. 

Ich glaube, unsere Parteimitglieder 
haben sich gedacht: Gut, das ist jetzt 
eine Kröte, die die Linke schlucken muss, 
um diese Regierung zu bilden. Das steht 
dann im Koalitionsvertrag, und damit ist 
die Sache beendet. Das war mitnichten 
der Fall. 

UZ: Im Landtag haben 84 Abgeordnete 
dafür gestimmt, den 17. Juni zum Gedenk¬ 
tag zu machen, du hast als einzige dage¬ 
gen gestimmt. Welche Reaktionen hast du 
erlebt? 

Johanna Scheringer-Wright: Danach 
habe ich nur positive Reaktionen erlebt. 
Viele Genossinnen und Genossen, nicht 
nur aus Thüringen, haben mir in Mails 
und Briefen geschrieben, dass sie mei¬ 
ne Gegenstimme als richtig, wichtig und 
mutig empfunden haben und dass ich ih¬ 
nen Hoffnung gebe. 

Im Vorfeld, in der Fraktion, war das 
natürlich anders, da gab es natürlich Ver¬ 
suche, mich von meiner Haltung abzu¬ 
bringen. Ich habe auch versucht, in der 
Fraktion für meine Position zu werben, 
war aber nicht besonders erfolgreich. 

UZ: Wie haben sich dennAfD und CDU 
im Landtag verhalten? 

Johanna Scheringer-Wright: Es war un¬ 
erträglich, was die AfD-Abgeordneten 
gesagt haben. Sie haben den Schulter¬ 
schluss mit der CDU gesucht und am 
Ende auch dem Antrag der Koalition 


Eine gegen 84: Im April stimmte 
Johanna Scheringer-Wright (Links¬ 
partei) als einzige Abgeordnete 
des Thüringer Landtages dagegen, 
den 17. Juni zum „Gedenktag für 
die Opfer des SED-Unrechts“ zu 
machen. Sie ist Sprecherin für 
Agrarpolitik ihrer Fraktion und seit 
Ende Mai Mitglied des Parteivor¬ 
standes der Linkspartei. 

zugestimmt, und dabei haben sie „Die 
Linke“ mit Häme überschüttet. Mike 
Mohring hat als CDU-FraktionsVorsit¬ 
zender deutlich gemacht, dass es ihm vor 
allem darum geht, dass die überwiegen¬ 
de Mehrheit zustimmt, den Gedenktag 
einzuführen. Das zeigt eigentlich, dass 
die sich als die moralischen Gewinner 
fühlen. 

UZ: Sind sie das nicht auch? 

Johanna Scheringer-Wright: Ja, klar sind 
sie das. Im Vorfeld habe ich gesagt: Wenn 
wir das machen, ist das ein später Sieg 
der Revanchisten. Da wird dieser Tag 
umgedeutet zu etwas, das er nicht war. 
Jetzt steht der 17. Juni vor der Tür, wir 
werden sehen, wie der Umgang damit 
sein wird. 

UZ: Du hast in deiner persönlichen Er¬ 
klärung nach der Abstimmung im Land¬ 
tag daraufhingewiesen, dass die Adenau¬ 
er-Behörden Anfang der 50er Jahre deine 
Mutter als siebzehnjährige FDJlerin für 
sieben Monate eingesperrt haben. Auch 
dein Großvater Richard Scheringer ist 
als KPD-Funktionär vor Gericht gestellt 
worden. Was hat die DDR für sie bedeu¬ 
tet? 

Johanna Scheringer-Wright: Für sie war 

die DDR ein Staat, in dem versucht wur¬ 
de, den Sozialismus aufzubauen. Dafür 
haben meine Eltern und mein Großvater 
gekämpft. Die FDJ und die KPD wollten 
ja damals, dass Deutschland als demo¬ 
kratischer, unabhängiger, neutraler Staat 
wiedervereinigt wird. Dafür haben sie 
gekämpft - gegen die Militarisierung, ge¬ 
gen die Einbindung in den NATO-Block. 

UZ: Trotz des so genannten Arbeiterauf¬ 
standes? 

Johanna Scheringer-Wright: Der Auf¬ 
stand am 17. Juni 1953 war ja erstmal ein 
Arbeitskampf gegen die Erhöhung der 
Arbeitsnormen. Die SED hatte diese 
Erhöhung schon am 16. Juni zurückge¬ 
nommen. Aber diese Unruhen sind dann 
instrumentalisiert worden - auch von al¬ 
len möglichen Geheimdiensten. Heute 
nennt man das „Regime Change“. Die 
Kommunisten haben damals die Posi¬ 
tion bezogen - ich sehe das genauso - 
dass die Sowjetunion so einen Regime 
Change nicht zulassen konnte. 

Man darf ja nicht vergessen, dass im 
Mai 1952 in Essen die Polizei den jungen 


Kommunisten Philipp Müller erschossen 
hat, als er gegen die Wiederbewaffnung 
demonstrierte. Auch da ist jemand er¬ 
schossen worden, auch da sind Leute 
niedergeprügelt worden. Diese Zusam¬ 
menhänge, die Ost-West-Auseinander- 
setzung, muss man immer im Hinterkopf 
behalten. Ich denke, es wäre ein schwerer 
Fehler, wenn wir als Partei „Die Linke“ 
über diese geschichtlichen Fakten ein¬ 
fach hinweggehen würden und sagen: 
Der 17. Juni ist der Gedenktag für die 
Opfer des SED-Unrechts. 

UZ: Es gibt ja immer den Versuch, die 
DDR mit dem Faschismus gleichzuset¬ 
zen. Welche Bedeutung hat die Einfüh¬ 
rung des Gedenktages in diesem Zusam¬ 
menhang? 

Johanna Scheringer-Wright: Gewollt 
oder ungewollt: Der Gedenktag be¬ 
dient diese Gleichsetzung. Allein schon 
deshalb, weil der 8. Mai und der 17. Juni 
jetzt kommentarlos und gleichberechtigt, 
direkt hintereinander, im Gesetz auf¬ 
tauchen. Ich denke, das bedient die Ge¬ 
schichtsfälschung von der Gleichsetzung 
der DDR mit dem Faschismus. 

Ich unterstelle meiner Fraktionsspit¬ 
ze nicht, dass sie diese Gleichsetzung 
selbst vornehmen will. Aber unser linkes 
Führungspersonal geht da naiv und blau¬ 
äugig ran und unterschätzt die öffentli¬ 
che Wirkung. 

UZ: Große Teile der Bevölkerung in Thü¬ 
ringen sehen die DDR positiv. Wie passt 
die Wahrnehmung der Menschen zur of¬ 
fiziellen Aufarbeitung? 

Johanna Scheringer-Wright: Der Thürin¬ 
gen-Monitor, eine jährliche Umfrage, hat 
ergeben, dass 60 Prozent der Menschen 
die DDR positiv sehen. Aber ebenfalls 
60 Prozent sind damit einverstanden, die 
DDR als Unrechtsstaat zu bezeichnen. 
Da gibt es also große Überschneidungen. 

Ich kann mir das nur so erklären: Auf 
der einen Seite haben sich viele Men¬ 
schen in der DDR geborgen gefühlt und 
schätzen die soziale Sicherheit, die es 
dort gab. 

Auf der anderen Seite, denke ich, sa¬ 
gen sich die Leute: Wenn die Regierung 
und die, die es wissen müssen, alle sagen: 
Die DDR war ein Unrechtsstaat, dann 
war die DDR vielleicht ein Unrechts¬ 
staat. 

Ich empfinde das auch als Warnsig¬ 
nal. Das läuft ja darauf hinaus zu sagen: 
Unrecht ist auch egal, Hauptsache, ich 
fühle mich geborgen. 

Im Rückblick sehen zwar viele den 
Sozialismus in der DDR positiv. Aber 
es strengt sich doch kaum einer dafür 
an, oder hat den Mut dafür zu kämpfen, 
dass wir hier sozialistische Verhältnisse 
bekommen. Diese jetzt stattfindende ein¬ 
seitige Geschichtsbetrachtung verstärkt 
diese Entmutigung. Schon deswegen ma¬ 
che ich dabei nicht mit. 

Interview: Olaf Matthes 


Wenn Fragen der Immigration die De¬ 
batte über den Austritt Britanniens aus 
der EU bestimmen, ist das nicht nur 
schlecht für die Beziehungen zwischen 
den Bevölkerungsgruppen in der Gesell¬ 
schaft, es ist auch schlecht für all jene, 
die darauf aus sind, dass die Bürger eine 
wohlüberlegte Entscheidung bei der Ab¬ 
stimmung am 23. Juni treffen. Die EU- 
Mitgliedschaft betrifft mehr Fragen als 
nur die auch nicht unwichtige, wie viel 
Menschen jedes Jahr nach Britannien 
einwandern können oder sollten. Des¬ 
halb entschuldigen wir uns auch nicht 
dafür, wenn wir solche anderen Fragen 
auf werfen: 

• Wie und in wessen Interesse funktio¬ 
niert die EU? 

• Was bedeutet sie für die Arbeitsplät¬ 
ze, Lebensstandard und Lebensqualität? 

• Fördert oder behindert die EU-Mit- 
gliedschaft eine ausgewogene und nach¬ 
haltige Wirtschaftsentwicklung, die den 
Interessen der arbeitenden Bevölkerung, 
ihren Familien und ihren Gemeinschaf¬ 
ten entspricht? 

In der Vergangenheit haben wir uns 
scharf gegen die neoliberale und mone- 
taristische Wirtschaftsdoktrin gewandt, 
die in den Grundlagenverträgen der EU 
verankert sind. Der verstorbene (La- 
bour-Vorsitzende) Tony Benn hat schon 
darauf hingewiesen: „Die EU hat die 
einzige Verfassung in der Welt, die den 
Kapitalismus festschreibt... Sie zerstört 
überall in Europa jede Aussicht auf So¬ 
zialismus und macht den Kapitalismus 
zur Grundlage ihrer Struktur.“ Derartige 
Strukturen erfordern, dass die entschei¬ 
dende Macht in der Hand von nichtge¬ 
wählten und nichtrechenschaftspflich¬ 
tigen Körperschaften liegt - nämlich 
der EU-Kommission, der Europäischen 
Zentralbank und des Europäischen Ge¬ 
richtshofs. EU-Befürworter weisen auf 
den nicht gewählten britischen Beamten¬ 
apparat, die Bank von England, das nicht 
gewählte Oberhaus, das oberste Gericht 
und die Monarchie hin. Aber bei all dem 
gibt es einen Unterschied: diese Institu¬ 
tionen sind nicht verfassungsmäßig dem 
Zugriff unserer gewählten Volksvertre¬ 
ter entzogen. Sie können reformiert und 
sogar abgeschafft werden. 

In der letzten Regierungserklärung 
(dem Queen’s Speech) hat die konser¬ 
vative Regierung in naher Zukunft eine 
Erklärung der Grundrechte für Großbri¬ 
tannien in Aussicht gestellt. Was wäre, 
wenn diese „Bill of Rights“ festlegen 


Die diesjährige Bilderberg-Konferenz 
(benannt nach einem Hotel, in dem sie 
1954 erstmals stattfand) war, was auch 
ihre Vorgängerinnen in den vergange¬ 
nen Jahren gewesen sind: ein Treffen 
von Wichtigtuerinnen und Wichtigtuern 
aus Wirtschaft und Politik, die eine unter 
vielen Gelegenheiten nutzten, um sich 
wechselseitig ihrer Bedeutung zu versi¬ 
chern. Operativ dürfte sie eher belanglos 
sein. Dass sie stattfindet und dass um sie 
viel Heimlichtuerei veranstaltet wird, ist 
vor allem eine Machtdemonstration, die 
durch von außen an sie heran getragene 
Verschwörungstheorien gewürzt wird. 

In ihrer Gründungszeit mochte noch 
einiges anders sein. Damals mussten 
Weichen gestellt werden: Organisierung 
Westeuropas gegen den Kommunismus 
und Etablierung einer transatlantischen 
Achse. Aber die praktische Politik hatte 
da längst schon vorgearbeitet: Marshall- 
Plan, NATO, Beginn der westeuropä¬ 
ischen Integration. Da das alles relativ 
neu war, konnten die Treffen der so ge¬ 
nannten „Eliten“ nützlich sein. Derlei 
gab es auch auf anderen Feldern, so die 
1947 gegründete Mont-Pelerin-Gesell- 
schaft, in der sich marktradikale Öko¬ 
nomen organisierten und ihren langen 
Marsch durch die Institutionen und 
Lehrstühle begannen. 


würde, dass dieses Land eine „Wettbe¬ 
werbsmarktwirtschaft“ haben müsse, die 
auf der Freiheit des Kapitalverkehrs, der 
Waren und der Dienstleistungen basiert? 
Und in der alle Schritte in Richtung einer 
Planwirtschaft ungesetzlich wären? Und 
wo es den Parlamenten von Westminster, 
Edinburgh oder Cardiff nicht gestattet 
wäre, Kapitalbewegungen innerhalb der 
Grenzen oder über die Grenzen des Lan¬ 
des hinweg zu behindern? Wie wäre es, 
wenn es gewählten Regierungen verbo¬ 
ten würde, „übermäßige Haushaltsdefizi¬ 
te“ zuzulassen, Unternehmen (öffentlich 
oder privat) aus strategischen, sozialen 
oder ökologischen Gründen zu subven¬ 
tionieren? Wie wäre es, wenn es Regie¬ 
rungen verboten würde, die Mittel der 
Zentralbank einzusetzen, um Investiti¬ 
onsprojekte zu fördern? 

Tatsächlich würde eine solche „Bill 
of Rights“ festschreiben, dass die Zen¬ 
tralbank vom Parlament und von der 
Regierung vollkommen unabhängig zu 
sein habe und zwar durch eine Verfas¬ 
sung, die praktisch nur einstimmig ge¬ 
kippt werden könnte. Eine solche neue 
konservative Verfassung würde der Ver¬ 
waltung ganz neue Rechte zugestehen, 
etwa das Einbringen von Gesetzesvor¬ 
schlägen, die Aufstellung des Staatshaus¬ 
haltes, die Überwachung der britischen, 
schottischen und walisischen Regierung 
bei Neuverschuldung und Schuldenhöhe 
nach eng definierten Grenzen. Die Ver¬ 
waltung könnte dann auch in den Ge¬ 
setzgebungsprozess eingreifen, sich an 
einzelne Parlamentsangehörige wenden 
und Untersuchungsausschüsse verhin¬ 
dern. Als verfassungsmäßiger Imperativ 
würde dann eine Politik gelten, die mit 
der Politik der NATO übereinstimmt. 
Und sie müsste dann auch zur „Vitalität 
einer erneuerten atlantischen Allianz“ 
beitragen. 

Wer unter britischen Linken würde 
einer solchen „Bill of Rights“ zustim¬ 
men? Genau solche Regeln finden sich 
aber in den beiden Grundlagenverträ¬ 
gen der EU und binden alle ihre Mit¬ 
gliedsstaaten. Solchen Regeln würden 
Sozialisten und Gewerkschafter zustim¬ 
men, wenn sie sich am 23. Juni für den 
Verbleib in der EU aussprächen. 

Der Text erschien als Leitartikel am 
30.5.2016 in der britischen linken Tages¬ 
zeitung „Morning Star“ die sich nach ei¬ 
genen Angaben der KP Britanniens ver¬ 
bunden fühlt. 


1973 wurde auf einer Bilderberg- 
Konferenz die „Trilaterale Kommission“ 
gegründet, ebenfalls ein elitärer Zirkel. 
Seit 1975 gibt es G 7, bereits seit 1963 die 
Münchner Sicherheitskonferenz und seit 
1971 das Weltwirtschaftsforum in Davos. 
Von den Bilderberg-Konferenzen unter¬ 
scheiden sie sich durch größere Publizi¬ 
tät. Aber das täuscht: die wirklich inte¬ 
ressanten Absprachen dürften auch da 
am Rande und in aller Stille stattfinden. 

Katja Kipping, die Vorsitzende der 
Linkspartei, kritisiert zu Recht die obs¬ 
zöne Verbindung von großem Geld und 
hoher Politik in den Bilderberg-Konfe¬ 
renzen. Dass die Kapitalisten am besten 
keinen Einfluss auf die Staatsgeschäfte 
haben sollten, bemerkte sogar schon der 
marktliberale Ökonom Adam Smith. Er 
hat vergebens gewarnt. Um das zu sehen, 
braucht man nicht die Bilderberg-Konfe¬ 
renzen, relevanter sind die Parteien- und 
Wahlkampf-Finanzierungen in den USA 
und in Deutschland. 

In Dresden demonstrierten nicht 
nur Aktivisten von Occupy Wallstreet, 
sondern auch die Kameraden von Pegi- 
da und AfD. Sie ärgert, dass ein neuer 
Faschismus vorerst ausfällt. Dieser ist ja 
durch ein Bündnis von Mob und Eliten 
charakterisiert. Letztere wollen vorerst 
noch unter sich sein. 


Georg Fülberth zur Tagung der Bilderberger 

Tiefer hängen 
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Theorie und Geschichte 


unsere zeit m 


Dieses Buch ist ein Muss! 

Holger Wendt zur kommentierten Neuauflage von Lenins Imperialismusschrift 


D as Erstaunlichste an dieser Neu¬ 
auflage von Lenins Imperialis¬ 
musschrift ist ihre Existenz. Si¬ 
cher: Marx kam zwischenzeitlich wieder 
in Mode, eroberte den ein oder ande¬ 
ren Seminarraum, manch wohlwollen¬ 
den Kommentar im Feuilleton und ge¬ 
legentlich sogar einen Zeitschriftentitel. 
Aber Lenin? Hier sind sich doch nun 
wirklich alle einig, vom aufgeschlosse¬ 
nen Redakteur und dem wohlwollenden 
VWL-Professor bis hin zur zukunftsori¬ 
entierten Marxismus-Reformerin oder 
dem linksradikalen „Neuen Marxleser“: 
Lenin ist obsolet. Seine Theorie sei eine 
grobe Vereinfachung, wenn nicht gar 
machtpolitisch motivierte Entstellung 
des Marxschen Werkes, sein Imperialis- 
musbegriff mehr Verschwörungstheorie 
denn ökonomische Analyse. Rückstän¬ 
dige Ideologieproduktion, würdig viel¬ 
leicht den randständigen Intellektuellen 
eines asiatischen Bauernstaates, jedoch 
tief unterhalb der Reflexionshöhe des 
westlichen Marxismus. 

Wo alle einig sind, dort lohnt Zwei¬ 
fel umso mehr. Die aktuelle Neuauflage 
lässt zur Gewissheit geronnene Vorur¬ 
teile platzen wie Seifenblasen im Sand¬ 
sturm. Sie enthält neben der Wiederga¬ 
be von „Der Imperialismus als höchstes 
Stadium des Kapitalismus“ Lenins 1915 
verfasstes Vorwort zu Bucharins Schrift 
„Weltwirtschaft und Imperialismus“, 
sein „Der Imperialismus und die Spal¬ 
tung der Sozialdemokratie“ von 1916 so¬ 
wie das Manifest des Baseler Kongresses 


Eine Erzählung wird vorgelegt, gemeint 
als Sachbuch, dabei ist es fast ein Roman 
geworden. 

Der Autor, emeritierter Hochschul¬ 
lehrer der HWTK Leipzig und bekannt 
geworden mit einigen Titeln, so einer 
„Philosophie des Traums“ oder einer 
Geschichte der Entwicklung von Zei¬ 
chen und Schrift, kommt von der Re- 
ligionsphilosophie, der Psychoanalyse 
und mit einigen Versatzstücken aus dem 
historischen und dialektischen Materia¬ 
lismus her. 

Ganz traditionell startet der Autor 
bei den Ursprüngen der Menschheits¬ 
geschichte - wenig Quellen sind vor¬ 
handen, deshalb erzählend, fabulierend. 
Sein Betrachtungspunkt ist: Ausgehend 
von den alltäglichen Bedrohungen, den 
unerklärbaren Schrecken und Ängs¬ 
ten, sei es um Schreckensbewältigung, 
um die Bannung durch Wiederholung 
über Ritualisierungen gelungen, Stabi¬ 
lität in der Horde, dem Clan herzustel¬ 
len. Dabei sei der Gedanke des Opfers 
entstanden, das dem Unerklärlichen zur 
Abwehr, zur Besänftigung, zur Befrie¬ 
dung gebracht wurde. 

Vom Menschenopfer über das 
Tieropfer hin zur figürlichen Form sei 
die Geschichte des wertvollen Schatzes 
gegangen, auch der gegenseitige Geisel¬ 
tausch als Pfand habe sich dabei entwi¬ 
ckelt. 

Die Schätze haben dabei einen Ort 
gebraucht zur ständigen Aufbewah¬ 
rung und/oder Darbringung. So erklärt 
Türcke den Bau von Tempeln und die 
Entwicklung von Wissenden über Ritua¬ 
le sowie die Bestimmung über die Wert¬ 
schätzung. Die perfide List der Tempel-/ 
Schatzhüter, genannt Priester, habe dazu 
geführt, dass solche Werte in Umlauf 
gerieten, weil die Priester sie verliehen, 
um Haus und Hof zu schützen, um Clan¬ 
führern, später Königen Machtdemons¬ 
trationen zu erlauben, dabei seien ers¬ 
te Äquivalentformen für das Verleihen, 
später auch das ständige Überlassen ent¬ 
standen. 

So wandert der Autor durch Ur- und 
Frühgeschichte bis Mesopotamien, die 
griechischen Stadtstaaten und das Rö¬ 
mische Reich. 

Die weitere Entwicklung von diesen 
ersten Äquivalenten, mit Zeichen verse¬ 
henen Stäbchen mit Wertbestimmungen 
über Münzen zum Papiergeld, wird von 
Türcke dann mit Hilfe der nun reichli- 


der Sozialistischen Internationale von 
1912. Hervorzuheben ist der vorzügliche 
Herausgeberkommentar. Weit besser als 
in der in dieser Hinsicht dürftigen kano¬ 
nischen Werkausgabe werden der theo¬ 
riehistorische Kontext der Entstehung 
der wiedergegebenen Schriften, ihre im 
zeitgenössischen Umfeld herausragen¬ 
den Spezifika, die politischen und bio¬ 
graphischen Umstände ihrer Entstehung 
sowie ihre wechselhafte Rezeptionsge¬ 
schichte nachgezeichnet und kritisch re¬ 
flektiert. Insbesondere die philologische 
Gründlichkeit, mit der Wladislaw Hede- 
ler und Volker Külow den Leninschen 
Forschungsprozess erhellen und die rie¬ 
sige Masse des von Lenin rezipierten 
Materials darlegen, ist beispielhaft. Art 
und Umfang von Lenins Auseinander¬ 
setzung mit theoretischen Vorarbeiten 
sowie mit empirischem Material sind - 
soweit meine bescheidenen Kenntnis¬ 
se reichen - im deutschen Sprachraum 
nie mit solcher Akkuratesse diskutiert 
worden. Da Lenin-Forschung in der 
Bundesrepublik pauschal unter Ideolo¬ 
gieverdacht steht, sei auch diese, in zi¬ 
vilisierteren Ländern überflüssige Be¬ 
merkung angefügt: Dies alles geschieht 
nicht im Stil einer politischen Verherrli¬ 
chung oder Hagiographie, sondern mit 
mustergültiger akademischer Korrekt¬ 
heit - und leistet Lenin eben damit den 
größten Dienst. 

Wiewohl und gerade weil streng 
wissenschaftlich gehalten, ist der Her¬ 
ausgeberkommentar auch dem primär 


eher vorliegenden Quellenlage launig 
erzählt, dabei betont er immer wieder 
den „sakralen Ursprung des Geldes“, der 
dabei aber weiter in den Hintergrund 
bzw. die Unkenntlichkeit geraten sei. 

Nun endlich in der Neuzeit ange¬ 
kommen, fabuliert der Autor über die 
ersten Bankhäuser und ihre Schwierig¬ 
keiten, die gewährten Kredite von ih¬ 
ren Schuldnern einzutreiben, besonders 
wenn es mächtige Herrscher und Kö¬ 
nigshäuser waren. So begründet er auch 
die Entstehung von Zentralbanken, die 
nun unabhängig von den jeweiligen poli¬ 
tischen Verhältnissen dem Geldverkehr 
und dem sich entwickelnden Finanzka¬ 
pital Stabilität verleihen sollen. 

Ist er nun endlich im Kapitalismus, 
seinen Erklärern und seinen Kritikern 
angekommen, wird es arg bescheiden. 
Da Türcke es schon bisher vermieden 
hatte, die menschliche Arbeit in ihren 
unterschiedlichen Bedingungen und 
Ausformungen in den Blick zu bekom¬ 
men, weder über Produktivkräfte noch 
Produktionsverhältnisse redet, wird 
es nun nur noch punktuell lesenswert. 
Marx z.B. habe den sakralen Gehalt 
des Geldes zwar noch geahnt, aber sei¬ 
ne Ausführungen über Wert und Preis 
jeglicher Ware seien deshalb nicht weit 
und durchdringend genug. Lenin habe es 
nicht verstanden, in der Phase der NÖP 
diese Grundbestimmung des Geldes 
überhaupt im Blick zu haben, folgerich¬ 
tig musste diese Ökonomie scheitern. 
Lieber beschäftigt sich Türcke mit Silvio 
Gesell, einem putzigen Apologeten des 
„Schwundgeldes“,der zurück wollte zu 
alten, aber dadurch neuen Formen des 
Warentausches. 

Ein letzter Blick in das umfangrei¬ 
che Literaturverzeichnis: Lenin fehlt 
völlig, Rosa Luxemburg wird nur mit 
einem Text über „Kirche und Sozialis¬ 
mus“ erwähnt und nicht mit ihrer „Ak¬ 
kumulation des Kapitals“, sowjetische 
und/oder marxistische Philosophen und 
Wirtschaftswissenschaftler fehlen eben¬ 
so. Dafür werden gerne und ausführlich 
Freud, Nietzsche und der Autor selbst 
zitiert. 

Philosophie sei ja die „Liebe zur 
Wahrheit“, aber ist sie deshalb auch 
richtig? Herbert Becker 

Christoph Türcke, Mehr! Philosophie 
des Geldes, C.H.Beck Verlag, 480 Sei¬ 
ten, geb., 29,95 Euro 


politisch interessierten Leser dienlich. 
Fachkundig thematisiert er zahlreiche 
am Vorabend und während des ersten 
Weltkrieges von Lenin bearbeitete und 
in harten Debatten mit Gegnern und 
Mitstreitern ausgefochtene Probleme, 
die aus heutigen Auseinandersetzungen 
ebenfalls vertraut sind. Drei Punkte sei¬ 
en pars pro toto benannt: 

Lenins programmatische Aussage: 
„Die Aufgabe der Sozialdemokratie ei¬ 
nes jeden Landes muss in erster Linie 
der Kampf gegen den Chauvinismus 
des betreffenden Landes sein“ ist nicht 
nur politische Grundüberzeugung und 
zentrales Motiv des Bruches mit der 
Mehrheitssozialdemokratie, die konse¬ 
quente Auseinandersetzung mit chau¬ 
vinistischen und sozialchauvinistischen 
Positionen innerhalb und außerhalb der 
Arbeiterbewegung hat engen Bezug zu 
seinem theoretischen Werk. 

Lenins Antwort auf die Frage nach 
dem Verhältnis von Monopol und Kon¬ 
kurrenz, seine Theorie der Verschärfung 
der Widersprüche zwischen kapitalisti¬ 
schen Konzernen, Kapitalfraktionen 
und folglich zwischen den von ihnen be¬ 
herrschten Staaten und Staatenbündnis¬ 
sen stand in schroffem Widerspruch zu 
Positionen, die die Herausbildung eines 
„Weltmonopols“ bzw. eines „organisier¬ 
ten Kapitalismus“ prognostizierten und 
dementsprechend eine Abschwächung 
der innerkapitalistischen Widersprüche 
und Krisentendenzen erwarteten. Sie 
steht heute in schroffem Gegensatz zu 
Auffassungen, die die Herausbildung 
eines zunehmend einheitlichen weltbe¬ 
herrschenden „transnationalen“ Finanz¬ 
kapitals behaupten. 

Lenin fasst den Imperialismus nicht 
lediglich als eine spezifische Politik auf, 
sondern als Epochenbestimmung. Sei¬ 
ne Imperialismusschrift bleibt unver¬ 
standen, liest man sie allein als Erklä¬ 
rung eines Vorgefundenen Zustandes, 
nicht als Bestandteil einer Theorie der 
Entwicklung der kapitalistischen Ge¬ 
sellschaftsformation. Der Versuch, for¬ 
mationstranszendierende historische 
Entwicklungstendenzen begrifflich zu 
fassen, wird in der Mehrzahl der heu¬ 
tigen Diskussionen großzügig übergan¬ 
gen. Dies ist ein Manko nicht nur der 
Lenin-, sondern auch der hegemonialen 
Marx-Rezeption. 

Im Falle Lenin, dies sollte auch dem 
begriffsstutzigsten Leser begreiflich sein, 
lassen sich Theorie und Politik nicht 
trennen. Es ist daher zu begrüßen, dass 
die Herausgeber dem Band zwei Essays 
vorangestellt haben, die aktuell-politi¬ 
sche Dimensionen der Lenin-Rezeption 


thematisieren. Der erste, der Feder von 
Dietmar Dath entstammend, liefert eine 
Lehrstunde in Sachen Theorie-Praxis- 
Dialektik, gewürzt durch eine polemi¬ 
sche Abrechnung mit verschiedenen, ei¬ 
nander doch oft so ähnlichen politischen 
Strömungen, denen allen gemein ist, 
dass eine angemessene Dosis Lenin sie 
vor dem gröbsten Unfug hätte bewahren 
können. Antideutsche, Pseudo-Antiim- 
perialisten mit latent nationaler Schlag¬ 
seite, Seminarmarxisten im Grand-Hotel 
Abgrund, aber auch jene, die die Feind¬ 
schaft gegen die Feinde des zerstörten 
Sozialismus an dessen nüchterner Ana¬ 
lyse hindert: Die Ohrfeigen, die sie ein¬ 
stecken müssen, schallen laut, und jede 
ist verdient. Daths Essay ist nicht nur in 
der Sache lesenswert, es ist ein literari¬ 
scher Genuss. Man erfreue sich seiner 
bei einem guten Glas Rotwein (Nord¬ 
deutschen, denen dies zu unproletarisch 
dünkt, dient auch gut gezapftes Pils). 

Licht erscheint heller in Kontrast zu 
Schatten, so mögen sich die dialektisch 
geschulten Herausgeber gedacht haben. 
Nur dieser Grund macht es erklärlich, 
wieso der im Vergleich zum sonstigen 
Niveau der Texte so bescheidene Essay 
von Christoph Türcke ins Buch geraten 
konnte: Als Beispiel dafür, wie man sich 
die Lenin-Rezeption schenken kann. 

Türcke fragt nach der aktuellen Re¬ 
levanz Lenins, bezieht die Begriffe Im¬ 
perialismus und Deregulierung aufein¬ 
ander. Dabei referiert er manch Rich¬ 
tiges und manch Halbrichtiges, der 
konkrete Bezug zum Lenin-Text bleibt 
allerdings vage. Die angeführten Punk¬ 
te tragen weder zum Verständnis der 
Leninschen Theorie bei noch nutzen 
sie spezifisch Leninsche Theoreme zum 
Verständnis aktueller Entwicklungen. 
Türcke lobt ebenso pflichtschuldig wie 
wenig konkret die Einsichten der Lenin¬ 
schen Imperialismusschrift, stellt sich in 
theoretischen Kernfragen jedoch gegen 
sie. Insbesondere Lenins zentrales Mo¬ 
tiv, die Einordnung der imperialistischen 
Epoche in die Entwicklungsgeschichte 
des Kapitalismus, ist ihm ein Dorn im 
Auge. Als „starre Konzeption unaufhalt¬ 
samen historischen Fortschritts“ denun¬ 
ziert, gerät sie zur psychologistischen Er¬ 
klärung des von Lenin zu verantworten¬ 
den Schreckens: 

„Der hoch gebildete marxistische 
Intellektuelle und Drahtzieher wurde 
zum Revolutionsführer. Und nun konnte 
man förmlich miterleben, wie der Begriff 
des unaufhaltsamen historischen Fort¬ 
schritts, der schon die Imperialismus- 
schrift überschattet, ihre analytische 
Klarheit jedoch nicht verdunkelt hatte, 


in kürzester Zeit zu einem Bundesge¬ 
nossen und Vorwand für die entschlos¬ 
senste Durchsetzung all dessen wurde, 
was Lenin sich unter Sozialismus vor¬ 
stellte. Der Imperialismuskritiker han¬ 
delte selbst mehr und mehr imperial 
und tat das umso skrupelloser, je mehr 
er sich dabei im Einklang mit höheren 
historischen Notwendigkeiten fühlte. Sie 
heiligten ihm alle Mittel.“ 

Gesinnungsstark formuliert Türcke 
Sätze wie diesen: „Die sozialistische 
Rosskur, die Lenin einleitete, war furcht¬ 
bar und ist durch nichts zu rechtfertigen.“ 

Der Notwendigkeit, ein solches Dik¬ 
tum mit Argumenten zu stützen, fühlte 
der Autor sich enthoben, weiß er sich 
hier doch im Einklang mit von rechts bis 
links unhinterfragtem bundesdeutschem 
Konsens. Sein bei dieser Gelegenheit un¬ 
ternommener Versuch, Rosa Luxemburg 
als Kronzeugin gegen die Bolschewiki 
ins Feld zu führen, ist Konfektionswa¬ 
re von der Stange und nicht origineller, 
besser begründet oder differenzierter als 
das, was die Bundeszentrale für politi¬ 
sche Bildung dem fleißigen Gymnasias¬ 
ten in gleicher Sache an die Hand gibt. 
Nichts spricht dagegen, im Rahmen ei¬ 
ner Lenin-Ausgabe einem Lenin-Kriti¬ 
ker das Wort zu erteilen. Hilfreich wäre 
allerdings gewesen, der Kritiker hät¬ 
te eine begründete Kritik vorgetragen, 
statt sich darauf zu beschränken, satt¬ 
sam bekannte Ansichten in den Raum 
zu stellen. 

Eine Antwort auf Türcke kann an 
dieser Stelle unterbleiben, sie findet 
sich bereits im Buch. Dietmar Dath hat 
sie so treffend und detailgenau geliefert, 
dass man sich fragt, ob Türckes Text ihm 
bei der Abfassung des seinen Vorgele¬ 
gen hat. Dem Leser sei empfohlen, den 
zweiten Essay zuerst zu lesen, der Ge¬ 
nuss des ersten wird dadurch noch ge¬ 
steigert. 

Langer Rezension knappes Fazit: 
Dieses Buch ist ein Muss. Wer fünf Aus¬ 
gaben der Leninschen Schrift im Bü¬ 
cherregal zu stehen hat, der stelle sich 
diese als sechste daneben. Wer bisher 
keine hat, der kaufe sie noch heute. 

Wladislaw Hedeler, Volker Külow (Hrsg.) 
Wladimir lljitsch Lenin, Der Imperialis¬ 
mus als höchstes Stadium des Kapitalis¬ 
mus, Verlag 8. Mai Berlin 2016, 420 Sei¬ 
ten, 24,90 Euro 

Vorabdruck aus Marxistische Blätter 
4_2 016. Erhältlich auch beim Neue Im¬ 
pulse Versand, Hoffnungstr. 18, 45127 
Essen, Tel.: 0201-236757, E-Mail:lnfo@ 
neue-impulse-verlag.de 
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Shakespeare! Sein Name ist so über¬ 
mächtig, dass Leser sich oft einge¬ 
schüchtert von ihm abwenden. Dieses 
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die Tragödien, ihre Figuren und Handlun¬ 
gen aus ihrer Zeit heraus zu verstehen, 
einer Epoche großer sozialer Umwäl¬ 
zungen beim Übergang vom Feudalis¬ 
mus zum Frühkapitalismus. Das macht 
sie spannend und gegenwartsnah. 
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Stefan Zweig (Josef Hader) und Charlotte Zweig (Aenne Schwarz):„So gehöre ich nirgends mehr hin.“ 

Unnütz und allein 

Maria Schräder hat sich an Stefan Zweig versucht - und ist gescheitert 


54 Jahre Schreiben 

Glückwunsch für Erasmus Schöfer 


W ir sind in der Zeit, als Literatur 
noch ernst genommen wurde. 
Der österreichische Schrift¬ 
steller Stefan Zweig (Josef Hader) wird 
in Brasilien begrüßt wie ein Staatsgast. 
Nach der Niederlage des Februarauf¬ 
standes 1934 war der erklärte Pazifist 
Zweig von Dollfus’ Austrofaschismus 
ins Exil getrieben worden. Seine Bücher 
waren die vieler anderer Autoren auf den 
deutschen Scheiterhaufen gelandet. 1936, 
auf dem PEN-Kongress im benachbarten 
Buenos Aires, erwarten seine Schriftstel¬ 
ler-Kollegen und die internationale Pres¬ 
se eine deutliche Positionierung gegen 
den Faschismus. (So zumindest im Film.) 
Aber Zweig verweigert sich: „Ich kann 
und ich werde nicht auf der anderen Sei¬ 
te der Welt in einem Raum voller Gleich¬ 
gesinnter ein Urteil sprechen.“ 

Eigentlich schon hier, im ersten, der 
vier nur lose verbundenen Filmabschnit¬ 
te, eine Schlüsselszene. Zweigs Humanis¬ 
mus ordnet sich einem unbedingten Pa¬ 
zifismus unter. Dieser geht soweit, selbst 
im Angesicht der drohenden Kriegsge¬ 
fahr, der Erste Weltkrieg ging vor gera¬ 
de 18 Jahren zu Ende, der Zweite hat in 
Spanien soeben begonnen, eine politi¬ 
sche Rolle des Schriftstellers ganz grund¬ 
sätzlich zu verneinen. Zweigs nicht un¬ 
elitäre Forderung nach einer Trennung 
von Geist und Politik musste die Enttäu¬ 
schung und den Widerspruch der Auto¬ 
ren (und nicht nur deren) hervorrufen, 
die alles versuchten, die große Zerstö¬ 
rung doch noch aufzuhalten. Dagegen 
„bedankt“ er sich bei seinem Gastland, 
konkret der Vargas-Diktatur, geradezu 
naiv-idealistisch: „Brasilien hat - und 
die Bedeutung dieses großartigen Ex¬ 
periments scheint mir vorbildlich - das 
Rassenproblem, das unsere europäische 
Welt verstört, auf die einfachste Weise 
ad absurdum geführt: indem es seine an¬ 
gebliche Gültigkeit einfach ignorierte.“ 

Quälender Pazifismus 

Thomas Mann schrieb 1952: „Es gab 
Zeiten, wo sein radikaler, sein unbe¬ 
dingter Pazifismus mich gequält hat. Er 
schien bereit, die Herrschaft des Bösen 
zuzulassen, wenn nur das ihm über alles 
Verhasste, der Krieg, dadurch vermie¬ 
den wurde. Das Problem ist unlösbar. 
Aber seitdem wir erfahren haben, wie 
auch ein guter Krieg nichts als Böses 
zeitigt, denke ich anders über seine 
Haltung von damals - oder versuche 
doch, anders darüber zu denken.“ 
Über die „Qualen“, nicht nur Tho¬ 
mas Manns, wie auch über die Gründe 
und Möglichkeiten von Manns späte¬ 
rem Versuch „anders darüber zu den¬ 
ken“ gäbe es einiges zu diskutieren. 
Der Film belässt es hingegen bei den 
enttäuschten Gesichtern der Autoren 
und der Journalisten. Eine ausformu¬ 
lierte Gegenposition wird nicht aufge¬ 
baut. Zweig bleibt mit seinen Gedan¬ 
ken allein. Und der Zuschauer bleibt 
es ebenso. Stattdessen erleben wir, man 
muss im Film Prioritäten setzen, einen 
völlig überforderten Bürgermeister ei¬ 
nes tropischen Provinznestes, der den 
vorbeikommenden, mehr oder weni¬ 
ger „gekidnappten“ Literaturstar mit 
einer etwas eigenwilligen Blaskapellen- 
Variation von „An der schönen blauen 
Donau“ zu beeindrucken sucht. Josef 
Hader bringt angesichts dessen die ge¬ 
quälte Freundlichkeit des zu Tode Ge¬ 
priesenen bemerkenswert minimalis- 
tisch unangestrengt über die Rampe. 


In der Qualität der schauspieleri¬ 
schen Leistung liegt denn auch die große, 
aber leider einzige Stärke des Films. Ne¬ 
ben Josef Hader überzeugen vor allem 
Aenne Schwarz, welche die junge, Zweig 
wörtlich bis in den Tod ergebene Gelieb¬ 
te und spätere Ehefrau Charlotte Alt¬ 
mann mit der erforderlichen Unbeküm¬ 
mertheit gibt, und Barbara Sukowa, die 
eine wissend-beherrscht-souveräne (Ex-) 
Ehefrau, Friderike Zweig, präsentiert. 
Friderike ist in diesem Film die einzige, 
die nicht in bedingungsloser Anbetung 
erstarrt, sondern die Widersprüchlichkei¬ 
ten in der Haltung des großen Literaten 
mit wenigen Worten, meistens nur durch 
ihre physische Präsenz, problematisieren 
kann. Hier liegen die einzigen Sequen¬ 
zen, in denen der Film so etwas wie eine 
geistige Lebendigkeit entwickelt. Aller¬ 
dings beschränken sie sich weitgehend 
auf das Problem der von Zweig einge¬ 
forderten Unterstützung der Exilierten 
bzw. Asylsuchenden. 

Ansonsten hofft Regisseurin Maria 
Schräder ganz offensichtlich, dass der 
psychologische Ansatz ihres Films seine 
klaffende Informationslücke schon ir¬ 
gendwie ausfüllen möge. Hier sieht sich 
die Regisseurin offenbar in einer Tradi¬ 
tion der an Freud orientierten, auf die 
inneren psychologischen Konflikte ihrer 
Helden fokussierten Schriftstellergene¬ 
ration, zu der auch ihr Held gehörte. Nur 
ist ein Film kein Roman und Schräder 
verzichtet zudem auf „innere Monologe“ 
oder „Dialoge“ und verlässt sich auf die 
mimische Ausdrucksfähigkeit Josef Ha¬ 
ders. Der tut zwar, was er kann, aber auch 
das hat Grenzen. Hier gerät die Stärke 
des Films zu seiner großen Schwäche. 
Zweig lebte 1942 in der Abgeschieden¬ 
heit des beschaulich-tropischen brasi¬ 
lianischen Petröpolis und die Barbarei 
stand im Zenit ihrer Macht. „Wie sollen 
wir das nur aushalten?“ fragt Zweig. Er 
erwartet keine Antwort und er bekommt 
keine. Der Zuschauer ebenso wenig. 

Bekanntlich nehmen sich der Autor 
und seine junge Ehefrau 1942 mit einer 
Überdosis Veronal das Leben. „Er hat¬ 
te Ruhm, Geld, sehr viele Freunde, eine 
junge Frau - und warf alles fort“, schreibt 
Klaus Mann anläßlich seines Todes. „Wa¬ 
rum? In seinem Abschiedsbrief ist vom 
Krieg die Rede. Der Krieg, Triumph der 
Barbarei, Durchbruch zerstörerischer 
Urinstinkte! Dem Humanisten graut. 
Ist dies noch seine Welt? Er erkennt sie 
nicht mehr. „Ich passe nicht in diese Zeit. 
Diese Zeit missfällt mir ...“ und greift 
zum Gift. Ruhm, Geld und Freunde lässt 
er hier zurück; die junge Frau aber wird 
mitgenommen. Ist es so einfach? Ach, 
was wissen wir ...“ Mit Klaus Manns 
letztem Satz scheint Maria Schräder ihr 
Leitmotiv gefunden zu haben. 

Bedauerlicherweise erfährt der Zu¬ 
schauer auch vom Schriftsteller Stefan 
Zweig gerade noch, dass er mit Thomas 
Mann der berühmteste Autor der Epo¬ 
che war. Aber das Spezifische seiner 
Literatur, seine Gegenstände, Themen, 
Figuren, die philosophische wie emotio¬ 
nal-psychologischen Hintergründe und 
Antriebe seines Schreibens, all das bleibt 
weitgehend im Dunklen. Und daher 
bleibt auch ebenso unerörtert, warum 
und auf welche Weise dieser Background 
in den von Klaus Mann angedeuteten, 
für Zweig offensichtlich nicht auflösba¬ 
ren Konflikt mit der Barbarei gerät, aus 
der der Autor nur einen selbstzerstöreri¬ 
schen Ausweg wusste. 


Schon ein Blick in Zweigs 1942 post¬ 
hum veröffentlichtes Werk „Die Welt 
von Gestern“ hätte ein wenig Aufklärung 
schaffen können: „Ich bin aufgewachsen 
in Wien, der zweitausendjährigen über¬ 
nationalen Metropole, und habe sie wie 
ein Verbrecher verlassen müssen, ehe 
sie degradiert wurde zu einer deutschen 
Provinzstadt. Mein literarisches Werk ist 
in der Sprache, in der ich es geschrieben, 
zu Asche gebrannt worden, in eben dem¬ 
selben Lande, wo meine Bücher Millio¬ 
nen Leser sich zu Freunden gemacht. So 
gehöre ich nirgends mehr hin, überall 
Fremder und bestenfalls Gast; auch die 
eigentliche Heimat, die mein Herz sich 
erwählt, Europa, ist mir verloren, seit es 
sich zum zweiten Mal selbstmörderisch 
zerfleischt im Bruderkriege. Wider mei¬ 
nen Willen bin ich Zeuge geworden der 
furchtbarsten Niederlage der Vernunft 
und des wildesten Triumphes der Bruta¬ 
lität innerhalb der Chronik der Zeiten; 
nie - ich verzeichne dies keineswegs mit 
Stolz, sondern mit Beschämung - hat 
eine Generation einen solchen mora¬ 
lischen Rückfall aus solcher geistigen 
Höhe erlitten wie die unsere.“ 

Kein Entweichen 

Der Imperialismus hatte mit dem Fa¬ 
schismus zumindest in Europa die Fra¬ 
ge „Sozialismus oder Barbarei“ auf die 
Tagesordnung gesetzt. Eine Frage, die 
keine Ausflüchte zuließ. „Für unsere 
Generation gab es kein Entweichen, 
kein Sich-abseits-Stellen wie in den 
früheren.“ („Die Welt von Gestern“) 
Eine Frage, die den Kern bürgerli¬ 
chen Selbstverständisses berührte und 
die, bei bestehender Unfähigkeit sein 
Herz über die Klassenschranke zu wer¬ 
fen, im Prinzip nur zwei Möglichkeiten 
eröffnete: Eine romantische wie irrea¬ 
le Rückkehr zu einer vorimperialisti¬ 
schen „Idylle“ oder der Pakt mit dem 
Teufel. Thomas Mann hat diese brutale 
Alternative und die ihr innewohnende 
Versuchung in „Doktor Faustus“ dis¬ 
kutiert. Er hatte nach 1933 einen Weg 
gefunden, der Stefan Zweig versperrt 
blieb. Auch, wenn ihm 1952 angesichts 
des Kalten Krieges und der psycholo¬ 
gischen Hochrüstung, der Bombe und 
der unverhohlenen Drohung sie auch 
(„massive retaliation“) einzusetzen, 
ernste Zweifel über den „guten“, antifa¬ 
schistischen Krieg nicht erspart bleiben 
und damit auch nicht der Versuch über 
Zweigs Haltung „anders zu denken“. 

„Ich glaube an ein freies Europa. Ich 
glaube daran, dass Grenzen und Pässe 
eines Tages der Vergangenheit ange¬ 
hören werden. Ich bezweifle allerdings, 
dass wir das noch erleben werden“, lässt 
die Regisseurin den Autor in Brasilien 
formulieren. Ein Statement, welches ei¬ 
nerseits den Titel „Vor der Morgenrö¬ 
te“ stützen soll, andererseits aber dem 
Selbstmord den Beigeschmack des Un¬ 
sinnigen gibt. Stefan Zweig: „Was ich 
mehr gefürchtet als den eigenen Tod, 
den Krieg aller gegen alle, nun war er 
entfesselt zum zweiten Mal.“ Und weiter, 
schon in der dritten Person: „Und der 
ein ganzes Leben leidenschaftlich sich 
bemüht um Verbundenheit im Mensch¬ 
lichen und im Geiste, empfand sich in 
dieser Stunde, die unverbrüchliche Ge¬ 
meinschaft forderte wie keine andere, 
durch dieses jähe Ausgesondertsein un¬ 
nütz und allein wie nie in seinem Leben.“ 
(Die Welt von Gestern) 

Klaus Wagener 


Sein 85. Geburtstag am 4. Juni 2016 war 
für den Verein „Literaturhaus Köln“ 
(gegründet 1996) ein Ereignis, das es 
zu feiern galt. 

„Literaturhaus Köln“ heißt seit 
zwei Jahren auch das Haus Großer 
Griechenmarkt Nr. 39, vormals Haus 
Bachem. Gebaut 1590. Denkmalge¬ 
schützt. Zeitweise eine Brauerei, wie 
zufällig vom Krieg und dem folgenden 
Durchbruch der vierspurigen Nord- 
Süd-Fahrt durch die zerbombte Süd¬ 
stadt verschont, ragt es wenige Meter 
neben den Staus fremd wie ein alter 
Zahn in die Architekturwüste. 

Hier fand die Lesung statt. Das 
Haus war voll. Bettina Fischer begrüß¬ 
te die Gäste. Erasmus Schöfer blickt 
auf Jahrzehnte literarischen Schaf¬ 
fens zurück. Christiane Bruhn, Timo 
Ben Schöfer und der Autor selbst tru¬ 
gen Texte aus diesem Zeitraum vor. 54 
Jahre Schreiben, 54 Jahre Leben in drei 
Stunden. Namentlich in der Sisyfos-Te- 
tralogie (2001 bis 2008) wird das politi¬ 
sche Geschehen der Jahre 1968 bis zum 
Zusammenbruch der DDR aus dem 
Blickwinkel von Kommunisten gefasst. 
Der erste Text, den die Gäste zu hören 
bekommen, stammt von 1968. „Durch 
die Wüste usw“ heißt das Hörspiel, ge¬ 


nauer: sprachspielende Funkgroteske, 
seinerzeit für den Saarländischen und 
den Westdeutschen Rundfunk verfasst. 

Walter van Rossum befragte Eras¬ 
mus Schöfer. Das Kriegsende hat er als 
Waise erlebt, der früh schon und viel 
selbstständig zu entscheiden hatte. 

Es folgt einer seiner ersten Texte, 
eine Rezension über Arno Schmidt von 
1962, aus dem Jahr, in dem Schöfer über 
Heidegger promoviert hat. Die Hiro¬ 
shima-Bombe ist Thema einer Erzäh¬ 
lung. Aufs Neue berührt ihn der Text, 
wie der Sohn ihn vorträgt. Der Oster¬ 
marschtext von 1968 weist auf Gefähr¬ 
dungen, die den Autor noch heute nicht 
in Ruhe lassen. 

In der Pause Riesling, Häppchen 
und Gespräche über das Birlikte-Fest, 
die Proteste dort gegen den Auftritt des 
AfD-Manns Konrad Adam. Adam will 
das Wahlrecht für Erwerbslose, Rent¬ 
ner und Kinderlose abschaffen. Die 
Veranstaltung musste abgesagt werden. 

Nach der Pause Texte aus der Tetra¬ 
logie, unter anderem ein furioses Stück 
Hochofen aus der „Winterdämme¬ 
rung“. Am Ende ein Gedicht über Sisy- 
phos und die Hoffnung, dass der Felsen 
kleiner und schließlich zum Sandkorn 
werde. Klaus Stein 


Anzeigen 


m •■■■ ... •• \ 










MIR 

"PRÄSENTIERT- 


Gerardü 

Ulfonm 

&Triencb 
VIVA CUBA TOUR 2016 


2.7. Dortmund, UZ-Pressefest, Revierpark 
Wischlingen - Eintritt frei 

4.7. Hamburg, Tschaikowsky-Saal 

9.7. München, Eine-Welt-Haus 

10.7. Stuttgart, Theater Tri Bühne 

11.7. CH-Basel, Zunftsaal Schmiedenhof 

13.7. Braunschweig? er Kulturen 

15.7. Chemnitz, AJZ ' % 

19.7. Leipzig, Hgjlle D im\Ä/e%2 

20.7. Rostock, Pefer-Weiss-Hftas 

22.7. Berlin, Badehaus^Szirriipla - 

y »Eintritt frei j|k 

23.7j 1 Berlin, mit Frank Viehweg, 

Vstadtpark Uchtmperq, »Fiesta 
de Solidaridad«^,Eintritt frei 

Änderungen Vorbehalten. 




INFOS UND KARTENBESTELLUNG UNTER: 
WWW.MELODIEUNDRHYTHMUS.COM/VIVA-CUBA-TOUR 


Uli junge Welt 


CllkW 




Fiesta de 

25 Jahre gelebte Solidarität Solidaridad 




Progressive Literatur 

Verlag Wiljo Heinen 

Dialog. 

Schriftsteller 

der DDR 

Foiogralien von Vj 

Gabriele Senft 

&M 

Dialog. 

Schriftsteller 
der DDR 

Fotografien von 
Gabriele Senft 

Kr 

H 1 S£| 

192 S., 157 s/w-Fotos 

21 cm x 21 cm 

19,80 € 




ISBN 978-3-95514-905-5 

AUSSTELLUNG beim UZ-PRESSEFEST 
im Fotografen-Zelt auf dem LENINPLATZ. 
(«Rotes aus dem Osten«) 

Unser Internet-Laden: 

www.gutes-lesen.de | 












12 Freitag, 17.Juni 2016 _ Hintergrund _ unsere zeit m 

Wenn’s sein muss mit Russland und mit China 

Brzezinskis Versuch die zerfallende US-Hegemonie zu stabilisieren • Von Klaus Wagener 


W enn Zbigniew Kasimierz 
Brzezinski sich zu Wort mel¬ 
det, lohnt sich in der Regel 
auch für Kommunisten ein Blick auf sei¬ 
ne Texte zu werfen. So auch bei dem im 
US-Strategie-Magazin „The American 
Interest“ erschienen Artikel „Toward a 
Global Realignment“ (etwa: „Auf dem 
Weg zu einer globalen Neuordnung“). 
Häufig sind es Entscheidungssituationen 
und Problemstellungen seines geliebten 
US-Imperialismus, die ihn zur Feder 
greifen lassen und die er vergleichsweise 
nüchtern analysiert, um nicht zu sagen, 
mitbeeinflusst. 

Als Kind einer polnischen Adelsfa¬ 
milie, die zu den Verlierern des II. Welt¬ 
kriegs und im Ergebnis seiner sozialen 
Umwälzungen gehörte, hatte Brzezin¬ 
ski die erforderliche Portion Antikom¬ 
munismus und Russophobie sozusagen 
genetisch assimiliert, um während des 
Kalten Krieges im US-Apparat Karriere 
machen zu können. Seine persönlichen 
Kenntnisse der Sowjetunion, sein Vater 
arbeitete von 1936-38 als Diplomat in 
Moskau, waren dabei sicher kein Man¬ 
gel. Menschen seiner Herkunft und sei¬ 
nes Schlages stellten einen erheblichen 
Teil des verbissenen, zu allem bereiten 
Kalten-Kriegs-Personals. 

Die Linke im Gegensatz dazu dürfte 
sich nicht immer vollständig darüber im 
Klaren gewesen sein, mit welchen Kali¬ 
bern man es auf der anderen Seite zu tun 
hatte und hat. Auch und gerade damals, 
als der damalige Sicherheitsberater Prä¬ 
sident Carters mit der Maschinenpistole 
am Khyberpass auftauchte. 

So lange es gegen die Kommune 
ging, reichte die Kumpanei mit dem Gro¬ 
ßen Bruder bis zur Pekinger Elite und 
weit in die Sozialdemokratie hinein. 

Der Kalte Krieg 

Brzezinski hatte seit „Totalitarian Dicta- 
torship and Autocracy“ (1956) die „west¬ 
liche“ Bewusstseinsproduktion maß¬ 
geblich mitgestaltet. Die in diesem Text 
entwickelte Totalitarismuskonzeption 
gestattete es, den Sozialismus mit dem 
großen Morden und den Verwüstungen 
des II. Weltkriegs nicht als Opfer, son¬ 
dern auf einer Stufe mit dem Faschismus 
als Täter zu kontaminieren. Diesen „to¬ 
talitären Regimen“ galt es ein heroisches 
Leitbild, den aufgeklärten, den Men¬ 
schenrechten verpflichteten „Westen“, 
gewissermaßen als Vollender der Ge¬ 
schichte gegenüber zu stellen. Ein Kon¬ 
zept, das bis heute in zahlreichen Varian¬ 
ten seine Neuauflagen erlebte. Wobei die 
Attraktivität des „westlichen“ Leitbildes 
spürbar im Abnehmen begriffen ist. 

Mit der Niederlage des Sozialismus 
im Kalten Krieg änderte sich die Per¬ 
spektive des an Haiford Mackinders 
Heartland-Konzept orientierten Geo- 
strategen völlig. Seit „The Grand Chess- 
board“ („Die einzige Weltmacht“, 1997) 
geht es nicht mehr um die Durchsetzung 
von Freedom and Democracy, sondern 
um die möglichst dauerhafte Zementie¬ 
rung der nun ungeschminkt eingeforder¬ 
ten Weltmachtposition der USA und die 
hierarchisch fein gestuften Rollen seiner 
diversen Vasallen, Hiwis, Handlanger 
und Gegner. Der American Destiny, die 
angeblich mythische Bestimmung der 
USA, den amerikanischen Kontinent 
zu beherrschen, wird so zu einem Glo- 
bal-Konzept, indem es per se die Rolle 
der USA ist, den Globus zu beherrschen 
und so Frieden, Wohlstand und Gerech¬ 
tigkeit, schlicht, das Gute, in die Welt 
zu bringen. Auch hier verschiebt sich 
die Argumentation. Den Glauben, mit 
Hilfe der US-Air Force das Gute in die 
Welt bomben zu können, teilen allenfalls 
noch die schlichteren Gemüter bei den 
Grünen oder der französischen Nouvelle 
Philosophie. In der übrigen Herrschafts¬ 
propaganda, so auch bei Brzezinski, ist 
nach den Desastern in Somalia, Afgha¬ 
nistan, Irak, Libyen, Syrien etc. etc. der 
Menschenrechtsimperialismus zumeist 
einem schlichten Kriegsdarwinismus ge¬ 
wichen: Sie oder wir. 

„Strategie Vision“ 

In den letzten 25 Jahren hat sich die 
Welt deutlich verändert und die globa¬ 
le Gestaltungskraft des Hegemonen er¬ 


heblich relativiert. Brzezinski hat diesen 
Prozess des relativen Abstiegs mit meh¬ 
reren Büchern kritisch begleitet. Zehn 
Jahre nach „The Grand Chessboard“ 
hoffte er nach wenig erbaulichen Ergeb¬ 
nissen der Bush/Clinton/Bush-Jahre, er¬ 
nüchtert die Krise offen benennend, auf 
eine „Zweite Chance“ („Second Chance: 
Three Presidents and the Crisis of Ame¬ 
rican Superpower“,2007). Die Probleme 
personalisierend, fällt sein Urteil über 
diese drei Präsidentschaften einigerma¬ 
ßen vernichtend aus, „mit einem Wort 
miserabel“,wobei George W. Bushs mili¬ 
tanter Unilateralismus am schlechtesten 
wegkommt. 


2012 unternimmt es der zumindest 
zu Anfang begeisterte Obama-Unter- 
stützer mit „Strategie Visions“ noch 
einmal eine weitreichende Zukunfts¬ 
perspektive auch jenseits von 2025 zu 
entwerfen. „Strategie Visions“ versucht 
die globalstrategischen Folgen der Gro¬ 
ße Krise zu untersuchen, den beschleu¬ 
nigten Niedergang des Hegemonen. Die 
Frage: Kann China die USA als domi- 
niernde Supermacht beerben? wird zwar 
verneint, eine Diversifizierung der glo¬ 
balen Machtzentren gilt ihm als wahr¬ 
scheinlicher, klar ist aber, es wird eine 
Verschiebung der globalen Machtbalan¬ 
ce nach Osten geben. 

Der lange „Imperial War“ der USA, 
der in seiner frühen Phase nicht zuletzt 
dank des strategischen Partners Chi¬ 
na gegen die SU habe gewonnen wer¬ 
den können, analysiert Brzezinski fast 
schon verbittert, habe der kollaborieren- 
den Volksrepublik zum ökonomischen 
Aufstieg verholten, während die USA 
lang anhaltende auszehrende Kriege im 
Nahen und Mittleren Osten vom Zaun 
brachen. „Die Konsequenzen waren ein 
dramatischer Rückgang in America’s 
Global Standing (...) eine progressive 
Delegitimation der amerikanischen Prä¬ 
sidentschaft und folglich der nationalen 
Glaubwürdigkeit und eine signifikante 
Reduktion der Selbstidentifikation der 
amerikanischen Alliierten mit der ame¬ 
rikanischen Sicherheit.“ 

Die zentrale Herausforderung der 
USA in den nächsten Dekaden sei also, 
das bislang schwache Europa zu festi¬ 
gen und sich mit der Türkei und Russ¬ 
land zu einem größeren und vitaleren 
Westen zu erweitern und gleichzeitig 
eine komplexe Balance im Osten zu 
unterstützen. Chinas steigendem glo¬ 
balen Status sei Rechnung zu tragen 
und vor allem ein globales Chaos sei 
zu vermeiden. Diese Konzeption kann 
als weitgehend gescheitert betrachtet 
werden. 

Was Brzezinski als „Strategische Vi¬ 
sion“ anbietet, ist das Bild eines weisen 
Imperiums, welches die globalen Din¬ 
ge zum Vorteil aller regelt und mode¬ 
riert und darin seine Existenzberechti¬ 
gung erblickt. Alles andere wäre Cha¬ 
os. Diese globale Weltordnung kann 
heute nicht mehr militärisch fundiert 
werden. Für ihre Selbsteinordnung in 
dieses globale US-Imperium ist Brze¬ 
zinski bereit den Haupt-Vasallen poli¬ 
tische Preise zu zahlen. Zum Beispiel 
Taiwan den Weg Hongkongs gehen 
zu lassen. Brzezinskis Vorbild ist Ost- 
Rom (Byzanz), das, obwohl sein Ze¬ 


nit schon lange überschritten war, den 
Zerfall West-Roms durch wichtige Er¬ 
neuerungsprozesse sowie die geschick¬ 
te Kombination von Geld, Militär und 
Diplomatie noch fast 1000 Jahre über¬ 
dauern konnte. Wie es bislang aussieht, 
ist die Perspektive Westrom aber die 
wahrscheinlichere. 

Vorbereitung der 
Nach-Obama-Phase 

Die USA befinden sich vor einer neuen 
Etappe. Egal ob Clinton oder Trump, 
beide scheinen nicht sonderlich geeig¬ 
net, die Vision eines weisen, moderie¬ 
renden Hegemonen Wirklichkeit wer¬ 


den lassen können. Brzezinskis „Weg 
zu einer globalen Neuordnung“ kann 
als frühzeitige Intervention verstanden 
werden, um die Dinge nicht völlig aus 
dem Ruder laufen zu lassen. 

Auch dieser Text beginnt mit ei¬ 
ner Bestandsaufnahme, die Brzezinski 
„Fünf Wahrheiten“ nennt. Die erste sei, 
„dass die Vereinigten Staaten immer 
noch die politisch, wirtschaftlich und 
militärisch stärkste Instanz der Welt 
darstellen, aber dass sie zugleich auf¬ 
grund komplexer geopolitischer Ver¬ 
änderung in den regionalen Gleich¬ 
gewichten nicht mehr die globale im¬ 
periale Macht sind.“ Das zumindest ist 
bewusst tiefgestapelt. 

Schon bei der zweiten „Wahrheit“ 
geht es um Russland. Der Syrienkrieg 
verändert die Perspektive. Das Land 
erfahre „die jüngste konvulsive Phase 
seiner imperialen Auflösung“, aber - 
falls es klug agiere (im Klartext: ko¬ 
operiere) - könne es „schließlich ein 
führender europäischer Nationalstaat“ 
werden. Derzeit jedoch verprelle „es 
auf sinnlose Art einige der früheren 
Bestandteile seines einstmals umfang¬ 
reichen Imperiums nicht nur im islami¬ 
schen Südwesten, sondern auch in der 
Ukraine, in Weißrussland und in Geor¬ 
gien, ganz zu schweigen von den bal¬ 
tischen Staaten.“ Zuckerbrot und Peit¬ 
sche. Momentan mehr Peitsche. 

Erst danach kommt die „Wahrheit“ 
über Chinas Aufstieg. Hier ist aber an¬ 
scheinend wenig Handlungsbedarf, da 
der „Rivale (...) momentan noch sehr 
darauf achtet, Amerika nicht direkt he¬ 
rauszufordern.“ 

An vierter Stelle rangiert ein Euro¬ 
pa, das „heute keine globale Macht ist 
und es wahrscheinlich auch nicht werden 
wird“. (Auch Ex-Stratfor-Chef Friedman 
hat Europa machtpolitisch abgeschrie¬ 
ben.) Aber es sei „politisch und kultu¬ 
rell (mit) den wichtigsten US-Interessen 
im Nahen Osten verbunden“ und unter¬ 
stütze sie. Die Standhaftigkeit Europas 
innerhalb der NATO (Sanktionspolitik) 
sei essentiell für eine dauerhafte kons¬ 
truktive Lösung der russisch-ukraini¬ 
schen Krise.“ „Dauerhafte konstruktive 
Lösung“ will sagen: Kapitulation Russ¬ 
lands. Auch ein Ergebnis der Berlin/ 
Brüsseler Austeritäts- und Merkantilis¬ 
musstrategie: Europa erscheint nur noch 
als regionaler Hiwi, der die US-An Wei¬ 
sungen zu exekutieren hat. 

Die fünfte „Wahrheit“ ist in mehrfa¬ 
cher Hinsicht interessant. Das „gegen¬ 
wärtige gewaltsame politische Erwachen 
der Muslime der Postkolonialzeit“ sei 


„zum Teil eine verspätete Reaktion auf 
ihre mitunter brutale Unterdrückung 
vorwiegend durch europäische Mächte“. 
Die USA haben damit natürlich nichts 
zu tun. In dem Erwachen verschmölzen 
„ein mit Verzögerung“ (!) aufgekom¬ 
menes, „aber tiefes Gefühl erlittenen 
Unrechts und eine religiöse Motivation, 
die eine große Zahl von Muslimen ge¬ 
gen die nicht-muslimische Welt vereint“. 
Unrecht ja, aber früher, vor unserer Zeit. 
Ein Partialzugeständnis, zu dem sich der 
ehemalige Sicherheitsberater früher nie¬ 
mals herbeigelassen hätte und das vor 
allem dem schon in SV erkannten Re¬ 
novierungsbedarf des US-Imperialismus 
geschuldet ist. Brzezinski entwickelt ge¬ 
rade diesen Aspekt im Folgenden weiter. 

Die neue Ordnung 

Aus den fünf „Wahrheiten“ entwickelt 
Brzezinski nun fünf Thesen, mit denen 
er seine „neue Ordnung“ skizziert. Zu¬ 
erst räumt er ein, dass „Amerika (die 
USA sind im US-Großmachtdenken 
identisch mit dem Kontinent, KW) nur 
dann im Umgang mit der derzeitigen 
Gewalt im Nahen Osten effizient sein“ 
könne, wenn es eine Koalition schmie¬ 
de, „die in unterschiedlichen Ausmaßen 
auch Russland und China“ einschlösse. 
Natürlich nicht bedingungslos. Im Klar¬ 
text gesprochen müsste Russland die 
Natoausdehnung bis zu seiner Westgren¬ 
ze akzeptieren und China müsste sich in 
die US-Strategie für „Greater Middle 
East“ aktiv einspannen lassen. Beides 
erscheint derzeit eher unwahrscheinlich. 

Russland hat sich, zweitens, auf die 
Dimension eines „wirklichen Natio¬ 
nalstaates“, d.h. auf die ethnische Aus¬ 
dehnung zu beschränken. Allem, was in 
Richtung der „durch die Bolschewiki 
geschaffene(n), angeblich freiwillige(n) 
Union nationaler Republiken (die 
UdSSR), bei der sich die Macht in Wirk¬ 
lichkeit in russischen Händen befand“, 
deutet, ist demnach abzuschwören. 

Drittens bestehe die beste politi¬ 
sche Perspektive für China in der nahen 
Zukunft darin, „Amerikas wichtigster 
Partner bei der Eindämmung des glo¬ 
balen Chaos jener Art zu werden, wie 
es sich jetzt aus dem Nahen Osten her¬ 
aus verbreitet“. Denn wenn dieses Chaos 
nicht eingedämmt werde, würde „es auf 
die südlichen und östlichen Territorien 
Russlands sowie auf die westlichen Re¬ 
gionen Chinas übergreifen“. 

Viertens könnten im Nahen Osten 
„örtliche bewaffnete Militärformatio¬ 
nen“ nur durch den Druck „einer US- 
amerikanisch-russisch-chinesischen Ko¬ 
operation“ eingedämmt werden, welche 
„die etablierteren Staaten der Region 
(nämlich den Iran, die Türkei, Israel und 
Ägypten)“ mit ins imperialistische Boot 
zu holen in der Lage ist. Diese Koaliti¬ 
on der Willigen sollte auch durch Eu¬ 
ropa unterstützt werden. Und „unter 
normalen Umständen“ ebenso durch 
Saudi-Arabien. Der „wahhabitische 
Fanatismus“ erwecke aber momentan 
schwere Zweifel „im Hinblick auf die 
Fähigkeit des Landes, eine bedeutsa¬ 
me konstruktive Rolle in der Region zu 
spielen“. Die divergierenden regionalen 
Partialinteressen sind Brzezinskis gro¬ 
ßes Problem. 

Fünftens seien die oben angespro¬ 
chenen „politisch in Aufruhr gerate¬ 
nen Massen“ zu beachten. „Lang un¬ 
terdrückte politische Erinnerungen“ 
speisten das „plötzliche und höchst ex¬ 
plosive, von islamischen Extremisten 
befeuerte Erwachen“. Was was heute im 
Nahen Osten geschehe, könne „lediglich 
der Anfang eines breiteren Phänomens 
sein, das wir in den kommenden Jahren 
vielleicht auch in Afrika, Asien und so¬ 
gar unter den präkolonialen Völkern der 
westlichen Hemisphäre erleben werden.“ 

Entdeckung des Kolonialismus 

Wer hat die Macht über die „lang un¬ 
terdrückten politischen Erinnerun¬ 
gen“? Wer sind die Täter? Wer die Op¬ 
fer? Die Große Erzählung ist zentrales 
Herrschaftsinstrument. Völlig untypisch 
für den hartgesottenen Geostrategen 
fügt Brzezinski eine längere Passage 
über den „Mord an kolonisierten Völ¬ 
kern“ in seinen Text ein. Das Ausmaß sei 


mit „den Nazi verbrechen während des 
Zweiten Weltkriegs vergleichbar“. Es 
gehe um „Millionen von Opfern“. Der 
Autor listet die Opfer bei der Eroberung 
und Unterdrückung der mexikanischen 
und nordamerikanischen „Ursprungs¬ 
bevölkerung“ auf, die Toten bei der Un¬ 
terdrückung Indiens, der Opiumkriege, 
des Kongo, und sogar Vietnam findet 
Erwähnung. 

Prägend aber bleibt der Eindruck, es 
handelt sich, selbst bei den Morden an 
der nordamerikanischen „Ursprungs¬ 
bevölkerung“, um Verbrechen des 
„klassisch“-europäischen Kolonialismus. 
Selbstredend kommen auch die Verbre¬ 
chen der Sowjetunion nicht zu kurz. 
Während die SU zwischen 1979 und 1989 
etwa eine Million Menschen umgebracht 
haben soll, zählt Brzezinski für die USA 
für 15 Jahren Afghanistan-Krieg 26 000 
tote Zivilisten und für 13 Jahre Irak- 
Krieg gerade 126 000 Tote. Die Reali¬ 
tät ist eine andere. Noam Chomsky und 
Andre Vltchek („On Western Terro- 
rism“, 2013) beziffern die Zahl der seit 
1945 durch westliche Intervention oder 
westliche Vasallen oder Mordkomman¬ 
dos Getöteten mit 50 Millionen. 

So sehr Brzezinski sich auch für 
„kooperative Beziehungen“ vor allem 
zu Russland und China (im Vasallensta¬ 
tus), bei Hilfestellung der Europäer, als 
„die einzig lebensfähige Option“ wirbt, 
so wenig erscheint ihm ein Rückzug „der 
USA aus der muslimischen Welt“ mög¬ 
lich. Globales Chaos, noch mehr Krie¬ 
ge und noch größere Krise lautet die 
entsprechende bellizistische Horrorge¬ 
schichte. Brzezinski kann sich Frieden 
nur als Pax Americana mit der ultima 
ratio des Overkills vorstellen. 

Dennoch bleibe es die Aufgabe, zu¬ 
mindest einen der Rivalen, Russland 
oder China, „zu einem Partner im Be¬ 
streben nach regionaler und darauf auf¬ 
bauend globaler Stabilität“ zu machen 
und gemeinsam „denjenigen Rivalen, 
der am unberechenbarsten ist und zu¬ 
gleich am wahrscheinlichsten übers Ziel 
hinausschießen wird, einzudämmen“. 

Der einsame Rufer 

Brzezinski ist einen weiten Weg gegan¬ 
gen. In seinen Texten spiegelt sich die 
Entwicklung des US-Imperialismus. 
Von seinem Aufstieg zur unumstritte¬ 
nen kapitalistischen Führungsmacht 
bis zu ihrem Zenit als „Einzige Welt¬ 
macht“. Nun beschreibt er ihre Erosion. 
Ihre Unfähigkeit zum Unilateralismus, 
den Verfall ihrer kulturell-ideologi¬ 
schen Hegemonie, die eine Kooperati¬ 
on mit dem verhassten Russland und/ 
oder dem beängstigend potenten China 
erfordert und das große Zugeständnis, 
die eigenen Gräueltaten zuzugeben, er¬ 
fordert. Gewaltige Aufgaben, die eben¬ 
so wie die schon in „Strategie Visions“ 
angemahnte große Revitalisierung der 
USA keine erkennbare materielle Ba¬ 
sis haben, von einer politischen ange¬ 
sichts des aktuellen Washingtoner Per¬ 
sonals gar nicht zu reden. Brzezinskis 
Zukunftsentwürfe stehen in immer 
größerer Diskrepanz zu den tatsächli¬ 
chen Prozessen. 

Die Schwäche von Brzezinskis geo- 
strategischem Ansatz wird immer deut¬ 
licher, seit er die sozioökonomische 
Dialektik nicht mehr hinter sich weiß. 
In der historisch kurzen Phase des or¬ 
ganisierten Kapitalismus des Bretton- 
Woods-Kompromisses waren klassen¬ 
kampfbedingte Rückgriffe auf die ge¬ 
sellschaftlichen Zielstellungen möglich, 
mit denen die bürgerliche Gesellschaft 
einst in die Welt getreten war. Ein ge¬ 
wisser „Wohlstand der Nationen“ war 
tatsächlich erreichbar geworden. Brze¬ 
zinski hält in seiner antikommunisti¬ 
schen Fixierung die Ausnahme für die 
Regel. Nun hat der Neoliberalismus 
längst die „fromme Schwärmerei“ einer 
Revitalisierung des Hegemonen „im 
eiskalten Wasser egoistischer Berech¬ 
nung“ der 0,1 Prozent ertränkt. Statt 
kostspieliger Geostrategie ist nichts 
mehr übrig als „die gefühllose bare 
Zahlung“, die „offene, unverschämte, 
direkte, dürre Ausbeutung“, Privat vor 
Staat. Brzezinski ist zu einem einsamen 
Rufer in der Wüste geworden. 








m unsere zeit _ Kommunalpolitik _ Freitag, 17. Juni 2016 1 3 

Die Ärmsten sollen zahlen 

Stadtverordnete in Cottbus erhöhen die Kita-Gebühren drastisch 



E in riesiges Loch klafft im kom¬ 
munalen Haushalt von Cottbus. 
Um es stopfen zu können, sollen 
jetzt auch die Ärmsten ran. Ende Mai 
hat die Stadtverordnetenversammlung 
eine Änderung bei den Kita-Gebüh¬ 
ren beschlossen, und erstmals wird ein 
Mindestbeitrag auch für die Kinder aus 
Haushalten mit Hartz IV oder anderen 
niedrigen Einkommen eingeführt. 

Eine Bürgeranfrage der DKP hat 
überhaupt erst öffentlich werden las¬ 
sen, dass allein durch den Mindestbei¬ 
trag über 320 000 Euro pro Jahr in die 
Stadtkasse gespült werden sollen. Bis 
dahin hatte die Stadtverwaltung ver¬ 
sucht, die Höhe der geplanten Einnah¬ 
men zu verheimlichen. In den einge- 
brachten Anträgen war nur die Rede 
von den Einrichtungen in kommuna¬ 
ler Trägerschaft, die nach Änderung 
der Gebührensatzung Mehreinnah¬ 
men von 2 600 Euro im Jahr einbrin- 
gen sollten. 

Es sind die Eltern mit einem 
Bruttoeinkommen von weniger als 
16 500 Euro im Jahr, denen die Stadt¬ 
verwaltung nun in die Tasche greifen 
will. Bisher war diese Gruppe, die nach 
Recherchen der „Lausitzer Rund¬ 
schau“ 38 Prozent aller Eltern aus¬ 
macht, von der Zahlung befreit. 

Die Stadtverwaltung hat aber kein 
Problem damit, auch den Ärmsten in 
die Taschen zu greifen, wie die Ant¬ 
wort auf die Bürgeranfrage zeigt. Es 
sei schließlich eine Prüfung der So¬ 
zialverträglichkeit vorausgegangen, 
heißt es dort, und die Erfahrung mit 
anderen Kommunen habe gezeigt, 
dass der Mindestbeitrag „bei einkom¬ 
mensschwachen Familien weder zu 
vermehrten Kündigungen noch zum 
Ausschluss betroffener Kinder geführt 
hat“. 


Gerade davor hatten aber sämtliche 
freien Träger von Krippen, Kindergär¬ 
ten und Horten gewarnt. In einer ge¬ 
meinsamen Stellungnahme, die bereits 
Ende April erarbeitet und anschlie¬ 
ßend an die Stadtverordneten und Ver¬ 
treter der Verwaltung verteilt wurde, 
heißt es, dass befürchtet werde, „dass 
besonders einkommensschwache Fami¬ 
lien die Belastungen aus Essengeld und 
Mindestbeitrag ggf. für mehrere Kinder 
nicht tragen können und in der Folge 
vom Angebot der Kindertagesbetreu¬ 
ung ausgeschlossen bleiben“. 

Unklar sei zudem, wie das Recht 
der Kinder auf einen Platz beispiels¬ 
weise im Kindergarten gewahrt blei¬ 
ben könne, wenn die Eltern nicht in 


der Lage sind, den Mindestbeitrag auf¬ 
zubringen. Das XIII. Sozialgesetzbuch 
gewährt für solche Fälle den Kommu¬ 
nen die Möglichkeit, die Gebühren 
ganz oder teilweise zu erlassen bzw. 
verweist auf die Jugendämter, bei de¬ 
nen eine Kostenübernahme beantragt 
werden kann. Die freien Träger gehen 
in ihrer Erklärung aber davon aus, dass 
gerade der Mindestbeitrag für Hartz- 
IV-Empfänger und Geringverdiener 
davon ausgeschlossen bleibt. 

In der Abstimmung und davor in 
den Diskussionen in den Ausschüssen 
war es lediglich die Partei „Die Linke“, 
die sich gegen die Einführung des Min¬ 
destbeitrages ausgesprochen hatte und 
dafür teilweise heftig attackiert wurde. 


Genauso wie die DKP in ihrer Bürger¬ 
anfrage wies die „Linken“-Fraktion 
wiederholt darauf hin, dass im Regel¬ 
satz für Kinder aus Familien mit Hartz 
IV für Bildung lediglich ein Euro pro 
Monat zur Verfügung steht und kein 
Posten für die Unterbringung in Kin¬ 
dergärten, Krippen und Horts vorge¬ 
sehen ist. 

Dieses Argument blieb von den 
Stadtverordneten nicht nur unbeachtet, 
vor allem die Vertreter der SPD waren 
es in der Tagung des Bildungsausschus¬ 
ses, die den Mindestbeitrag vehement 
forderten, sich aber gleichzeitig über 
die moderaten Gebührenerhöhungen 
für Gutverdiener empörten. 

Bernd Müller 


Freier Sonntag Münster 

Die DKP Münster hat beschlossen, das 
Bürgerbegehren der Initiative „Freier 
Sonntag Münster“ aktiv zu unterstützen. 
Die DKP Münster wird die Unterschrif¬ 
tenlisten verbreiten und dazu beitragen, 
dass die benötigten Unterschriften er¬ 
reicht werden. 

Die DKP Münster betrachtet den 
Ratsbeschluss vom 11. Mai als einen wei¬ 
teren Mosaikstein in der Aufweichung 
von Arbeitnehmerinnenrechten. 

Der Rat der Stadt Münster hatte be¬ 
schlossen, dass in bestimmten Teilen des 
Stadtgebiets von 13.00 Uhr bis 18.00 
Uhr an weiteren Sonntagen Verkaufslä¬ 
den geöffnet sein dürfen. „Das ist eine 
falsche Entscheidung“, erklärte ver.di 
Münsterland. „Wir wollen über die be¬ 
reits genehmigten Sonntagsöffnungen hi¬ 
naus keine weiteren Sonntagsöffnungen.“ 

ver.di hat gemeinsam mit kirchlichen 
Verbänden und Personen, Parteien und 
Institutionen eine neue „Allianz für den 
freien Sonntag“ gegründet. 

Berlin: Jede Unterschrift zählt 

Um an den Wahlen zur Bezirksver¬ 
ordnetenversammlung in den Berliner 
Stadtteilen Friedrichshain/Kreuzberg 
und mit Direktkandidaten antreten zu 
dürfen, benötigt die DKP noch Unter¬ 
stützerunterschriften. Unterschreiben 
kann jeder, der im entsprechenden 
Wahlbezirk gemeldet und zum Zeit¬ 
punkt der Wahl am 18. September voll¬ 
jährig ist. 

Vordrucke können auf der home- 
page http://dkp-fhkb.de/heruntergela- 
den werden. Diese können dann aus¬ 
gefüllt im DKP-Büro im ND-Gebäude 
abgeben werden. Oder einsenden an 
DKP Berlin, Franz-Mehring-Platz 1, 
10243 Berlin. 

Die Mitgliederversammlungen der 
DKP-Gruppe Friedrichshain-Kreuz- 
berg finden jeden zweiten und vierten 
Dienstag im Monat statt: Cafe Commu¬ 
ne, Reichenberger Straße 157, Ul oder 
U8, Kottbusser Tor, 19.30 Uhr. 


Forderungen treffen den 
Nerv vieler Menschen 


DKP Hannover sammelt 700 
Kommunalwahlen 

Gut sieben Wochen vor Beendigung 
der Einreichungsfrist beim städtischen 
Wahlamt konnte die DKP mit ihrer 
„Offenen Liste“ bereits die Kandidatu¬ 
ren für den Rat der Landeshauptstadt 
sowie für die Stadtbezirksräte Linden- 
Limmer, Herrenhausen-Stöcken und 


Unterschriften für die 


kungen, kostenlose ÜSTRA-Tarife 
und konsequente Maßnahmen gegen 
die Armut in unserer Stadt fanden 
große Zustimmung.“ 

Frank Braun, parteilos und Kandi¬ 
dat im Wahlbereich Buchholz-Kleefeld, 
formuliert: „Mit unserer Kandidatur 



Ein wesentliches Ergebnis der Kandidatur sind für die DKP die Unterschriften¬ 
sammlung und die damit verbundenen Gespräche. Frank Braun (links) und 
Matthias Wietzer zeigen sich zufrieden nach erfolgreichem Abschluss des 
Sammelns der erforderlichen Unterschriften. 


Mitte erfolgreich absichern. Über 700 
Unterstützungsunterschriften wurden 
von Mitgliedern der Partei und Sympa¬ 
thisanten in den 14 Wahlbereichen der 
Stadt gesammelt und erfuhren dabei 
Zuspruch von der Bevölkerung. 

Matthias Wietzer, ehemaliger 
Ratsherr und Spitzenkandidat für 
Linden-Limmer, erklärte: „Wir be¬ 
danken uns für die großartige Unter¬ 
stützung in den Stadtteilen. Unsere 
Forderungen treffen den Nerv vie¬ 
ler Menschen: Keine Bebauuung des 
Steintorplatzes, Wiedereröffnung der 
geschlossenen Büchereien, Mietsen- 


wollen wir eine soziale Alternative zu 
den etablierten Parteien und zur AfD 
anbieten. Fehlende Kita-Plätze und 
Wohnungen, Billiglöhne und Arbeits¬ 
platzabbau lassen sich nicht mit rassis¬ 
tischer Hetze lösen, sondern erfordern 
Druck von unten.“ 

Auch weil die undemokratische 
5-Prozent-Klausel bei der Kommunal¬ 
wahl am 11. September keine Berück¬ 
sichtigung findet, rechnen sich Hanno¬ 
vers Kommunistinnen und Kommunis¬ 
ten gute Chancen für den Wahltag aus. 
Ihr Motto lautet: Die Stadt den Men¬ 
schen, nicht dem Profit! 


DKP Reinheim kritisiert Steuererhöhung 

Jahrzehntelange Umverteilung hebelt kommunale Selbstverwaltung aus 


Gegen die geplante Anhebung der 
Grundsteuer B von 300 auf 450 Punkte 
hat sich die DKP-Fraktion nochmals auf 
ihrer jüngsten Sitzung ausgesprochen. 
Anstatt den Bürgerinnen und Bürgern 
in die Tasche zu greifen, müsste mehr 
Geld von Land und Bund an die Städ¬ 
te, Gemeinden und Landkreise fließen. 
So sei der Kommunale Finanz-Ausgleich 
(KFA) in Hessen auch nach der Neuord¬ 
nung unzureichend und bringe den Kom¬ 
munen nicht genügend Finanzmittel. 

Darüber hinaus bringe die von der 
CDU/Grünen-Landesregierung für Rein¬ 
heim unterstellte fiktive Grundsteuer-Hö¬ 
he von 365 Punkten nicht nur eine Min¬ 
dereinnahme von 250 000 Euro. Hier wird 
die verfassungsmäßig verbriefte kommu¬ 
nale Selbstverwaltung ausgehebelt. 


Jeder den Gemeinden aufgenötigte 
und vollzogene Erhöhungsschritt treibe 
wiederum den Durchschnitt nach oben 
und erfordere neue Anhebungen. Die¬ 
se Spirale müsse durchbrochen werden. 

Hier müsse ein gemeinsames Um¬ 
denken in den Kommunen einsetzen, 
damit die Mehrzahl nicht immer mehr 
zahlt. 

Momentan sei diese von der DKP 
propagierte politische Position noch in 
der Minderheit. Allerdings konnte man 
Unmut über diese Entwicklung auch bei 
Haushaltsberatungen anderer Kommu¬ 
nen vernehmen. Da sei man hoffnungs¬ 
froh, dass hier Änderungen möglich sei¬ 
en. 

Auf Widerstand der DKP stoßen 
Veröffentlichungen, wonach steigen¬ 


de Personalkosten als Ursache der Fi¬ 
nanzmisere herhalten müssen und für 
Grundsteuer-Anhebungen ins Feld ge¬ 
führt würden. Gerade die Beschäftigten 
des öffentlichen Dienstes, besonders 
die Erzieherinnen und Erzieher, haben 
ihre Lohnsteigerungen hart erkämpft. 
Fraktionsvorsitzender Arno Grieger 
wörtlich: „Nicht die Beschäftigten des 
öffentlichen Dienstes sind die Verant¬ 
wortlichen für Steuer- und Gebühren¬ 
erhöhungen. Soziale Gerechtigkeit 
fängt genau da an, wo es um die Ein¬ 
kommensverhältnisse der Beschäftig¬ 
ten geht.“ 

Städte, Gemeinden und Landkreise seien 
unterfinanziert. Das Land und der Bund 
seien gefordert, ausreichende Mittel be¬ 
reitzustellen. Arno Grieger 


Uwe Koopmann zur neuen Sperrklausel bei Kommunalwahlen in NRW 


„Störenfriede“ 


ausgeschlossen 

gen bei der FDP, denn ihre Fraktion wird 


Der Landtag von NRW hat am vergan¬ 
genen Freitag kurz vor dem Abgang in 
das Wochenende in dritter Lesung die 
Verfassung ausgehebelt. Grundlage: Ein 
gemeinsamer Entwurf von CDU, SPD 
und Grünen. Zielsetzung in der Sprache 
der Landtagspressemitteilung: „Einfüh¬ 
rung einer Sperrklausel von 2,5 Prozent 
bei Kommunalwahlen“. Eine Sperrklau¬ 
sel gab es bislang nicht, denn gegen den 
Willen der Landtagsmehrheit hatte der 
Verwaltungsgerichtshof von NRW am 
6. Juli 1999 eine Sperrklausel von fünf 
Prozent aufgehoben, eine neue Klausel 
allerdings nicht eingeführt. 

Ross und Reiter haben einen Namen. 
Auf Antrag der Piraten-Fraktion wurde 
„namentlich“ abgestimmt. Das Ergeb¬ 
nis: 180 Abgeordnete stimmten der Vor¬ 
lage der Super-Koalition zu, 15 stimm¬ 
ten dagegen und 16 enthielten sich. Die 
Gegenstimmen kamen von den Piraten. 
Ihre Fraktionsgröße beträgt allerdings 18 
Mitglieder. Ähnlich die 16 Abweichun- 


mit 22 Personen ausgewiesen. Hat der 
„Liberale“ Christian Lindner keine Prä¬ 
senzpflicht verordnet? Waren da wieder 
Abgeordnete zu frühzeitig ins Wochen¬ 
ende gestartet? Wenn Abgeordnete nicht 
dafür und nicht dagegen sind, können sie 
bei Angriffen auf die Verfassung wohl 
mal „schwänzen“ ... 

Die DKP in NRW hat das ganze Ge¬ 
setzgebungsverfahren über Monate kri¬ 
tisch verfolgt: Die hohlen „Argumente“ 
für den Verfassungsbruch wurden durch 
die Dauer des Verfahrens nicht besser. 
Zentral wurde moniert, dass eine „Zer¬ 
splitterung“ der Rathäuser und Kreistage 
drohe und dass die „Funktionsfähigkeit“ 
gesichert werden müsse. 

Wenn allerdings Rathäuser und Kreis¬ 
tage in ihrer Arbeit bedroht wurden, 
dann lag es - nach Beobachtungen der 
DKP - jedenfalls nicht an der Vielfalt 
der Räte. Dann lag und liegt es weiter¬ 
hin an der mangelhaften Finanzausstat¬ 


tung dieser Gremien. Und dafür tragen 
im Bund Union und SPD, in NRW SPD 
und Bündnis 90/Grüne die Verantwor¬ 
tung. Kritiker dieser Politik und dieser 
Parteien sind folglich auf der kommu¬ 
nalen Ebene nicht wirklich erwünscht. 
Bei der Durchsetzung der „relevanten“ 
Kapitalinteressen könnten sie in der Tat 
hinderlich sein. Die DKP hat dafür den 
Beweis in den NRW-Rathäusern, in de¬ 
nen sie vertreten ist, unter Wahrung der 
Klasseninteressen angetreten. 

Wenn es nach CDU, SPD und Grünen 
geht, werden alle Wähler von der Wahl¬ 
urne vertrieben, die ihre Interessen nicht 
bei der „Superkoalition“ aufgehoben se¬ 
hen. Aus den Reihen der Piraten-Frakti¬ 
on wurde bekannt, dass eine Klage vor 
dem Verfassungsgericht in Münster ge¬ 
gen die neue Sperrklausel erwogen wird. 
Die DKP wünscht viel Erfolg. Ungeach¬ 
tet der Zweifel, dass dort Rechtspoli¬ 
tik gegen die herrschenden Interessen 
durchgesetzt werden kann. 
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Herzliche Glückwünsche 

Genossin Mathilde Ott 

wird am 17. Juni 80 Jahre alt 

Liebe Mathilde, 

wir wünschen Dir alles Gute, Gesundheit und viel Lebensfreude 
im Kreis Deiner Genossinnen und Genossen. 

Genossin Mathilde, in der Emigration in Frankreich geboren, ist 
seit der Rückkehr ihrer Eltern ins Saarland in der kommunisti¬ 
schen Bewegung aktiv, während ihres Berufslebens in Saarbrü¬ 
cken und danach in Neunkirchen. 

Sie gehört immer noch zu den Aktivist/Innen in der DKP, bringt 
sich ein in Versammlungen, macht mit bei Aktionen auf Straßen 
und Plätzen, gegen die Kaputtsparpolitik der Herrschenden und 
Regierenden, gegen Kriegspolitik und für Abrüstung, gegen Neo¬ 
faschismus und Rassismus, in der Arbeitsgruppe „Stolpersteine 
wider das Vergessen" u.a. 

Genossinnen und Genossen und Freund/Innen des antifaschis¬ 
tischen Neunkircher Forum kennen sie als hilfsbereite und soli¬ 
darische Mitstreiterin. 

Deutsche Kommunistische Partei 
Kreisvorstand Neunkirchen, Parteigruppe Wiebelskirchen 


Klaus Kubacki 

zum 80. Geburtstag 

Lieber Klaus, 

wir sind spät dran, nichtsdestotrotz gratulieren wir Dir 
ganz herzlich zu Deinem 80. Geburtstag! 

Du bist unser kommunistischer Aktivist der ersten Stun¬ 
de, gehörst seit frühester Jugend zur kommunistischen 
Bewegung, warst Betriebsrat und Kreisvorsitzender der 
SEW in Spandau und im Wedding, Parteivorstandsmit¬ 
glied und eines der ersten Mitglieder der DKP in Berlin. 
Was wären wir ohne Deine Erfahrung, Deine Ratschläge, 
Deine Hartnäckigkeit und Deine vielen spannenden Ge¬ 
schichten? 

Wir wünschen Dir noch viele gute und fröhliche Jahre 
gemeinsam mit Deiner Familie und Deinen politischen 
Weggefährten. 

Deine Genossinnen und Genossen 
der DKP Neukölln 
Landesvorstand Berlin der DKP 


Es muss das Herz bei jedem Lebensrufe 
Bereit zum Abschied sein und Neubeginne, 
Um sich in Tapferkeit und ohne Trauern 
In andre, neue Bindungen zu geben. 
Und jedem Anfang wohnt ein Zauber inne, 
Der uns beschützt und der uns hilft, zu leben. 

(Hermann Hesse) 

Unsere 

Gisela Stroheker 

feiert am 18. Juni ihren 80. Geburtstag 

Liebe Gisela - vor kurzem hast Du gemeinsam mit Uli 
einen Neubeginn in Nürnberg gewagt - mit dem Opti¬ 
mismus und Schwung, den wir von Dir kennen. Wir wün¬ 
schen Dir für die Zukunft viel Gesundheit, Lebensfreude 
und gute Gespräche mit alten und neuen Freunden. 

Es gratulieren Dir ganz herzlich 

Uli 

Michael, Gudrun, Silke, Laura und Finn 
Stefan, Christine, Marie und Thomas 
Nikolai, Linda und Birk 


Toskana, nah am Meer 


ökehiQf im Olivenhain, 
weitet Blick, Stille; 
große helle Zimmer, 
gute Bücher,. 
Haus oder Häuschen; 
Kinderparadies. 



/-\ 

Urlaub im Lotsenhaus 
an der Ostsee 

(14 km von Stralsund) 

3 komfortable Fe.-Wo. 

Erich und Michaela Bartels 

Näheres: Tel. 03831 -459 366 
www.ferien-im-lotsenhaus.de 


Urlaub im schönen Havelland 

- wald- und wasserreich - Nähe 
Berlin-Spandau preiswerte Ferien¬ 
wohnung für 5 Personen (2 Zimmer, 
Wohnküche - Herd, Kühlschrank, Bad, 
Dusche, WC). Preis nach Vereinbarung. 
Näheres Tel./Fax: 033 231/60661 



Carlis Bienenhonig, 

Früh- oder Sommertracht, 
500 g für 5 €, 250 g für 3 € + 
Porto; ab 12 Gläser (1 Karton) 
portofrei. Wir liefern auch 
handgefertigte Bienenwachs¬ 
kerzen. Anfrage bei: Imkerei 
Trauth 02241/973111 
E-Mail: camatra@web.de 


/-\ 


Weingut Eicher 

Rheinterrassen 
Bachstraße 7, 67577 Alsheim 
Tel.: 06249 - 4128, Fax.: 67263 
Email: info@weingut-eicher.de 



Entschleunigung 

Ruhe & Natur satt im 
Müritz-Nationalpark 

3 FeWo für je 2-3 Personen, 
ganzjährig in Kratzeburg-Granzin, 
Havel & Havelseen, Boot & Rad. 

Info: www.trinogga.de 
Tel: 039822/299488 



Er ist ein leidenschaftlicher Kommunist und ein Vor¬ 
bild an Einsatzbereitschaft und Zuverlässigkeit. Am 20 . 
Juni 2016 feiert der DKP-Bezirkssprecher in Schleswig- 
Holstein, unser Genosse 

Christian Koberg 

seinen 70. Geburtstag. 

Seit Oktober 1962 ist er Mitglied der kommunistischen Be¬ 
wegung. Sein Vater gehörte in Kiel der Deutschen Friedens- 
Union an. Die Eltern erzogen ihre vier Kinder im Geiste von 
Friedensliebe und Gerechtigkeit. Über die Arbeitsgemein¬ 
schaft „Frohe Ferien für alle Kinder" lernte er die DDR ken¬ 
nen, den ersten sozialistischen Staat auf deutschem Boden. 
Und schon früh nahm er an Bildungsabenden der Interes¬ 
sengemeinschaft für Arbeiterfragen teil, las das Kommu¬ 
nistische Manifest und andere Werke der sozialistischen 
Klassiker. Zusammen mit seinen Eltern unterstützte er als 
Landesvorstandsmitglied die Solidaritätsgemeinschaft zur 
Wahrung demokratischer Rechte, die Familien von inhaftier¬ 
ten Kommunisten unterstützte. 

Christian gehörte 1968 zu den Unterzeichnern des Aufrufs 
zur Neukonstituierung der DKP in Schleswig-Holstein. Die 
Partei hat ihm in der Folge viele Aufgaben übertragen. Die 
Genossinnen und Genossen wählten ihn zum Organisations¬ 
referenten, Bezirkskassierer und Org-Sekretär auf Bezirks¬ 
ebene. 1990 übernahm er die Funktion des Bundeskassie¬ 
rers und wurde Mitglied des Sekretariats des Parteivor¬ 
stands. ln dieser Zeit trug er finanzielle und organisatorische 
Verantwortung auf zehn UZ-Pressefesten. 

Ein besonderes Anliegen waren ihm die Solidaritätsprojek¬ 
te der DKP auf Kuba. Der Bau von Arztpraxen und Kliniken 
durch Brigaden der DKP war nicht zuletzt auch sein Ver¬ 
dienst. 

Trotz dieses großen Arbeitspensums engagierte er sich zu¬ 
sätzlich in der Gewerkschaft HBV und später bei ver.di. Viele 
Jahre war er Mitglied des Vorstandes der Gewerkschaft im 
Bezirk Kiel-Plön. Heute gehört die Seniorenarbeit zu seinen 
besonderen Anliegen. 

Oft hatten wir Sorge, dass die umfangreiche politische Ar¬ 
beit seine angeschlagene Gesundheit schädigen würde. 
Aber sein großes Verantwortungsbewusstsein ließ ihn nicht 
ruhen. Sogar nach dem Tode seiner Gertrude steckte er 
nicht zurück. So war er in der Vergangenheit und so ist er 
noch heute. 

Die DKP hat ihm viel zu verdanken. Wir bewundern seinen 
nie erlahmenden Einsatz und gratulieren ihm zu seinem 
„runden" Geburtstag. Stellvertretend für viele gratulieren: 

Erika und Ulli Abczynski, Eduardo Barahona, Volker 
Blaschke, Gisela Blomberg, Christel und Rainer Buttkus, 
Bernd Bücking, Christine Christofsky, Ralf Cüppers, Ali¬ 
ce und Klaus Czyborra, Gisela und Günter Düsing, Tim 
Engels, Heike und Werner Finck, Hilmar Franz, Bruni und Fritz 
Freyeisen, Bernd Frohböse, Petra und Detlev Ganzei, Karen 
Genn, Annegret und Willi Gerns, Vera und lan Bailey- Glit- 
scher, Horst Gobrecht, Nina Hager, Annegret und Ludwig 
Hecker, Norbert Heckl, Walter Herbster, Mecki und Alfred 
Hartung, Heide Janicki, Katja und Rainer Johanterwage, Bet¬ 
tina Jürgensen und Günter Stamer, Cornelius Kaal, Doris und 
Dieter Keller, Jürgen Karbe, Hubert Kniesburges, Gabriela 
und Reinhard Kops, Hermann Kopp, Margot Konetzka, Kers¬ 
tin und Dietmar Koselitz, Christiane und Axel Köhler-Schnura, 
Inge und Horst Krämer, Irmtraud und Rudi Christian Hillen, 
Gudrun und Rudi Lang, Irene Lang, Barbara Lautermilch, 
Brigitte und Leo Mayer, Peter Mannherz, Rainer Mehl, 
Julia Monossowa und Volker Metzroth, Rosie und Artur 
Moses, Sabine und Rigo Neyra Ampudia, Berthold Nemitz, 
Gisela und Herbert Offermanns, Isa Paape und Werner Lutz, 
Eva Petermann und Randy Oechslein, Renate und Georg 
Polikeit, Rolf Priemer, Thea Rann, Bernd Raths, Susanne und 
Volker Rohde, Silvia Schall und Abu Demir, Inge Scharna, Steffi 
und Rainer Schill, Sonja Schmid und Walter Listl, Erich Schrei¬ 
er, Joachim Schubert, Gunnar Siebecke, Werner Siebler, Klaus 
Stein, Günter Strauer, Wolfgang Teuber, Ute van Roosmalen, 
Ingrid und Arno von Appen, Susanne und Horst Warncke, 
Justine Wazansky-Krack, Ellen Weber, Christel und Klaus Weg- 
ner, Angelika Wengler-Liebau und Rainer Liebau, Andrea Will 
und Klaus Weißmann, Sigi und Jens Wilke, Marianne und Günter 
Wilke, Astrid und Rainer Zahner, Peter Zech, Edith Zenker und 
Heinz Stehr. 


Herzliche Einladung zum Thema: 

Industrie 4.0 - eine nächste industrielle Revolution - 
Fluch oder Segen? 

Wir führen diese Veranstaltung als Tagesseminar durch. 

Am Sonnabend, dem 25. Juni 2016,10.30 Uhr 
bisl6.30 Uhr im Reinhold-Jürgensen-Zentrum, 
Elmshorn, Jahnstraße 2 a 

Zum Thema werden Uwe Fritsch, Betriebsratsvorsitzen¬ 
der VW Braunschweig, Mitglied des Parteivorstandes 
der DKP, Volker Metzroth, langjähriger Gewerkschafts¬ 
funktionär, Sprecher der DKP Rheinland-Pfalz, einleitend 
referieren. 

Für ein Mittagessen ist gesorgt. Tagungsbeitrag für 
Essen und Getränke 10 Euro. Um Anmeldung wird gebe¬ 
ten: stehr-elmshorn@t-online.de 

Gäste sind herzlich wilkommen. 

Einlader: DKP Bezirksvorstand Schleswig-Holstein, 

DKP Kreisvorstand Pinneberg, DKP Gruppenvorstand 
Elmshorn 


POLEN. Ostseebad LEBA (poln. Naturparadies). 

Komf. FZ mit Bad, SatTV, Garten. Ü/F 15 Euro unkl. Park¬ 
platz. Tel/Fax: 004859 - 8662657, 

www.sloneczna.interleba.pl 


W 

Christian Koberg 

wird 70 

Christian kennt in Kiel fast jeder, nicht nur seine unmittelba¬ 
ren Nachbarn in Elmschenhagen, die er regelmäßig mit UZ 
und Nachbarschaftsbriefen versorgt. Er verteilt morgens um 
5.30 Uhr vor der Kieler Werft Flugblätter und UZ-Extra. Auf 
den Demos in Kiel brauchten wir kein Megafon, wenn Chris¬ 
tian dabei war, und aufseine Schätzungen der Teilnehmer ist 
100 Prozent Verlass. 

Der Club M, Treffpunkt für Kieler und Schleswig-Holsteiner 
Genossinnen und Genossen und unzähligen Sympathisan¬ 
ten seit 1968 , wurde von Christian mit gegründet. Viele 
Stunden, viele Spenden steckte er hinein und es war wohl 
eines der schlimmsten Erlebnisse für ihn, dass wir vor zwei 
Jahren den Club aufgeben mussten. 

Christians Ansehen und politische Arbeit geht weit über die 
Partei und Kiel hinaus. 

ln der Gewerkschaft ist er bis heute mit seinem Engage¬ 
ment auch bundesweit in ver.di aktiv und ein geachteter 
Gesprächspartner. In der DKP hat Christian seit 1990 seine 
Kraft in den Erhalt und Neuaufbau bundesweiter Strukturen 
als Organisationsverantwortlicher gegeben, war mit betei¬ 
ligt an der Erarbeitung unseres Parteiprogramms, das 2006 
beschlossen wurde. Dass Christian auch weiterhin ab 1990 
die Arbeit des Bezirksvorstandes unterstützt, zeigt nicht nur 
seine Verbundenheit zu seinen Genossinnen und Genos¬ 
sen in Schleswig-Holstein, sondern auch sein Wissen um 
die Notwendigkeit der Arbeit vor Ort und in der Region. Zu¬ 
nächst war er als Bezirkskassierer, später als stellvertreten¬ 
der Bezirksvorsitzender und nach seinem aus persönlichen 
Gründen selbst gewählten Rückzug aus dem Parteivorstand 
der DKP, ab Dezember 2011 als Sprecher der DKP Schleswig- 
Holstein aktiv. 

ln seiner Arbeit versucht Christian unterschiedliche Positio¬ 
nen zu verbinden ohne seine eigene Meinung zu verschwei¬ 
gen und setzt sich dabei immer für den Erhalt der DKP ein. 

Ein besonderes Anliegen ist ihm die Durchführung des Pres¬ 
sefestes der UZ. Auch in diesem Jahr setzt er viel Zeit für die 
Durchführung und das Gelingen des Festes ein. Hier geht 
er oft an seine körperlichen Grenzen. Kraft holt er sich aus 
erfolgreichen Aktionen, gerade in der Gewerkschafts- und 
Bündnisarbeit, mit denen viele Menschen erreicht werden. 

Wir wünschen Christian zum 70 . Geburtstag, dass er noch 
viele Jahre aktiv bleiben kann. Dazu sollte er sich, wie wir 
in den letzten Jahren positiv feststellen, die notwendigen 
Urlaube und Kurzurlaube mit Freunden weiterhin gönnen. 

DKP Kreisgruppe Kiel 
DKP Bezirksvorstand Schleswig-Holstein 
DKP Parteivorstand 
Pressefest-AG 


Eine Bühne für Brecht! 

Das KLEINE WELTTHEATER CHEMNITZ 
(Renate Hundertmark, Sabine Kühnrich, Ludwig Streng) 

sucht nach Wiederaufnahme des Programms 
„Nur nicht weich werd'n - ein Brecht-Abend" 

Veranstalter von Bühnen und anderen Spielorten. 

Das Publikum erwartet ein hochaktuelles und musikalisch 
meisterliches Programm. 

Zu sehen ist es am 2. 7. 2016, 20.15 Uhr 
in Dortmund, auf dem uz-Pressefest (Eislaufhalle). 

Technische Voraussetzungen: 

Flügel oder Klavier, Bühnenlicht, 
bei größeren Räumen eine Verstärkeranlage 

Kontakt: KLEINES WELTTHEATER CHEMNITZ 
Sabine Kühnrich, 0177-2231335 
sabine.kuehnrich@gmx.de 



Peter Mannherz 


via n 


ii, ) »rfolareich 


stb-mannherz>de 


WWW 


SteuerBeraterKanzlei 


Bildungsreise Vietnam / Laos^ 

Reisen - Studieren - Helfen 
Freundschaftsgesellschaft Vietnam 
26.12.16 - 11.01.17 (2 Wochen) 
26.12.16 - 16.01.17 (3 Wochen) 


Sie erleben traumhaft schöne Landschaften und 
besuchen Hilfsprojekte. Außerdem treffen Sie 
Partner aus Politik, Wirtschaft, Universitäten und 
Kultur - darunter auch einen berühmten 
vietnamesischen Schriftsteller. 


www.fg-vietnam.de 

fg-vietnam@t-online.de 
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Erfurt - Stadt des Friedens? 

Kriegswerbung wurde nicht kommentarlos hingenommen 



Im Jahre 1991 beschloss der Erfurter 
Stadtrat, dass Erfurt den Titel „Stadt 
des Friedens“ tragen solle. Ab Mai 2009 
kam dann noch der Titel „Erfurt: Ort 
der Vielfalt“ hinzu. Das alles hört sich 
für uns erst mal nicht schlecht an, doch 
wie ist die Sache in der Wirklichkeit? Ist 
Erfurt wirklich eine Stadt des Friedens? 

„Wir finden nein!“meinten Friedens¬ 
freunde. Denn am 29. März 2009 weihte 
die Frau des Erfurter Oberbürgermeis¬ 
ters Andreas Bausewein (SPD) die Kor¬ 
vette F262 auf den Namen Erfurt ein. 


Am 15. Januar 2013 wurde das Logis¬ 
tikkommando und Karrierecenter der 
Bundeswehr in Dienst genommen. Bei 
so viel militärischer Infrastruktur ver¬ 
wundert es einen nicht, warum die Bun¬ 
deswehr ihren „Tag der Bundeswehr“ 
mitten auf dem Erfurter Domplatz, dem 
„Wohnzimmer“, abhalten konnte. 

Ziel war es an diesem Tag, Familien 
und besonders jungen Menschen die 
Bundeswehr als ganz normalen Ar¬ 
beitgeber zu zeigen. Doch wurde die¬ 
ser Tag von den Friedensfreunden nicht 


einfach hingenommen. So beteiligten 
sich Genossen von SDAJ und DKP 
an kreativen Aktionen vor dem Leo¬ 
pard 2-Panzer durch einen Flashmob 
und Transpi Aktion. Außerdem wurden 
über 200 Flugblätter verteilt mit dem 
Titel „Bundeswehr - Kein Arbeitgeber 
wie jeder andere“. 

Darüber hinaus gab es den ganzen 
Tag über verschiedene Aktionen und 
Infostände vor dem Domplatz von FDJ, 
SDS/Solid, Friedensforum und Natur- 
freunde-Jugend. FZ 


Konkurrenz und gemeinsamer Kampf 

Zum Umgang mit der Immigration - Eine Tagung der Marx-Engels-Stiftung 


Die Ursachen für Flucht sind bekannt: 
Krieg, aber auch Zerstörung sozialer 
Grundlagen und staatlicher Strukturen. 
Möglichkeiten, sich in den Kommunen 
zu engagieren, um die Situation derer, 
die nach Deutschland gekommen sind 
ein Stück erträglicher zu machen, gibt 
es unbegrenzt. Wie aber nun politisch 
agieren? Hier wurde auf der Tagung 
der Marx-Engels-Stiftung, die am letzten 
Wochenende in Essen stattfand, ein Be¬ 
darf an Orientierung angemeldet - ge¬ 
rade aus den Reihen derer, die vor Ort 
Arbeit mit Geflüchteten leisten. 

Das Problem der „Integration“ sei 
in der Vergangenheit vor allem ein Pro¬ 
blem der Besitzenden gewesen, die be¬ 
sitzlosen, wandernden Massen in den 
Ausbeutungsprozess zu integrieren, so 
Klaus Stein, der das Thema Immigration 
vor allem anhand historischer Beispiele 
einzuordnen half. Lucas Zeise, künftiger 
Chefredakteur der UZ, argumentier¬ 
te, dass der Unterschied zwischen der 


„Willkommenskultur“ des deutschen 
Kapitals und der ablehnenden Haltung 
anderer EU-Staaten ökonomisch aus 
dem unterschiedlichen Bedarf an Ar¬ 
beitskräften zu erklären ist. Merkel sei 
auch hier die „idealtypische Vertreterin 
des Monopolkapitals“, weil sie dem In¬ 
teresse an der Zufuhr billiger und qua¬ 
lifizierter Arbeitskraft nachkomme. Das 
Kapital habe - bis zu einem gewissen 
Maße - Interesse an einem Arbeitskräf¬ 
teüberschuss bis hin zur Massenarbeits¬ 
losigkeit, die die Konkurrenz unter den 
Arbeitern verschärfe und sich lohndrü¬ 
ckend auswirke. 

Der DKP-Vorsitzende Patrick Kö- 
bele formulierte, dass Geflüchtete - egal 
aus welchen Gründen und aus welchen 
sozialen Schichten sie kommen - in ih¬ 
rer Perspektive fast ausnahmslos zur 
Arbeiterklasse dieses Landes gerech¬ 
net werden müssten. Daraus leitete er 
ab, dass es zwar objektiv richtig sei, dass 
sich der Konkurrenzdruck erhöhe, die¬ 


ser aber nicht durch Standortlogik oder 
eine Sortierung der Geflüchteten in gut 
und schlecht (qualifiziert-unqualifiziert 
bzw. Kriegs- oder Wirtschaftsflüchtlin¬ 
ge) zu bekämpfen sei, sondern dass der 
Druck sich im Interesse der Arbeiter¬ 
klasse nur dann verringern lasse, wenn 
eine gemeinsame Organisation erfolge. 

Anhand des DKP-Sofortprogramms 
machte er deutlich, dass zum Beispiel 
der gestiegene Konkurrenzdruck bei der 
Wohnungssuche nicht durch den Markt, 
sondern nur durch den massiven Ausbau 
des sozialen Wohnungsbaus zu verrin¬ 
gern sei. Dies stelle zwar noch nicht die 
Machtfrage, aber gerade auf die Frage 
nach der Finanzierung lenke die DKP die 
Aufmerksamkeit gezielt auf die Flucht¬ 
verursacher und -profiteure. Zum The¬ 
ma der MES-Tagung werden die Mar¬ 
xistischen Blätter ein Schwerpunkt-Heft 
herausgeben, das Anfang September er¬ 
scheint. Darin werden alle Redebeiträge 
der Referenten veröffentlicht. Imö 


Termine@unsere-zeit.de 


FR ★ 17. JUNI 


Altena: „Russland und China im Fokus des 
globalen Imperialismus“, Diskussionsver¬ 
anstaltung der DKP Märkischer Kreis. Hotel 
am Markt, Kirchstraße 43,19.00 Uhr. 


SA ★ 18. JUNI 


Waldkappel: „Mit den Roten diskutieren, 
kämpfen und im Grünen feiern“, Grillfest 
der DKP Werra-Meißner-Schwalm-Eder. 
Jane Zahn stellt Stücke aus ihrem neuen 
Programm „Wir HumaniTÄTER“ vor. Grill- 
hütte in Waldkappel-Burghofen, 16.00 Uhr. 

Bochum: „Hand in Hand gegen Rassis¬ 
mus - für Menschenrechte und Vielfalt!“ 
Menschenkette ab Rathausplatz, Haupt¬ 
bahnhof, Kirmesplatz an der Castroper 
Straße. Anschließend Kultur, Musikauf dem 
Flüchtlingsfest auf dem Dr.-Ruerplatz (In¬ 
nenstadt). Veranstalter: Bochumer Bündnis 
für Arbeit und soziale Gerechtigkeit. Start ist 
12.00 Uhr._ 

Freiburg: „Gemeinsam kämpfen-gemein¬ 
sam feiern: Vier Jahre Linkes Zentrum jade- 
lante!“ Sommerfest des Linken Zentrums. 
Glümerstraße 2,15.00 Uhr. 


MO ★ 20. JUNI 


Stadtlohn: „Die UZ“. Diskussion der DKP 
im Kreis Borken über aktuelle UZ-Artikel. 
DKP-Parteiraum, Vredenerstraße 54 (bei 
Tenbusch), 19.15 Uhr. 


Dl ★ 21. JUNI 


Rostock: Roter Stammtisch Rostock - UZ- 
Lesertreff. Freigarten, Doberaner Straße 21, 
19.30 Uhr. _ 

Bremen: „75. Jahrestag des faschistischen 
Überfalls auf die Sowjetunion“, Mitglieder¬ 
versammlung der DKP Bremen-Nord. Gus¬ 
tav Heinemann-Bürgerhaus, Raum B 30, 
19.30 Uhr. 


Ml ★ 22. JUNI 


Nürnberg: Mitgliederversammlung der DKP 
Nürnberger Land im „ Floraheim „ in Rö¬ 
thenbach/Pegnitz, 19 Uhr. Thema: Presse¬ 
fest der UZ und kommunale Aufgaben. 


DO ★ 23. JUNI 


Marburg: „Der Aufstand des Abendlan¬ 
des - AfD, Pegida & Co.“ Veranstaltung der 
DKP Marburg-Biedenkopf mit Phillip Be¬ 


cher, Marxistische Blätter, Gewerkschafts¬ 
haus, Käte-Dinnebier-Saal, Bahnhofstra¬ 
ße 6,19.30 Uhr. 

Dortmund: DKP erinnert an den Überfall 
auf die Sowjetunion vor 75 Jahren mit Erik 
Höhne, Vorsitzender der Geschichtskommis¬ 
sion beim Parteivorstand der DKP. Zentrum 
für Kultur und Politik, Oesterholzstraße 27, 
19.00 Uhr. 

Nürnberg: „Neues aus Stadtrat und Linker 
Liste“, Gruppenabend der DKP. Rotes Zen¬ 
trum, Reichstraße 8,19.00 Uhr. 

Suhl: „Konflikte der Gegenwart und ihre 
Ursachen im heutigen Kapitalismus“, Ver¬ 
anstaltung des RotFuchsförderverein e.V. 
Regionalgruppe Suhl und Umgebung mit 
Arnold Schölzel. Vereinshaus (ehemali¬ 
ges Waisenhaus) Neundorfer Straße 25, 
17.00 Uhr. 


FR ★ 24. JUNI 


Oldenburg: „Die Leninsche Imperialismus- 
Analyse“ , Bildungswochenende der DKP Ol¬ 
denburg vom 24. bis 26. Juni in der Weser¬ 
marsch. Nähere Informationen und Anmel¬ 
dungen unter gv@dkp-oldenburg.de. 


Dl ★ 28. JUNI 


Recklinghausen: DKP-Treff. Ladenlokal 
Kellerstraße 7,19.30 Uhr. 


Ml ★29. JUNI 


Darmstadt: Mitgliederversammlung der 
DKP. LinksTreff Georg Fröba, Landgraf- 
Philipps-Anlage 32,19.00 Uhr. 

Terminankündigungen 

von Gliederungen der DKP gehören 
auch in die UZ! Bitte so schnell wie 
möglich, spätestens am Freitag eine 
Woche vor dem Erscheinungstermin 
der entsprechenden Ausgabe der UZ, 
möglichst auch mit Angabe des The¬ 
mas der Veranstaltung an termine@ 
unsere-zeit.de oder UZ-Redaktion, 
Hoffnungstraße 18,45127 Essen. 



Spenden für das 
UZ-Pressefest - 
Volksfest der DKP 

bitte auf folgendes Konto des DKP- 
Parteivorstands bei der GLS-Bank 
überweisen. 


IBAN: 

DE 63 4306 0967 4002 4875 01 


BIC: 

GENODEMiGLS 


wiA1w.yz-pre5sefMt.de 
www.dkp.de 
www. u n« re-zeit, de 


www.unsere-zeit.de 

www.uz-pressefest.de 


Jetzt abonnieren und 


Hiermit abonniere ich die UZ - Wochenzeitung der DKP. 


□ Zeitung / Drei-Monats-Abo (10,- €) 

□ Zeitung/Normal (132,-€/Jahr) 

□ Zeitung/Ermäßigt (66,-€/Jahr) 

□ Zeitung / Förderabo (min. 180,- € / Jahr) 

□ Online-Abo / Normal (96,- € / Jahr) 

□ Online-Abo / Ermäßigt (48,- € / Jahr) 

□ Online-Abo / Förderabo (144,- € / Jahr) 
Alle Preise inkl. MwSt. und Versand. 


Prämie 

3-Monats-Abo 

„Tag der Befreiung 
vom Faschismus - 
der Kampf geht weiter“ 
(Broschüre, 60 Seiten) 



sichern! 




Prämie ^ 
Jahresabo 

„Gespenst des 
Kommunismus“ 
(T-Shirt, schwarz) 
Herren: M - XXL 
Damen: S - XL 
Bitte Größe angeben! 



Ich zahle mein UZ-Abonnement □ monatlich* □vierteljährlich* □ halbjährlich □ jährlich *Nur bei SEPA Einzug möglich 
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Klaus Wagener über die brummenden Geschäfte der Sportzuhälter 


Der Milliarden-Kick 


Das Stadion ist 

kein Ort für Selbstzweifel 



Vor einiger Zeit entdeckte die deutsche 
Qualitätspresse, dass Joseph Blatter, ja 
der ganze Weltfußballverband (FIFA) 
ein korrupter Laden sei. Bekanntlich 
kassiert die FIFA, ein privater Verein, 
Milliarden-Euro-Beträge für Leistun¬ 
gen, welche Dritte zu erbringen haben. 
So etwas könnte man nicht nur Kor¬ 
ruption, sondern auch Zuhälterei nen¬ 
nen, selbst dann, wenn, was mehr als 
unwahrscheinlich ist, alles formal mit 
rechten Dingen zugehen würde. Kor¬ 
ruption und Zuhälterei sind integrale 
Bestandteile des FIFA-Systems, wie 
des Profi-Sports ganz allgemein, ganz 
gleichgültig, ob der oberste Geldein¬ 
treiber nun Blatter oder wie der aktu¬ 
elle Präsident des Verbandes Infanti- 
no heißt. Der Brüller ist der Umstand, 
dass diesem ehrenwerten Verein die 
Gemeinnützigkeit zuerkannt worden 
ist. 

War Blatter ganz plötzlich der 
Erzschurke, so werden Spiegel , FAZ 
&.Co. wesentlich schmallippiger, 
wenn es um die Beute des ebenfalls 
nicht gerade uneigennützigen hiesigen 
Fußballbusiness geht. Da¬ 
bei hat „Die Liga-Fußball- 
verband e.V.“ (ebenfalls 
ein eingetragener Verein) 
und ihre Tochter DFL, also 
der Zusammenschluss der 
profitorientierten, deut¬ 
schen Profifußballvereine, nun eben¬ 
falls die Milliarden-Euro-Grenze bei 
den Übertragungsrechten geknackt, 
sozusagen FIFA-, bzw. UEFA-Niveau 
erreicht. 

Im Lauf von vier Jahren, ab der 
Saison 2017/18, kassiert die DFL 
aus der Vergabe von Medienrech¬ 
ten 4,64 Mrd. Euro. Eine Steigerung 
gegenüber den laufenden Verträgen 
von 85 Prozent. Die durchschnittli¬ 
chen Jahreseinnahmen steigen damit 
auf 1,16 Mrd. Euro. Das ist noch nicht 
alles. Noch sind nicht alle Rechtepake¬ 
te verkauft, und dazu kommen eben¬ 
falls noch die Erlöse aus der Auslands¬ 
vermarktung. Hauptpartner bei den 
milliardenschweren Geschäften mit 
der Fußball-Begeisterung ist Rupert 
Murdochs „21st Century Fox“, genau¬ 
er dessen Tochter, Sky Deutschland. 
Sky Deutschland machte mit seiner 
weitgehenden Monopolposition 2015 
einen Umsatz von 1,8 Mrd. Euro. Aber 
auch die öffentlich-rechtlichen Sender 
halten es für ihre Aufgabe, sich an der 
Kommerzialisierung des Sports mit 
dreistelligen Millionenbeträgen zu 
beteiligen. 

Wie die FIFA vermarktet auch 
„Die Liga“ eine Leistung, die sie 
nicht erbringt, zu Lasten Dritter, die 
sich nicht wehren können. Jeder, ob 
er mit dem zweiten Auge in der ers¬ 
ten Reihe sitzen will, oder nicht, darf 


sich über seine Zwangsgebühr an der 
Finanzierung dieses Milliarden-Deals 
beteiligen, oder eben über die Umlage 
der Werbungskosten auf die von ihr 
oder ihm gekauften Produkte. 

Das einnehmende Wesen „der 
Liga“ ist umso bemerkenswerter, da 
es sie ohne die in diesem Fall freigie¬ 
bige öffentliche Hand kaum geben 
dürfte. Immerhin liegt die jährliche 
Subventionierung des profitorientier¬ 
ten Bundesligafußballs (Stadien, Plät¬ 
ze, Straßen, Infrastruktur, Sicherheit 
etc.) nach Expertenschätzung über al¬ 
les gerechnet bei etwa 500 Mio. Euro. 
Würde man das gesamte sportfördern¬ 
de gesellschaftliche Umfeld erfassen, 
ohne das es ja nicht geht, wäre es ver¬ 
mutlich noch weit mehr. Dazu tragen 
die klammen Städte- und Gemein¬ 
dekassen den Löwenanteil bei, Rich¬ 
tung 80 Prozent. Wenn es die öffent¬ 
liche Subventionierung nicht gäbe, 
wäre der Profifußball allenfalls eine 
sehr überschaubare Veranstaltung. 
Natürlich ließe sich argumentieren, 
dass Sport ein öffentliches Gut, ein 
Teil der staatlichen und 
staatlich finanzierten Da¬ 
seins- und Gesundheits¬ 
vorsorge sei, und dass es ein 
öffentliches Interesse und 
auch ein Recht an der me¬ 
dialen Übermittlung seiner 
wichtigen Ereignisse gäbe. Aber das 
ist bekanntlich altes Denken. Auch 
und gerade im Profisport gilt der schö¬ 
ne neoliberale Grundsatz Privat vor 
Staat. Soviel wie möglich privat kas¬ 
sieren und soviel wie dazu nötig staat¬ 
lich subventionieren. 

Die UEFA kassiert mehr als eine 
Milliarde Euro für die Übertragungs¬ 
rechte an der laufenden Europameis¬ 
terschaft. 180 Millionen dürfen al¬ 
lein ARD und ZDF hinblättern. An 
„Sponsoren“-Geldern kommen noch 
einmal 450 Mio. Euro hinzu. Die 
UEFA rechnet mit Gesamteinnah¬ 
men von 2 Mrd. Euro. Die Sportzu¬ 
hälter werden reich, die Zuschauer 
weniger und auch das Gastgeberland, 
Frankreich, wird seinen roten Zahlen 
weitere hinzufügen dürfen. Allein für 
die Modernisierung der Stadien wur¬ 
den 1,7 Mrd. Euro ausgegeben. 

Im römischen Kaiserreich ließ es 
sich der patrizische Adel einiges kos¬ 
ten, die Plebejer mit Brot und Spielen 
bei Laune zu halten, um weiter unge¬ 
stört die Ausplünderung Europas, des 
Nahen Ostens und Nordafrikas be¬ 
treiben zu können. An der Ausplün¬ 
derung hat sich nichts geändert, nur 
für die gute Laune soll der Plebs doch 
bitteschön selbst aufkommen. Nein, 
besser, Obsessionen sind ausbeutbar, 
nicht nur finanziell. Wie praktisch in 
Kriegs- und Krisenzeiten. 


D ass die Organisatoren des kom¬ 
merziellen Fußballsports in Eu¬ 
ropa und der Welt korrupt bis 
ins Mark sind, ist mittlerweile sogar 
auf deutschen Grundschulhöfen eine 
Binsenweisheit. Dass dieser Sport in 
den Profiligen jedoch so organisiert ist, 
dass Menschen mit Depressionen und, 
oder Suizidgedanken in dieser schein¬ 
bar heilen Glitzerwelt keinen Platz fin¬ 
den, daran erinnern die Selbstmorde 
des Torhüters Robert Enke (2009) und 
des Abwehrspielers Andreas Biermann 
(2014). Gerade kurz vor Beginn eines 
großen internationalen Turniers, wenn 
der Fußball noch schillernder darge¬ 
stellt wird als sonst, sei daran erinnert, 
dass Selbstzweifel und Depressionen 
im Profifußball noch weniger akzep¬ 
tiert sind als in der Gesellschaft der 
Normalsterblichen. Im Profifußball gilt 
noch stärker als sonst das Motto „Hö¬ 
her, schneller, weiter!“. Wer da nicht 
mithalten will, kann oder darf, der fällt 
raus. 

Der aktuelle Selbstmord des Trai¬ 
ners Sascha Lewandowski wird in Zu¬ 
sammenhang gebracht mit Ermittlun¬ 
gen gegen ihn, die wegen des Verdachts 
auf Kindesmissbrauch stattfinden. Das 
kann natürlich auch ein Grund für sei¬ 
nen Suizid am 8. Juni gewesen sein. 

Bevor der Verdacht auf Kindes¬ 
missbrauch öffentlich wurde, reagierten 
viele Vereine, bei denen Lewandows¬ 
ki einst beschäftigt war, via Facebook 
mit Kondolenzbekundungen. Deren 
Tenor liest sich in etwa so: Feiner Kerl, 


professioneller Trainer, immer ehrlich 
gewesen. Kein Zufall ist es, dass ein 
Viertligist, nämlich Rot-Weiß-Ober- 
hausen, in seiner Trauerbekundung als 
einziger das Thema Depression und 
Leistungssport aufgriff: „Depressio¬ 
nen, Burn-Out - Oft nicht sichtbar, da 
die Menschen die betroffen sind, alles 
tun - nur nicht ihre Schwäche zeigen. 
Diese Gesellschaft, diese Fußballwelt 
steht nicht auf schwache Menschen. 
Wir brauchen Köpfe, Leader, Kämpfer 

- wir brauchen niemanden der zweifelt, 
vor allem nicht an sich selbst. Wir wol¬ 
len uns an Hochleistungen der ande¬ 
ren ergötzen, oft auch nur deshalb, weil 
der eigene Horizont eingeschränkt ist. 
Und wenn einer Hochleistungen bringt, 
dann haben wir das erwartet, erfreuen 
uns kurz daran und stehen schon Ge¬ 
wehr bei Fuß, für den tiefen Fall. (...) 
Die Zeitungen werden sich sicherlich 
schnell einig sein: ,So darf es nicht wei¬ 
tergehen! 4 Nur um in wenigen Tagen, 
wenn der 23-jährige Götze den Ball aus 
sieben Metern nicht im Tor unterbringt, 
den Stab über ihm zu brechen. Es wird 
wieder Sechsen hageln. Menschen 
werden den Pranger gestellt. Aber was 
soll’s, dafür bekommen sie ja die vielen 
Millionen, nicht wahr?!“ 

Dazu muss gesagt werden, dass 
Profifußballer nicht einfach nur jeden 
Tag für viel Geld 90 Minuten einen 
Ball über das Feld schießen, sondern 

- um einen modernen soziologischen 
Begriff zu nutzen - „Arbeitskraftun¬ 
ternehmer“ sind, die sich dadurch aus¬ 


zeichnen, dass sie selbst in ihrer Freizeit 
an der Steigerung ihres Marktwerts ar¬ 
beiten: Durch Werbung, durch „Enga¬ 
gement“ in sozialen Netzwerken usw. 
Hinzu kommt, dass sie quasi ab dem 
Moment des Verlassens ihres Hauses 
im Fokus der Öffentlichkeit stehen: Je¬ 
der Schritt wird beobachtet, auf angeb¬ 
liche Skandale gewartet - mit wem ist 
er da unterwegs? War er in einer Knei¬ 
pe? Hier wird deutlich, dass Fußballer 
ihr ganzes Leben voll auf ihr Profida¬ 
sein ausrichten. Das fängt schon bei ta¬ 
lentierten Jugendfußballern an, die ihr 
ganzes Teenagerleben dem Traum op¬ 
fern, einer der wenigen zu werden, die 
es „schaffen“. 

Trotz aller Bekundungen nach dem 
Selbstmord von Robert Enke hat sich 
im Umgang mit dem Thema Depressi¬ 
onen im Profifußball nichts geändert. 
Andreas Biermann, der 2014 nach 
mehreren Suizidversuchen starb, ging 
von dem Trubel um Enkes Tod moti¬ 
viert mit seiner Krankheit an die Öf¬ 
fentlichkeit, wurde einmal kurz be¬ 
mitleidet und durch die Talkshows ge¬ 
schleift und - war nach Ablauf seines 
Vertrags beim FC St. Pauli vereinslos; 
keiner wollte ihn mehr spielen lassen. 
Hier ist wichtig zu betonen, dass der 
Fußball die Depressionen nicht her¬ 
vorgerufen hat, er aber alles andere 
als ein Umfeld darstellt, in dem man 
dieses Thema in Ruhe aufarbeiten und 
sich auf die vermeintlichen „Kollegen“ 
verlassen kann. 

Maurice Böse 
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Was die FAZ verschwieg 

Zum Tod von Rudi Altig 



R udi Altig ist gestorben. Die 
„Frankfurter Allgemeine“ wid¬ 
mete ihm einen ausführlichen 
Nachruf, der allerdings beträchtliche 
Mängel aufwies. Man las dort: „Er ist 
einzigartig, seit 50 Jahren. Unerreicht, 
obwohl es dem deutschen Radsport 
keineswegs an erstklassigen Renn¬ 
fahrern mangelt. Aber an Rudi Al¬ 
tig kam niemand heran. Jeder Ver¬ 


such, es ihm nachzumachen, scheiter¬ 
te, auch in jüngerer Vergangenheit, in 
der die aufstrebende Garde um John 
Degenkolb Jagd auf das Regenbo¬ 
gentrikot machte, auf das Kleid des 
Straßen-Weltmeisters. Das hatte Altig 
1966 gewonnen, als letzter Deutscher. 
Ein Coup auf dem Nürburgring in ei¬ 
nem Jahrzehnt, in dem Altig zu den 
dominierenden Figuren seiner Bran¬ 
che zählte. Er siegte nicht nur bei der 
WM, er entschied auch Klassiker wie 
die Flandern-Rundfahrt (1964) oder 
Mailand-San Remo (1968) für sich. 
Ein knorriger, manchmal polternder 
Mann, jemand, der sich nicht vor deut¬ 
lichen Worten scheute - und eine glän¬ 
zende Karriere, gespickt von Erfolgen. 
Altig, einer der besten und populärs¬ 
ten deutschen Radrennfahrer über¬ 
haupt, errang insgesamt 18 Etappen¬ 
siege bei den drei großen Rundfahr¬ 
ten Tour de France, Giro d’Italia und 
Vuelta. (...) Altig war zuvor bereits auf 


der Bahn einer der Besten gewesen, in 
der Einerverfolgung holte er sich so¬ 
gar drei WM-Titel. (...) Auch er war 
positiv getestet worden, bei der Tour 

1969 wurde ihm die Einnahme von 
Amphetaminen nachgewiesen. 1966 
hatte er sich beim belgischen Rennen 
Fleche Wallonne einer Kontrolle ent¬ 
zogen. Für Altig, der den Beinamen 
,radelnde Apotheke 4 erhielt, war dies 
jedoch ,Kleinkram 4 .(...) Altig arbeite¬ 
te als Bundestrainer der Straßenama¬ 
teure, war Sportlicher Leiter bei tra¬ 
ditionsreichen deutschen Rennen wie 
„Rund um Köln“ oder „Rund um den 
Henninger Turm“ in Frankfurt, wo er 

1970 Sieger geworden war.“ 

Wo da „Mängel“ gewesen sein mö¬ 
gen? Unterschlagen hatte die FAZ, 
dass er einen Appell unterschrieben 
hatte, der ihm beträchtlichen Ärger 
eintrug, dieweil er nicht im Sinne der 
bundesdeutschen Sportobrigkeit ge¬ 
wesen war. 


Worum es ging? Hier der Wortlaut: 
„Es ist zwanzig Jahre her, dass deut¬ 
sche Sportlerinnen und Sportler aus 
Ost und West eine Initiative für den 
Frieden gründeten. Der Ruderolym¬ 
piasieger von Mexiko, Horst Meyer, 
stand an ihrer Spitze. NOK-Präsident 
Willi Daume bekannte sich zu ihr, Wil¬ 
ly Brandt schickte eine Grußbotschaft 
an das 1985 arrangierte „Sportler-für- 
den-Frieden“-Sportfest in der Dort¬ 
munder Westfalenhalle: „Mein Wunsch 
ist, dass es mit dieser Veranstaltung ge¬ 
lingt, ein Beispiel dafür zu geben, wie 
Sportler und sportinteressierte Bürger 
über sonst Trennendes hinweg fried¬ 
lich und freundschaftlich einander be¬ 
gegnen und miteinander diskutieren 44 . 
Uns dieses Ratschlags erinnernd und 
darauf verweisend, dass der deutsche 
Sport Gastgeber für die Olympischen 
Spiele sein wollte, plädieren wir dafür, 
dass möglichst viele deutsche Sportle¬ 
rinnen und Sportler ihre Stimme ge¬ 


gen einen drohenden Krieg im Irak 
oder sonst wo auf der Welt erheben. 
Gerade weil auch der Sport seit jeher 
ein Symbol für friedliches Miteinander 
ist, gilt unser ganzes Engagement dem 
Frieden in der Welt.“ Initiiert hatte die¬ 
sen Appell ein Trio mit Gustav Adolf 
Schur - aufgewachsen in der DDR - an 
der Spitze. 

Schur war nie um eine Weltmeis¬ 
terschaft gegen Altig gefahren, weil er 
Amateur war und Altig Profi. Als es um 
den Weltfrieden ging, hatte der Ama¬ 
teur den Profi gefragt, ob er den Ap¬ 
pell auch unterschreiben würde - und 
der Profi wollte. Als sie sich eines Tages 
begegneten, verhehlte Altig nicht, dass 
er wegen dieser Unterschrift beträcht¬ 
lichen Ärger bekommen hatte, aber - 
Charakter des Altig - die Unterschrift 
nicht annullierte. Auch sonst tat Altig 
manches, was auch Schur getan hatte. 
Beide stiegen auf ihre Räder und fuh¬ 
ren für krebskranke Kinder. 

Mithin: Die beiden waren nie ge¬ 
geneinander gefahren, aber oft mit¬ 
einander. Das las man nicht in der 
FAZ, deshalb schloss die UZ diese Lü¬ 
cke. Klaus Huhn 













